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ABKÜRZUNGEN

D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 

Vj Vierteljahr

Hj Halbjahr

a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Tiefer gehende Internet-Verlinkungen sind hinterlegt.
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EDITORIAL
Dr. Georg Thiel

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

auf den Angriff Russlands auf die Ukraine hat Deutschland ebenso wie viele andere 
Staaten mit weitreichenden wirtschaftlichen und politischen Sanktionen reagiert. 
Diese haben starke Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft auch in Deutsch­
land und beeinflussen damit direkt die Arbeit des Statistischen Bundesamtes: Als 
moderner und kundenorientierter Informationsdienstleister haben wir nicht nur den 
Anspruch, der führende Anbieter hochwertiger Statistiken in Deutschland zu sein, son­
dern reagieren auch schnell, um zu aktuellen Themen die notwendigen Hintergrund­
informationen anzubieten. So stellen wir in den Kurznachrichten dieser WISTA-Ausgabe 
das aktuelle Informationsangebot mit relevanten Daten zur Ukraine vor, das wir auf 
unserer Webseite kurzfristig aufgebaut haben. Zudem haben wir Grafiken zum Außen­
handel mit der Russischen Föderation sowie mit der Ukraine neu in die Übersicht wich­
tiger Kennzahlen aufgenommen und werden solche Angebote auch noch ausbauen. 

Doch wir wollen auch in anderen Bereichen noch schneller werden, steigern dazu 
weiterhin unsere Methodenkompetenz und verstärken unsere Kontakte zur Wissen­
schaft: Für das Jahr 2022 loben wir zwei Nachwuchspreise aus, den jährlichen Wis­
senschaftspreis „Statistical Science for the Society“ sowie einmalig den Sonderpreis 
„Corona – Auswirkungen der Pandemie auf Wirtschaft und Gesellschaft“. Zuvor stellen 
wir weitere prämierte Arbeiten des Jahres 2021 vor: Maria Thurow hat in einer Simu­
lationsstudie verschiedene Imputationsmethoden miteinander verglichen, Christina 
Meyer untersuchte geschlechtsspezifisches Altersvorsorgeverhalten mit dem deut­
schen Taxpayer-Panel und David Kläffling prüfte politökonomische Einflussfaktoren 
auf die aggregierten Ersparnisse des Unternehmenssektors.

Ich wünsche Ihnen auch mit dieser Ausgabe eine interessante Lektüre!

Präsident des Statistischen Bundesamtes

3Statistisches Bundesamt | WISTA | 2 | 2022
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Kennzahlen und Indikatoren
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Stand: 12.04.2022

2021

Januar 106,3

Februar 107,0

März 107,5

April 108,2

Mai 108,7

Juni 109,1

Juli 110,1

August 110,1

September 110,1

Oktober 110,7
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Dezember 111,1
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Januar 111,5

Februar 112,5
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2015 = 100
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Veränderung
zum Vorjahresmonat

7,3 %
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EXDAT – Experimentelle Daten

In der Rubrik „EXDAT – Experimentelle Daten“ veröffentlicht das Statistische 
Bundesamt regelmäßig neue, innovative Projektergebnisse. Sie entstehen auf 
der Grundlage neuer Datenquellen und Methoden. Im Reifegrad unterscheiden 
sie sich von amtlichen Statistiken, insbesondere in Bezug auf Harmonisierung, 
Erfassungsbereich und Methodik. Doch die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass 
experimentelle Daten gerade in Krisenzeiten eine wertvolle und unverzichtbare 
Ergänzung zum amtlichen Datenangebot sind, weil sie eine schnellere Bericht-
erstattung ermöglichen.

 www.destatis.de/exdat

Ukraine

Der Angriff Russlands auf die Ukraine und die damit verbundenen Sanktionen 
haben starke Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft und den Energiesektor. 
Auf einer Sonderseite zum Thema stellt das Statistische Bundesamt relevante 
Daten zur Verfügung. Über die Seite gelangt man auch zu Informationen und 
Hilfsangeboten für Geflüchtete, die vom Bundesministerium des Innern und für 
Heimat zusammengestellt wurden.

 www.destatis.de/Im-Fokus/Ukraine

Datenportal: Dashboard Deutschland

Das vom Statistischen Bundesamt neu entwickelte Datenportal bietet hochaktu-
elle und hochfrequente Zahlen, Daten und Fakten zu den Themen Arbeitsmarkt, 
Gesundheit, Konjunktur und Wirtschaft, Bauen und Wohnen, Mobilität und 
Finanzmärkte. Es trägt damit zu einem faktenbasierten demokratischen Diskurs 
der Öffentlichkeit und zur evidenzbasierten Entscheidungsfindung durch Politik 
und Verwaltung bei. Im Zusammenhang mit der derzeitigen Situation auf dem 
Energiemarkt wird das Datenangebot wöchentlich um Tagesdurchschnittspreise 
für Kraftstoffe erweitert.

 www.dashboard-deutschland.de

http://www.destatis.de/exdat
https://www.destatis.de/DE/Im-Fokus/Ukraine/_inhalt.html
https://www.dashboard-deutschland.de/#/
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Inflation – das statistische Angebot rund ums Thema

Die derzeit hohen Inflationsraten stehen im Fokus. Aktuelle Zahlen und Fakten 
sowie weiterführende Informationen stellt das Statistische Bundesamt auf der 
Themenseite zur Inflationsrate auf Endverbraucherebene zur Verfügung. Das 
Video „Verbraucherpreisindex und Inflation kurz erklärt“ bietet einen kurzen, 
kompakten Einstieg ins Thema. Und mithilfe des persönlichen Inflationsrechners 
kann ermittelt werden, wie sehr die persönliche von der amtlichen Teuerungsrate 
abweicht.

European Statistical Recovery Dashboard

Das während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 
gemeinsam entwickelte europäische Dashboard bildet die wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklungen infolge der Corona-Pandemie in der Europäischen 
Union insgesamt und ihren einzelnen Mitgliedstaaten ab. Mehr als 20 Indika-
toren ermöglichen Vergleiche zwischen den EU-Mitgliedstaaten. Die interaktive 
An wendung erlaubt eine personalisierte Darstellung sowie das Herunterladen 
und Weiterverarbeiten der statistischen Daten.

 ec.europa.eu/eurostat

Corona-Statistiken – Auswirkungen der COVID-19-Pandemie

Die globale Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus und die damit verbundenen Maß-
nahmen zur Eindämmung der Pandemie treffen Gesellschaft und Wirtschaft stark. 
Die langfristigen Folgen der Corona-Pandemie sind noch nicht überschaubar. Auf 
der Sonderseite „Corona-Statistiken“ werden statistische Ergebnisse präsentiert, 
in denen sich bereits die Auswirkungen zeigen oder in denen Auswirkungen zu 
erwarten sind. Dazu gehören auch neue Statistiken und Auswertungen, die das 
Statistische Bundesamt kurzfristig seit Beginn der Coronakrise bereitgestellt hat, 
um den Bedarf an Zahlen am aktuellen Rand zu decken:

 www.destatis.de/corona

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/inflation.html
https://service.destatis.de/inflationsrechner/
https://ec.europa.eu/eurostat/cache/recovery-dashboard/
http://www.destatis.de/corona


KURZNACHRICHTEN

IM FOKUS: UKRAINE

Aktuelle Informationsangebote 
zur Ukraine 

Der Angriff Russlands auf die Ukraine und die damit 
verbundenen Sanktionen haben starke Auswirkungen 
auf Wirtschaft, Gesellschaft und den Energiesektor. Auf 
einer Sonderseite zum Thema hat das Statistische Bun-
desamt relevante Daten zusammengestellt:

	 www.destatis.de/DE/Im-Fokus/Ukraine

Über die Seite gelangt man zudem zu Informationen und 
Hilfsangeboten für Geflüchtete, die das Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat anbietet. Das Online
portal Germany4Ukraine.de stellt Basisinformationen 
für in Deutschland angekommene Geflüchtete aus der 
Ukraine zur Verfügung. Das mehrsprachige Webangebot, 
das sukzessive ausgebaut wird, liefert auch einen Über-
blick über mögliche Hilfen:

	 Germany4Ukraine

Hilfe bei der Orientierung in Deutschland bietet zudem 
die Germany4Ukraine-App. Sie gibt einen aktuellen 
Überblick über Informationen, Unterkünfte und ärztliche 
Versorgung für Geflüchtete aus der Ukraine. Die Germa-
ny4Ukraine-App ist die zentrale mobile Anlaufstelle der 
Bundesregierung, die auf Ukrainisch, Russisch, Englisch 
und Deutsch beim Start in Deutschland unterstützt. Die 
kostenlose Germany4Ukraine-App gibt es für Android- 
und iOS-Geräte im Play-Store und im App-Store. 

OECD-Wirtschaftsausblick, Zwischen-
ausgabe März 2022: Wirtschaftliche 
und soziale Auswirkungen und 
Politikimplikationen des Kriegs 
in der Ukraine 

Der Ukrainekrieg wird tiefgreifende Auswirkungen auf 
die Länder der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) und die Welt insge-
samt haben. Die humanitären Kosten sind bereits gewal-
tig: Millionen Menschen fliehen aus dem Kriegsgebiet.

Dieser Zwischenausblick stellt eine Aktualisierung des 
OECD-Wirtschaftsausblicks vom Dezember 2021 dar. 
Er befasst sich mit den möglichen wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen des Kriegs, der die Erholung der Welt-
wirtschaft von der Corona-Pandemie verlangsamen und 
die Inflation weltweit noch stärker in die Höhe treiben 
dürfte.

 www.oecd-ilibrary.org

Statistisches Bundesamt | WISTA | 2 | 202210
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Kurznachrichten

IN EIGENER SACHE

Ausschreibung der Wissenschafts-
preise 2022: „Statistical Science 
for the Society“ und „Corona – 
Auswirkungen der Pandemie auf 
Wirtschaft und Gesellschaft“

Das Statistische Bundesamt vergibt seit 1999 Förder-
preise an junge Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler in den Kategorien Dissertationen sowie Mas-
ter- und Bachelorarbeiten (einschließlich Diplom- und 
Magisterarbeiten). Mit der Ausschreibung im Jahr 2022 
erfolgt eine Umbenennung des bisherigen Gerhard-
Fürst-Preises: Der neue Name „Statistical Science for the 
Society“ zeigt zum einen die Internationalität des Prei-
ses, zum anderen bringt er 
zum Ausdruck, dass sowohl 
die akademische als auch 
die amtliche Statistik dem 
Gemeinwohl verpflichtet sind.

Ausgezeichnet mit dem jährlichen Wissenschaftspreis 
„Statistical Science for the Society“ werden heraus-
ragende Arbeiten, die

> theoretische Themen mit einem engen Bezug zum 
Aufgabenspektrum der amtlichen Statistik behandeln 
oder 

> empirische Fragestellungen unter intensiver Nutzung 
von Daten der amtlichen Statistik untersuchen.

Im Jahr 2022 wird zusätzlich ein Sonderpreis für her-
ausragende wissenschaftliche Arbeiten zum Thema 
„Corona – Auswirkungen der Pandemie auf Wirtschaft 
und Gesellschaft“ vergeben. Datenbasis der Arbeiten, 
die für diesen Sonderpreis eingereicht werden, müssen 
Regionaldaten sein, die in der Datensammlung Corona-
Daten Deutschland zur Verfügung stehen. 

Die Bewerbungsfrist für beide Preise endet am 15. Mai 
2022. Die Teilnahmebedingungen und weitere Infor-
mationen stehen zur Verfügung unter: 

 www.destatis.de/wissenschaftspreis

Neue Website zur 
Hauptstadtkommunikation 

Das Statistische Bundesamt hat eine neue Website zur 
Hauptstadtkommunikation freigeschaltet:

 www.destatis.de/DE/Service/ 
Hauptstadtkommunikation

Die Hauptstadtkommunikation bildet die Schnittstelle 
des Statistischen Bundesamtes zur Politik in der Haupt-
stadt. Ziel ist, politische Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger über aktuelle Themen, neue Pro-
dukte und interessante Innovationen des Statistischen 
Bundesamtes zu informieren. Bei Fragen zur amtlichen 
Statistik ist die Hauptstadtkommunikation die Anlauf-
stelle für Institutionen aus Politik und Verwaltung.

Die neue Website führt auch zum StatistikBrief, einem 
Newsletter-Format, das quartalsweise über Neuigkeiten 
aus dem Statistischen Bundesamt informiert. Der Sta-
tistikBrief präsentiert eine breite Auswahl an aktuellen 
Themen, stellt innovative Produkte vor und berichtet 
über neue Entwicklungen, wie den Einsatz von maschi-
nellem Lernen und experimentellen Daten in der amt-
lichen Statistik. 

Die Erstausgabe thematisiert unter anderem den Krieg 
in der Ukraine und stellt Veranstaltungen und Veröffent-
lichungen des Statistischen Bundesamtes vor.

 www.destatis.de

AUS ALLER WELT

53. Sitzung der Statistischen 
Kommission der Vereinten Nationen

Die Statistische Kommission der Vereinten Nationen 
(UN) ist das höchste Organ im globalen statistischen Sys-
tem. Sie ist ein beratendes Organ des UN-Wirtschafts- 
und Sozialrates (ECOSOC) und befasst sich mit der Wei-
terentwicklung, Harmonisierung und Implementierung 
internationaler statistischer Methoden und Verfahren. In 
ihr sind die statistischen Institutionen der UN-Mitglied-
staaten auf Leitungsebene vertreten, das Statistische 
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Bundesamt ist für Deutschland bis Ende 2024 eines der 
24 Mitglieder der Statistischen Kommission. 

Die 53. Sitzung fand vom 28. Februar bis 4. März 2022 
aufgrund der Corona-Pandemie erneut in virtueller Form 
statt. Das Europäische Statistische System (ESS) hat 
für einige Tagesordnungspunkte eine vorher mit den 
EU-Mitgliedstaaten abgestimmte gemeinsame Stellung-
nahme abgegeben. 

Die Statistische Kommission hat die neue Geschäftsord-
nung angenommen und legt sie dem ECOSOC zur Geneh-
migung vor. Die Überarbeitung berücksichtigt neue Ent-
wicklungen in der amtlichen Statistik künftig besser: 
Dazu zählen der Ansatz der Digitalisierung, der freie und 
einfache Zugang zu Statistiken und eine mögliche neue 
Rolle der Statistik in Form einer neuen Daten Governance, 
dem Data-Stewardship-Ansatz. Das ESS begrüßte in sei-
ner Stellungnahme die Aktualisierung des Mandats der 
Statistischen Kommission. Gleichzeitig verwies es auf 
die wachsende Rolle der nationalen statistischen Ämter 
in der sich wandelnden Datenlandschaft und die damit 
verbundene Verantwortung für die Datenverwaltung in 
den nationalen Datenökosystemen. Das ESS unterstützte 
zugleich die stärkere Integration von raumbezogenen 
Informationen in Statistiken, unter anderem auch durch 
Daten der Fernerkundung.

Schwerpunkt der Diskussion zur Agenda 2030 war in 
diesem Jahr die stärkere Georeferenzierung der Indi-
katoren, um künftig kleinräumige Daten noch besser 
darstellen zu können. Außerdem wurde die Einbezie-
hung von neuen statistischen Methoden, Verfahren und 
Datenquellen diskutiert, um vorhandene Datenlücken 
schließen zu können. Das ESS begrüßte insgesamt die 
Fortschritte und die Einführung eines neuen Indikators 
(17.3: Finanzierung von Entwicklungshilfe). Deutschland 
betonte die Notwendigkeit, die Methodenentwicklung 
beispielsweise zur Nutzung der Geodaten eng mit den 
Expertinnen und Experten der jeweils inhaltlich betroffe-
nen amtlichen Statistik abzustimmen.

Im Zusammenhang mit dem Thema Klimawandel hat 
die Statistische Kommission ein Global Set als Rahmen 
für Statistiken und Indikatoren zum Klimawandel verab-
schiedet. Deutschland begrüßte die damit verbundene 
bessere Messbarkeit des Klimawandels. Gleichwohl 
bleibt unklar, inwieweit das mit 158 Indikatoren sehr 
umfangreich ausgefallene Global Set das bereits vor-
handene Set der Regionalkommission für Europa der 

Vereinten Nationen (UN ECE) ergänzt. Deutschland regte 
an, die Sets aufeinander abzustimmen und das beste-
hende Rahmenwerk der Umweltökonomischen Gesamt-
rechnungen, das eine hervorragende Grundlage zur 
Messung des Klimawandels bildet, zu berücksichtigen. 

Die weiteren Arbeiten an den Umweltgesamtrechnungen 
(UGR) und insbesondere zum internationalen Handbuch 
der UGR (SEEA – System of Environmental-Economic 
Accounting) wurden vorgestellt. Wesentliche Punkte 
sind eine für das Jahr 2023 geplante Bestandsanalyse zu 
allen Themen und Gremien der UGR sowie die mögliche 
Entwicklung weiterer thematischer Konten des SEEA. 

Die UN-Arbeitsgruppe zu den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen (Intersecretariat Working Group on 
National Accounts) berichtete zum Fortschritt der Revi-
sionsarbeiten am UN System of National Accounts (SNA) 
2008 mit dem künftigen Basisjahr 2025. Die nächsten 
konkreten Arbeitsschritte sind die Durchführung von 
Tests zur Prüfung der Tauglichkeit und Durchführbarkeit 
der Leitlinien. 

Die Statistische Kommission stimmte dem neuen Struk-
turentwurf der International Standard Industrial Classi-
fication (ISIC) zu. Die ISIC untergliedert wirtschaftliche 
Aktivitäten in verschiedene Wirtschaftszweige, Unter-
nehmen werden nach der Bemessungsgrundlage ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit dann einem Wirtschaftszweig 
zugeordnet. Die Klassifikation soll spätestens im Jahr 
2025, zeitgleich mit dem Ende der SNA-Revision, ange-
passt sein.

Das erneuerte Mandat der Arbeitsgruppe Data Stew-
ardship sieht keine zeitliche Begrenzung mehr vor, die 
Arbeitsgruppe arbeitet unter der Schirmherrschaft der 
Statistischen Kommission und erstattet ihr jährlich 
Bericht. Die Arbeitsgruppe wird sich zunächst darauf 
konzentrieren, erste Ansätze zur Umsetzung, einschließ-
lich der Bestimmung von Definitionen und Terminolo-
gien, zu entwickeln. 

Die Statistische Kommission nahm den Fortschritts
bericht zur weltweiten Zensusrunde 2020 zur Kenntnis. 
Das von der Statistischen Kommission eingerichtete 
Dashboard dokumentiert einen weltweit negativen Ein-
fluss der Corona-Pandemie auf die Durchführung der 
Zensusrunde. 
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Die Statistische Kommission unterstützt zudem die vor-
geschlagene Ausrichtung der Arbeit des UN Committee 
of Experts on Big Data and Data Science (UNCEBD) im 
Bereich Big Data. Aus deutscher Sicht ist insbeson-
dere die Entwicklung eines strategischen Ansatzes für 
die Zusammenarbeit mit dem Privatsektor relevant, da 
privat gehaltene Daten die amtliche Statistik in einer 
qualitativ hochwertigen, kleinräumigen und zeitnahen 
Bereitstellung von Daten unterstützen können. Hierfür 
muss ein verlässlicher Zugang zu diesen Daten geschaf-
fen werden. Außerdem befürwortete Deutschland eine 
Vernetzung von Geoinformationen und amtlichen sta-
tistischen Daten und ist unter anderem in der United 
Nations Expert Group on the Integration of Statistical 
and Geospatial Information (UN-GGIM) aktiv.

Alle Unterlagen zur Sitzung stehen auf der Website der 
Statistischen Kommission zur Verfügung.

	 unstats.un.org

AUS EUROPA

48. Sitzung des AESS

Im Fokus der 48. Sitzung des Ausschusses für das Sta-
tistische System (AESS) am 10. und 11. Februar 2022 
in Luxemburg standen insbesondere die Themen Ein-
beziehung von selbstgenutztem Wohneigentum in den 
Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI), die Neu-
gestaltung der europäischen Bevölkerungsstatistiken 
sowie das weitere Vorgehen hinsichtlich der Revision 
der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in 
der Europäischen Gemeinschaft (NACE). 

Die Europäische Zentralbank hat in einem Forschungs-
papier vom September 2021 die Einbeziehung des 
selbstgenutzten Wohneigentums in den HVPI empfoh-
len. Einige Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU), darunter auch Deutschland, bemängelten die zu 
große Zahl an Indikatoren zur Preisentwicklung, die 
zu Missverständnissen bei den Nutzergruppen führen 
könnten. Da die Europäische Zentralbank von einer Ver-
öffentlichung eines entsprechenden Indikators bereits 
im Frühjahr 2022 ausgegangen ist, hat der AESS zur Klä-
rung der möglichen Umsetzung und einer entsprechen-

den Kommunikationsstrategie die Einrichtung einer Task 
Force beschlossen.

Die angestrebte Neugestaltung der europäischen Bevöl-
kerungsstatistiken sollte nach Auffassung des Statisti-
schen Amtes der EU (Eurostat) dazu führen, die Zahl der 
Erhebungen zu verringern sowie Verwaltungsdaten und 
andere Datenquellen stärker zu nutzen. Der AESS hat 
deshalb den Fortschrittsbericht zu den laufenden Arbei-
ten zur Erstellung einer neuen Rahmenverordnung zu 
den Bevölkerungsstatistiken intensiv diskutiert. Im Mit-
telpunkt stand die Frage, ob die seitens der Nutzenden 
nachgefragten sozio-demografischen Erhebungsmerk-
male fester Bestandteil des Zensus sein sollten. Der Zen-
sus fokussiert zunehmend auf die Nutzung von Regis-
tern, die gewünschten Angaben sind dort aber nicht 
enthalten. Daher sprachen sich zahlreiche Mitgliedstaa-
ten dafür aus, diese Merkmale in bereits bestehende 
andere Haushaltserhebungen zu integrieren. Eine Task 
Force soll dazu Lösungsstrategien erarbeiten.

Die europäische Klassifikation der Wirtschaftszweige 
(NACE) bedarf aufgrund von Veränderungen in den Wirt-
schaftsbereichen Digitale Wirtschaft, Globalisierung und 
elektronischer Handel, Bioökonomie und Kreislaufwirt-
schaft inzwischen der Überarbeitung. Damit einher geht 
eine Modifizierung des internationalen Pendants, der 
International Standard Industrial Classification (ISIC). 
Deren Systematik ist in der diesjährigen Sitzung der 
Statistischen Kommission im März 2022 verabschiedet 
worden. Das Statistische Bundesamt begrüßt die Über-
arbeitung der NACE, erachtet jedoch eine redaktionelle 
Überarbeitung des NACE-Strukturentwurfs, wie auch 
eine präzise inhaltliche Abstimmung für die Bezeichnun-
gen der einzelnen Gliederungspositionen als zwingend 
notwendig. Der Zeitplan für die NACE-Umstellung ist eng 
bemessen, Eurostat plant bereits für den Februar 2023 
die Vorlage eines Entwurfs eines delegierten Rechts
aktes zur NACE.

Im Zusammenhang mit der Bewertung der Ergebnisse der 
Europäischen Amtsleiterkonferenz DGINS vom 27. und 
28. Oktober 2021 in Warschau hat der AESS das Poten-
zial der Integration der Daten aus der Erdbeobachtung 
in die amtliche Statistikproduktion begrüßt. Aufgrund 
der Komplexität des Vorhabens, Satellitenbilder auszu-
werten und in statistische Aussagen zu transformieren, 
haben die Teilnehmenden die Schwerpunktsetzung auf 
folgende Statistikbereiche empfohlen: Landnutzung, 
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Landwirtschaft, Umwelt und maritime Angelegenheiten. 
Ein weiterer Vorschlag ist, die Integration der Erdbeob-
achtung in die Diskussion der Revision der europäischen 
Statistikverordnung (EG) 223/2009 einzubeziehen.

Der AESS hat die vorgeschlagene Kurzliste zu Empfeh-
lungen, die Umweltstatistik künftig auf einen besseren 
Erkenntnisgewinn zum Thema Klimawandel hin aus-
zurichten, gebilligt. Die Empfehlungen zu den Treib
hausgasemissionen (ökologischer Fußabdruck) und die 
Erweiterung der Gebäuderegister um Informationen zum 
nachhaltigen Bauen (einschließlich Bestandsgebäude) 
sind vom AESS als besonders wichtig definiert worden. 
Unter anderem hatte Deutschland die Notwendigkeit 
einer Prioritätensetzung in der Umweltstatistik betont, 
da wünschenswerte Anpassungen aufgrund fehlender 
Ressourcen nicht zeitgleich erfolgen können. 

Die Thematik „Aktualität“ ist im AESS wieder verstärkt 
in den Fokus gerückt. Um die Aktualität zu verbessern 
schlägt Eurostat verschiedene Maßnahmen vor. Dazu 
zählen ein Portfolio an experimentellen Statistiken, eine 
geeignete Kommunikationspolitik und ein agiler Ansatz 
bei der Produktion von Statistiken. Deutschland begrüßt 
dieses Vorhaben und wird dieses Thema in der Task 
Force zur Revision der Europäischen Statistikverordnung 
(EG) 223/2009 einbringen.

Synthetic Data Challenge der UNECE

Ende Januar 2022 hat ein fünfköpfiges Team des Statisti-
schen Bundesamtes an der Synthetic Data Challenge der 
High-Level Group for the Modernisation of Official Statis-
tics der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen (UNECE) teilgenommen und den zweiten Platz 
erreicht. Im Fokus des Wettbewerbs standen Erzeugung 
und Nutzen synthetischer Daten für die Gewährleistung 
der statistischen Geheimhaltung in Datenangeboten der 
amtlichen Statistik. Ziel der Veranstaltung war, den als 
Ergebnis eines internationalen Projekts entstandenen 
Einstiegsleitfaden zu diesem Thema einer praktischen 
Bewährungsprobe zu unterziehen. 

Der Einstieg in die Theorie war anhand des Leitfadens in 
kürzester Zeit zu bewältigen, danach konnte direkt in die 
Praxis gestartet werden. Den Ausgangspunkt bildeten 
hierbei zwei Datensätze, auf deren Grundlage es jeweils 
galt, synthetische Daten zu erzeugen. Diese sollten als 
Ersatz für die Originaldaten dienen, um die Auskunft

gebenden vor Datenangriffen zu schützen. Dabei galt es, 
auf die Qualität der erzeugten Daten zu achten, um den 
Nutzen der künstlich erzeugten Daten für die amtliche 
Statistik zu gewährleisten. Mit unterschiedlichen, teil-
weise auf KI-Methoden basierenden Ansätzen erzeugte 
das deutsche Team zu jedem der Originaldatensätze 
jeweils fünf neue, synthetische Datensätze. In einem 
umfangreichen Abschlussbericht bewertete es deren 
Eignung für verschiedene Einsatzgebiete, wie die Bereit-
stellung für Forschende oder auch für die Nutzung in 
Veröffentlichungstabellen. Neben den im Einstiegsleit-
faden eingeführten Bewertungsmaßen entwickelte und 
nutzte das Team des Statistischen Bundesamtes hierbei 
ein eigenes Maß für die Beurteilung des Aufdeckungs
risikos.

Nähere Informationen zu den Modernisierungsprojekten 
der High-Level Group for the Modernisation of Official 
Statistics enthält deren Website. 

AUS DEM INLAND

Modernisierung der Konjunktur
statistik im Dienstleistungssektor

Der Dienstleistungssektor erwirtschaftet einen wesent
lichen Teil des deutschen Bruttoinlandsprodukts. Um der 
wirtschaftlichen Bedeutung dieses Sektors Rechnung zu 
tragen, hat das Statistische Bundesamt die Konjunktur-
berichterstattung im Dienstleistungssektor modernisiert: 

>	 Der Erfassungsbereich wurde um die Branchen 
„Grundstücks- und Wohnungswesen“ (WZ 68), 
„Vermietung von beweglichen Sachen“ (WZ 77) und 
„Gebäudebetreuung; Garten- und Landschaftsbau“ 
(WZ 81.1 und 81.3) erweitert. 

>	 Des Weiteren erfolgt die Berichterstattung seit Anfang 
April 2022 nicht mehr nur quartalsweise, sondern 
monatlich. Die monatliche Konjunkturberichterstat-
tung umfasst auch ein deutlich erweitertes Angebot 
in der Datenbank GENESIS-Online. 

>	 Als dritte Neuerung wird künftig neben den monat-
lichen Umsatz- und Beschäftigtenindizes auch ein 
Dienstleistungsproduktionsindex als Konjunktur
indikator veröffentlicht. Er stellt die preisbereinigte 
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Summe erbrachter Dienstleistungen auf der Grund-
lage der Bruttowertschöpfung im Vergleich zum Basis-
jahr 2015 dar. 

Detaillierte Informationen über den Dienstleistungspro-
duktionsindex und das neue Datenangebot in der Daten-
bank GENESIS-Online sind in den ausführlichen metho-
dischen Erläuterungen und dem Qualitätsbericht zur 
Konjunkturstatistik im Dienstleistungsbereich verfügbar. 

Neue EXDAT-Produkte

In der Rubrik „EXDAT – Experimentelle Daten“ veröf-
fentlicht das Statistische Bundesamt regelmäßig neue, 
innovative Projektergebnisse. Sie entstehen auf der 
Grundlage neuer Datenquellen und Methoden. Im Reife
grad unterscheiden sie sich von amtlichen Statistiken, 
insbesondere in Bezug auf Harmonisierung, Erfassungs-
bereich und Methodik. Dennoch sind es Ergebnisse der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, die 
interessante, neue Perspektiven auf verschiedene The-
menfelder der Statistik bieten:

>	 Methodenprojekt „Schnellschätzungen im 
Baugewerbe“

	 Lässt sich aus unvollständigen Erhebungsrückläufen 
zu einem früheren Zeitpunkt eine Schnellschätzung 
für das Baugewerbe ableiten? Ziel des Projektes ist, 
mithilfe von vorliegenden Vorabdaten die Aktualität 
der Monatserhebung im Bauhauptgewerbe sowie  
der Vierteljahreserhebung im Ausbaugewerbe zu  
verkürzen.

 baugewerbe-schnellschaetzungen

>	 Experimentelle georeferenzierte Bevölkerungszahl auf 
Basis der Bevölkerungsfortschreibung und Mobilfunk-
daten

	 Im Rahmen eines Verteilungsverfahrens werden die 
Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung von der 
Gemeindeebene anhand von Mobilfunkdaten auf 
eine kleinräumigere Ebene umverteilt.

 bevoelkerung-geo-mobilfunkdaten

>	 Konjunkturfrühindikator auf Basis von Passanten
frequenzen

	 Lässt sich aus der Veränderung von Passantenzahlen 
in Innenstädten ein Konjunkturfrühindikator für den 
Umsatz im stationären Einzelhandel entwickeln? 

Das Statistische Bundesamt untersucht den Zusam-
menhang zwischen amtlichem Einzelhandelsumsatz 
und Passantenzahlen künftig fortlaufend. Ziel ist zu 
prüfen, ob damit konjunkturelle Entwicklungen am 
aktuellen Rand besser und aktueller darstellbar sind 
als bisher durch die monatlichen amtlichen Daten zur 
Umsatzentwicklung im stationären Einzelhandel.

 passantenfrequenz-einzelhandel

>	 Buchungen von Unterkünften auf Online-Plattformen

	 Erstmals stehen Buchungsdaten ausgewählter 
Online-Plattformen für statistische Auswertungen 
zur Verfügung. In einem zweijährigen Forschungs-
projekt untersucht das Statistische Bundesamt unter 
anderem die Nutzbarkeit dieser Daten auf mögliche 
Ergänzungen des bestehenden Angebotes der amtli-
chen Tourismusstatistik unterhalb der gegenwärtigen 
Erhebungsgrenze.

 buchung-online-unterkuenfte

>	 Online-Stellenindex

	 Der Online-Stellenindex verfolgt die Entwicklung 
der Arbeitskräftenachfrage auf Online-Stellenmärkten 
unter Nutzung von im Internet veröffentlichten 
Stellenanzeigen.

 online-stellenindex

Neu: Interaktiver Konsumvergleich

Die neue Anwendung „Interaktiver Konsumvergleich“ 
zeigt, wofür der durchschnittliche Haushalt in Deutsch-
land sein Geld ausgibt. Dabei können Haushalte ihre 
eigenen Ausgaben in den Bereichen Wohnen, Mobilität 
und Essen mit den Durchschnittswerten jener Haushalte 
vergleichen, die ihnen am ähnlichsten sind.

Der interaktive Konsumvergleich liefert anhand amt
licher Daten und der individuellen Eingaben Antworten 
auf Fragen wie: „Gebe ich überdurchschnittlich viel für 
den Lebensmitteleinkauf aus? Was gibt ein Haushalt mit 
ähnlich hohem Einkommen eigentlich für Freizeit, Unter-
haltung und Kultur aus? Wenn ich die monatlichen Fix-
kosten meines Haushalts optisch zu den durchschnitt
lichen Lebenshaltungskosten aus der amtlichen Statistik 
gegenübergestellt sehe, kann ich möglicherweise Ein-
sparpotenziale für meinen Haushalt entdecken?“. Die 
Anwendung enthält Angaben zu vergleichbaren Haus-
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halten unabhängig davon, wo ein Haushalt in Deutsch-
land wohnt, ob es sich um einen großen oder kleinen 
Haushalt mit oder ohne Kinder handelt oder ob seine 
Einkommen vergleichsweise hoch oder niedrig sind. 

Der interaktive Konsumvergleich der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder ist kostenlos und anonym, 
keine der persönlichen Eingaben wird gespeichert. 

	 www.konsumvergleich.de

Online-Buchungssystem für 
Gastwissenschaftsarbeitsplätze

Die Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder (FDZ) treiben die Digitalisierung 
ihrer Serviceleistungen mit der Einführung eines Online-
Buchungssystems für ihre Gastwissenschaftsarbeits-
plätze (GWAP) weiter voran. Datennutzende können nun 
unter www.gwap-bs.de online nach verfügbaren GWAP-
Terminen in den FDZ-Standorten suchen, diese verbind-
lich reservieren sowie ihre Termine einfach und bequem 
verwalten.

Weitere Informationen zum Online-GWAP-Buchungssys-
tem der FDZ und zu dessen Nutzungsbedingungen ste-
hen zur Verfügung unter: 

	 www.forschungsdatenzentrum.de

VERANSTALTUNGEN

Call for Papers für die 
Statistische Woche 2022

Die Statistische Woche 2022 wird vom 20. bis 23. Sep-
tember 2022 an der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster stattfinden mit den Schwerpunktthemen Daten 
als Geschäftsmodell, Interpretable Machine Learning 
sowie Statistik, Daten, Corona.

Die Statistische Woche ist eine Veranstaltung der Deut-
schen Statistischen Gesellschaft gemeinsam mit dem 
Verband Deutscher Städtestatistiker. Auch die Deut-
sche Gesellschaft für Demographie wird mit Sektionen 
vertreten sein. Alle Statistikerinnen und Statistiker sind 

eingeladen, sich mit Vorträgen und/oder Postern zu 
beteiligen.

Die eingereichten Beiträge werden einem Begutach-
tungsprozess unterzogen. Es ist auch möglich, ganze Sit-
zungseinheiten (bestehend aus drei bis vier Vorträgen) 
vorzuschlagen.

Einreichungen sind noch bis zum 30. April 2022 mög-
lich; die Benachrichtigungen erfolgen bis zum 5. Juni 
2022.

	 statistische-woche.de 

„Berliner Demografiegespräch“ 
zum Begriff Migrationshintergrund

Die gemeinsame Vortragsreihe „Berliner Demografie-
gespräche“ des Bundesinstituts für Bevölkerungsfor-
schung und des Statistischen Bundesamtes wurde 
am 15. März 2022 mit einer Veranstaltung zum Thema 
„Abschied vom Migrationshintergrund? Vom Nutzen 
einer Kategorie in Forschung und Statistik“ fortgeführt. 

Das vierte „Berliner Demografiegespräch“ stieß mit rund 
180 Teilnehmenden unter anderem aus dem Deutschen 
Bundestag und verschiedenen Bundesministerien in der 
Zielgruppe Politik auf sehr großen Zuspruch. 

Die Vorträge und die anschließende Diskussion stehen 
auf dem YouTube-Kanal des Bundesinstituts für Bevöl-
kerungsforschung zur Verfügung.

NEUERSCHEINUNGEN

Regio-Stat-Katalog 2022 

Der Regionalstatistische Datenkatalog des Bundes und 
der Länder 2022 wird von den Statistischen Ämtern 
des Bundes und der Länder laufend überarbeitet und 
liegt nun aktualisiert zum Stand Januar 2022 vor. Er 
wird im Auftrag des Arbeitskreises Regionalstatistik vom 
Bayerischen Landesamt für Statistik herausgegeben und 
definiert die Tabellen und deren Geltungsbereich auf 
Gemeinde- und Kreisebene. 
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Die Daten können aus der Regionaldatenbank Deutsch-
land (www.regionalstatistik.de) abgerufen werden. Bei 
den Statistiken handelt es sich fast ausschließlich um 
Bundesstatistiken, die in regelmäßigen Abständen er
hoben werden.

Finanzierung von kleinen und 
mittleren Unternehmen 2022

Der OECD-Bericht „Financing SMEs and Entrepreneurs 
2022” beleuchtet die Auswirkungen der COVID-19-Krise 
auf die KMU-Finanzierung, indem er die jüngsten Ent-
wicklungen bei Fremd- und Eigenkapital, vermögensba-
sierter Finanzierung und politischen Rahmenbedingun-
gen in 48 Ländern weltweit verfolgt. Ein Kapitel bewertet 
die Entwicklung der KMU-Finanzierungsunterstützung 
während der Krise, von der Rettungs- bis zur Erholungs-
phase. Er dokumentiert einen Rückgang der KMU-bezo-
genen Unterstützung in den nationalen Konjunkturpake-
ten im Vergleich zu früheren Rettungsmaßnahmen.

	 www.oecd-ilibrary.org

Berufsberatungsangebote für 
Geringqualifizierte in Deutschland

Die Arbeitswelt verändert sich rasant, Stichworte dafür 
sind Digitalisierung, Dekarbonisierung oder demogra-
fischer Wandel. Gerade die Arbeitsplätze geringquali
fizierter Erwachsener sind durch neue Technologien  
und Automatisierungsprozesse bedroht. Individuali-
sierte Bildungs- und Berufsberatung ist deshalb beson-
ders wichtig, damit diese Gruppe den Anschluss auf 
dem Arbeitsmarkt nicht verliert. Doch in der komplexen 
Weiterbildungslandschaft Deutschlands nutzen derzeit 
vor allem höherqualifizierte Arbeitskräfte die bestehen-
den Angebote.

Der neue OECD-Bericht „Career Guidance for Low-Quali-
fied Workers in Germany“ gibt zunächst einen Überblick 
über das Berufsberatungsangebot auf Bundesebene 
und beschreibt dann den Beratungsbedarf und das 
Beratungsangebot in den Bundesländern Berlin und 
Nordrhein-Westfalen. Er informiert über die Unterstüt-
zungsangebote für Geringqualifizierte, zeigt auf, welche 
Erkenntnisse für andere Regionen und die nationale 

Ebene von Nutzen sein könnten, und gibt Empfehlun-
gen, wie die Angebote für diese Gruppe verbessert wer-
den können.

 www.oecd-ilibrary.org
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ZUSAMMENFASSUNG

Der Umgang mit unvollständigen Datensätzen stellt einen wichtigen Aspekt der Da-
tenaufbereitung dar. Häufig ist nicht bekannt, für welche Auswertung ein aus dem 
Bereich der amtlichen Statistik stammender Datensatz in Wissenschaft und Forschung 
verwendet wird. Sinnvoll ist daher, die Verteilung der ursprünglichen Daten möglichst 
gut zu reproduzieren. Hierfür wäre eine möglichst geeignete Imputationsmethode zu 
wählen. Ziel der diesem Beitrag zugrunde liegenden Arbeit ist es, in einer Simula
tionsstudie verschiedene Kenngrößen hinsichtlich ihrer Eignung zu beurteilen und die 
Güten verschiedener Imputationsmethoden anhand von zwei Beispieldatensätzen 
aus der amtlichen Statistik miteinander zu vergleichen. 

 Keywords: missing values – imputation methods – imputation accuracy – distri-
butional similarity – Campus files

ABSTRACT

Dealing with incomplete data sets is an important aspect of data processing. It is often 
not known for what analysis a set of data from official statistics will later be used in 
science and research. Therefore, it is reasonable to reproduce the distribution of the 
original data as closely as possible. To this end, it is important to choose the most 
appropriate imputation method. The thesis described in this article uses a simulation 
study to assess the suitability of different quantities for comparing the goodness of fit 
of different imputation methods, based on two example data sets from official statis-
tics.
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1 

Einleitung

Bei der Datenaufbereitung stellt der Umgang mit fehlen-
den Werten in einem Datensatz einen wichtigen Aspekt 
dar. Ein möglicher Ansatz ist das Entfernen unvollstän-
diger Beobachtungen aus dem Datensatz (Complete 
Case Analysis). Eine Alternative zu diesem Verfahren 
ist die Imputation, bei der plausible Werte fehlende 
Werte ersetzen. Die Wahl einer geeigneten Imputati-
onsmethode hängt dabei von der späteren Verwendung 
des Datensatzes ab. Ist diese nicht bekannt, sollte die 
zugrundeliegende Verteilung der Daten durch die Impu-
tation möglichst gut reproduziert werden und viele spä-
tere Anwendungen ermöglichen. Eine Möglichkeit, eine 
geeignete Kenngröße zu bestimmen, mit deren Hilfe die 
Abstände der (univariaten) Verteilungen der Variablen 
der ursprünglichen und der imputierten Daten bestimmt 
werden können, ist die Durchführung von Simulationen. 

Eine solche Simulation wird in der diesem Beitrag 
zugrunde liegenden Arbeit anhand zweier Datensätze 
aus dem Bereich der amtlichen Statistik durchgeführt. 
Hierzu werden zuerst fehlende Werte in zwei Datensät-
zen simuliert. Anschließend werden die unvollständi-
gen Datensätze mithilfe verschiedener Imputations-
methoden imputiert. Im Anschluss daran erfolgt ein 
Vergleich der (empirischen) Verteilungen der Variablen 
der ursprünglichen und der imputierten Daten. Hierzu 
werden verschiedene Kenngrößen verwendet, mithilfe 
derer die Abstände von Verteilungen bestimmt werden 
können. Basierend auf den beobachteten Werten für die 
Kenngrößen können diese hinsichtlich ihrer Eignung, 
die Güten verschiedener Imputationsmethoden zu beur-
teilen, verglichen werden.

Die für die Simulation verwendeten Datensätze werden 
in Kapitel 2 kurz vorgestellt. Anschließend folgt in Kapi-
tel 3 eine Einführung der verwendeten Methoden. Dazu 
gehören die betrachteten Abstandsmaße für univariate 
Verteilungen und die Imputationsgüten, Mechanismen, 
unter denen fehlende Werte in Daten entstehen können, 
sowie die verwendeten Imputationsmethoden. Den Auf-
bau der Simulation beschreibt Kapitel 4, die Auswertung 
der Ergebnisse enthält Kapitel 5. Zusammengefasst wer-
den die Ergebnisse der Auswertung in Kapitel 6.

Die durchgeführte Simulation, die Auswertung und das 
Erstellen der Grafiken erfolgten mit der Statistik-Soft-
ware R (R Core Team, 2020). | 1

2 

Verwendete Daten

Bei den für die Simulation verwendeten Datensätzen han-
delt es sich um gemäß dem Bundesstatistikgesetz abso-
lut anonymisierte und für die Verwendung an Hochschu-
len angepasste Datensätze (sogenannte Campus-Files). 
Diese werden von den Forschungsdatenzentren der Sta-
tistischen Ämter des Bundes und der Länder zur Verfü-
gung gestellt (Zwick, 2008). Für die in diesem Aufsatz 
beschriebene Arbeit wurden der Arbeitnehmerdatensatz 
der Verdienststrukturerhebung aus dem Jahr 2010 sowie 
der Datensatz der nach Fallpauschalen abgerechneten 
vollstationären Krankenhausfälle in Deutschland 2010 
(DRG-Statistik) genutzt. Beide Datensätze enthalten fort-
laufende Identifikationsnummern für die Beobachtun-
gen, die jedoch aus den Datensätzen entfernt wurden, 
da sie bei der Imputation keine Relevanz haben. Zudem 
weisen beide Datensätze fehlende Werte in mehreren 
Variablen auf. Möglicherweise umfassen diese Variablen 
ebenfalls bei der Imputation relevante Informationen; 
aus diesem Grund werden die Datensätze vor der Simu-
lation aufbereitet, sodass in den für die Simulation ver-
wendeten Datensätze keine fehlenden Werte auftreten. 
So schließt der Datensatz der DRG-Statistik eine Variable 
mit dem Aufnahmegewicht der Patientinnen und Patien-
ten ein. Weil dieses jedoch lediglich für Patientinnen und 
Patienten erfasst wird, die maximal ein Jahr alt sind, tre-
ten viele fehlende Werte auf. Im Zuge der Datenaufberei-
tung wird für Patientinnen und Patienten, die älter als ein 
Jahr sind, eine eigene Kategorie eingeführt und bei den 
entsprechenden Krankenhausfällen angegeben.

Der Datensatz der DRG-Statistik umfasst nach der 
Datenaufbereitung 46 Variablen und der Arbeitnehmer
datensatz der Verdienststrukturerhebung 28 Variablen. 
Eine ausführliche Beschreibung der Variablen ist in den 
Metadaten der Datensätze zu finden, welche auf der Web-
seite der Forschungsdatenzentren zur Verfügung stehen.

1	 In diesem Beitrag werden nur die grundlegenden Ideen der Metho-
den beschrieben. Eine detaillierte Methodenbeschreibung ist bei 
Thurow und andere (2021) zu finden.
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Verwendete Methoden

3.1	 Kenngrößen zur Beurteilung der Güte 
bei der Imputation

Um möglichst viele spätere Auswertungen zu ermög-
lichen, sollte die ursprüngliche Verteilung der Daten 
durch die gewählte Imputationsmethode möglichst 
gut wiederhergestellt werden. Um den Abstand der 
(univariaten) Verteilungen der ursprünglichen und der 
imputierten Daten zu bestimmen, werden verschiedene 
Kenngrößen betrachtet. Für die kategorialen Variablen 
werden das X 2-Assoziationsmaß und das darauf basie-
rende Cramérs V verwendet. Durch diese beiden Kenn-
größen kann eine Aussage über den Zusammenhang 
zwischen den ursprünglichen und imputierten Daten 
getroffen werden.

Um die Verteilungen im Fall metrischer Variablen mit
einander zu vergleichen, können die Realisierungen der 
Teststatistiken für Tests auf Verteilungsgleichheit ver-
wendet werden. Im Folgenden werden hierzu die Reali-
sierung der Teststatistik des Kolmogorow-Smirnow-Tests, 
des Cramer-von-Mises-Tests und des Anderson-Darling-
Tests jeweils für zwei Stichproben verwendet. Die Rea-
lisierungen der Teststatistiken können auch für ordinale 
Variablen berechnet werden. Darüber hinaus werden 
die Kullback-Leibler-Divergenz und die quantil-basierte 
Mallow’s-L2-Distanz als Kenngrößen betrachtet. Mithilfe 
der Kullback-Leibler-Divergenz ist eine Aussage darüber 
möglich, wie gut die ursprüngliche Verteilung durch die 
Verteilung der imputierten Daten approximiert wird.

Neben den beschriebenen Kenngrößen werden zudem 
die normierte Wurzel der mittleren quadratischen Ab
weichung (NRMSE) für metrische Variablen sowie die 
Fehlklassifikationsrate (PFC) für kategoriale Variablen 
als klassische Imputationsgüten betrachtet.

3.2	 Imputationstechniken in R

Es gibt verschiedene Verfahren, die für die Imputation 
fehlender Werte verwendet werden können. Für die 
Simulation wurden Imputationsverfahren ausgewählt, 
die bereits in der Statistik-Software R implementiert und 

weit verbreitet sind. Bei der Imputation kann zwischen 
einfachen Imputationsmethoden und der sogenannten 
multiplen Imputationsmethode unterschieden werden. 
Bei der einfachen Imputation wird für einen unvollstän-
digen Datensatz ein plausibler vollständiger Datensatz 
erzeugt. Im Fall der multiplen Imputation werden für 
einen Datensatz mehrere (in dieser Arbeit m = 5) plau-
sible Datensätze erzeugt. Im Folgenden werden ledig-
lich die Grundideen der Imputationstechniken erläutert 
(Näheres siehe Thurow und andere [2021]). Als einfache 
Imputationsverfahren werden im Folgenden die Naive 
Imputation und die Imputation basierend auf einem 
Random Forest betrachtet.

Bei der Naiven Imputation werden die fehlenden Werte 
durch den Mittelwert (für metrische Variablen) bezie-
hungsweise durch den Modus (für kategoriale Variab-
len) der beobachteten Werte der Variable ersetzt. In der 
R-Funktion missForest aus dem gleichnamigen Paket
(Stekhoven/Bühlmann, 2012) wird der nichtparametri-
sche Ansatz des Random Forest verwendet, um fehlende 
Werte zu imputieren. In dem R-Paket missRanger (Mayer, 
2019) ist eine auf dieser Methode basierende Version
der Random-Forest-Imputation implementiert, die eine
geringere Laufzeit hat als missForest. Deshalb wird bei
der in Kapitel 4 beschriebenen Simulation missRanger
verwendet.

Neben den beiden beschriebenen einfachen Imputa-
tionsmethoden werden als multiple Imputationsme-
thoden eine Bootstrap-basierte Imputationsmethode 
(Amelia II; Honaker und andere, 2011) sowie drei Vari-
anten der „Multiple Imputation by Chained Equations“ 
(MICE; van Buuren/Groothuis-Oudshoorn, 2011) ver-
wendet.

In der in Amelia implementierten Methode wird der 
sogenannte EMB-Algorithmus verwendet. Hierbei wird 
der EM-Algorithmus (EM: expectation-maximization) auf 
mehreren Bootstrap-Stichproben der Daten angewen-
det. Bei dem MICE-Algorithmus werden die fehlenden 
Werte einer Variablen immer mithilfe der übrigen Vari-
ablen des Datensatzes imputiert. Dabei kann die Impu-
tationsmethode zwischen den Variablen eines Daten-
satzes variieren. Zur Verfügung stehen bereits viele in 
dem R-Paket implementierte Funktionen, von denen in 
diesem Beitrag lediglich die Optionen „Predictive Mean 
Matching“ (pmm), „Random Forest“ (rf) sowie die Impu-
tation mithilfe der Bayesschen Linearen Regression 
(norm) verwendet werden.
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3.3	 Simulationsmodelle 
für fehlende Werte

Nach Little und Rubin (2002) kann das Auftreten fehlen-
der Werte nach unterschiedlichen Mechanismen erfol-
gen, die auch in der Praxis häufig auftreten. In der durch-
geführten Simulation werden fehlende Werte nach dem 
zufälligen Fehlen und dem komplett zufälligen Fehlen 
simuliert. Treten fehlende Werte komplett zufällig auf, 
handelt es sich um den MCAR-Mechanismus (MCAR: mis-
sing completely at random). In diesem Fall ist das Fehlen 
der Werte also unabhängig von den beobachtbaren Wer-
ten eines Datensatzes. In der durchgeführten Simulation 
werden fehlende Werte unter dem MCAR-Mechanismus 
mithilfe der Funktion prodNA aus dem R-Paket missFo-
rest (Stekhoven/Bühlmann, 2012) simuliert.

Ist das Fehlen der Werte hingegen abhängig von den 
beobachteten (nicht fehlenden) Werten des Datensat-
zes, handelt es sich um den MAR-Mechanismus (MAR: 
missing at random). Um zu untersuchen, ob sich die 
Resultate für unterschiedliche Simulationsmodelle für 
fehlende Werte unterscheiden, werden bei Teilen der 
Simulation fehlende Werte mancher Variablen nach dem 
MAR-Mechanismus simuliert. Die Simulation der fehlen-
den Werte erfolgt dabei nach zuvor bestimmten Einflüs-
sen anderer Variablen, welche für die hier verwendeten 
Daten in Kapitel 4 beschrieben werden.

4 

Aufbau der Simulation

Für die Simulation werden die bereits beschriebenen 
Datensätze der DRG-Statistik und der Verdienststruktur-
erhebung aus dem Jahr 2010 verwendet. Um die Lauf-
zeit zu verringern, wird bei der DRG-Statistik nicht der 
gesamte Datensatz verwendet, sondern bei jeder Itera-
tion der Simulation ein neuer Teildatensatz von 10 000  
Beobachtungen zufällig (ohne Zurücklegen) gezogen.

Bei der Simulation werden zuerst die fehlenden Werte in 
den jeweiligen (Teil-)Datensatz eingebaut. Im Anschluss 
daran erfolgt die Imputation mit allen in Abschnitt 3.2 
beschriebenen Imputationsmethoden. Für jeden impu-
tierten Datensatz werden die in Abschnitt 3.3 aufge-
führten Kenngrößen berechnet. In beiden Datensätzen 

werden fehlende Werte nur in ausgewählten Variablen 
simuliert und für die Datensätze werden unterschied
liche Anteile fehlender Werte verwendet. Die fehlen-
den Werte bei der DRG-Statistik werden lediglich ent-
sprechend dem MCAR-Mechanismus eingebaut und es 
werden die Fehlend-Raten von 1 %, 5 %, 10 % und 20 % 
verwendet. Bei der Verdienststrukturerhebung werden 
fehlende Werte sowohl unter dem MCAR- als auch dem 
MAR-Mechanismus simuliert. Hierzu werden drei zuvor 
bestimmte Einflüsse simuliert. Es handelt sich hierbei 
um mögliche Zusammenhänge, die keinen direkten Zu
sammenhang mit den tatsächlichen Einflüssen aus den 
Originaldaten der Forschungsdatenzentren haben:

> Mit steigendem Alter sinkt die Wahrscheinlichkeit für
einen fehlenden Wert beim (normierten) Bruttojahres-
verdienst.

> Je geringer die (normierte) Wochenarbeitszeit ist,
desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass die
Zulage für besondere Arbeitszeiten nicht angegeben
ist.

> Die unterschiedlichen Ausbildungen (nach dem inter-
national angewendeten ISCED | 2-Schlüssel) haben
unterschiedliche Wahrscheinlichkeiten für das Auf
treten fehlender Werte bei der Leistungsgruppe bei
der Vergütung nach freier Vereinbarung.

Bei den Arbeitnehmerdaten der Verdienststrukturerhe-
bung werden 1 %, 5 % und 10 % fehlende Werte simuliert.

Jeder Simulationsansatz (bestehend aus einem Daten-
satz, einem Fehlend-Mechanismus und einer Fehlend-
Rate) wird 100-mal hintereinander durchgeführt. Die 
Imputation mit dem Mice-Algorithmus wird dabei jeweils 
dreimal durchgeführt, wobei die Imputationsmethode 
für die einzelnen Variablen variiert. Für die metrischen 
Variablen variiert die Imputations-Option zwischen 
pmm, norm und rf (im Folgenden durch Mice.PMM, Mice.
Norm und Mice.RF gekennzeichnet). Die kategorialen 
Variablen werden immer mithilfe eines Random Forest 
imputiert. Bei den multiplen Imputationen werden 
m = 5 imputierte Datensätze erzeugt. Für jeden dieser 
Datensätze werden die Abstandsmaße und Imputations-
güten berechnet und für die Auswertung das arithmeti-
sche Mittel der fünf Werte betrachtet.

2	 ISCED: International Standard Classification of Education (Internatio-
nale Standardklassifikation im Bildungswesen).
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Ergebnisse

Die in Abschnitt 3.1 beschriebenen Kenngrößen verfol-
gen verschiedene Ansätze, um die Güte der Imputations-
methoden zu beurteilen. Durch die Imputationsgüten 
NRMSE und PFC wird bestimmt, wie gut die Werte der 
zugrunde liegenden Stichprobe durch die Imputations-
methoden reproduziert werden können. Der Fokus liegt 
hierbei auf den tatsächlichen Werten. Bei den betrach-
teten Realisierungen der Teststatistiken sowie der 
Mallow’s-L2-Distanz und der Kullback-Leibler-Divergenz 
wird die Ähnlichkeit der Verteilungen der ursprünglichen 
und der imputierten Daten beurteilt.

5.1	 Imputationsgüten

In  Grafik 1 sind Boxplots der beobachteten Werte 
des NRMSE und des PFC für den Datensatz der Ver-
dienststrukturerhebung 2010 dargestellt. Sowohl für 

den NRMSE als auch den PFC deuten Werte nahe 0 nach 
Stekhoven und Bühlmann (2012) auf eine gute Imputa-
tion hin.

In Grafik 1 ist zu erkennen, dass sich die beobachteten 
Werte zwischen den beiden Simulationsmodellen für 
fehlende Werte nicht stark unterscheiden. Zudem ver-
ändern sich die Mediane der beobachteten Werte mit 
steigendem Anteil fehlender Werte nicht stark, die Varia
bilität sinkt jedoch geringfügig. Die niedrigsten Werte 
beider Kenngrößen können für die Imputation mit Miss-
Ranger beobachtet werden. Die höchsten Werte werden 
bei der Naiven Imputation erreicht. Für die drei Varian-
ten des Mice-Algorithmus können für den PFC ähnliche 
Werte beobachtet werden. Grund hierfür ist vermutlich, 
dass bei allen bei der Simulation verwendeten Varian-
ten des Mice-Algorithmus die kategorialen Variablen mit 
einem Random Forest imputiert werden. Beim NRMSE 
schneiden zwei der drei Varianten des Mice-Algorithmus 
(Mice.Norm und Mice.PMM) ähnlich gut und nicht viel 
schlechter als die Imputation mit MissRanger ab. Für den 
Mice-Algorithmus, bei dem auch die metrischen Varia-
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Grafik 1
Boxplots der normierten Wurzel der mittleren quadratischen Abweichung (NRMSE) und der 
Fehlklassifikationsrate (PFC) für die verschiedenen Imputationsmethoden bei den  
Simulationen mit dem Arbeitnehmerdatensatz der Verdienststrukturerhebung 2010
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blen mit einem Random Forest imputiert werden, kön-
nen für den NRMSE ähnliche Werte beobachtet werden 
wie für die Naive Imputation. Die Imputation mit Amelia 
schneidet bei beiden Kenngrößen zwar schlechter ab als 
MissRanger, jedoch mindestens so gut wie die drei Vari-
anten des Mice-Algorithmus.

Für die Simulation mit dem Datensatz der DRG-Statistik 
unterscheiden sich die zentralen Ergebnisse für den 
NRMSE und PFC nicht stark von den Ergebnissen bei der 
Verdienststrukturerhebung, weshalb sie an dieser Stelle 
nicht aufgeführt werden. Der einzige nennenswerte 
Unterschied ist, dass Amelia bei der Verdienststruktur-
erhebung bei dem PFC ähnlich schlecht abschneidet wie 
die Naive Imputation.

Werden lediglich die Imputationsgüten betrachtet, um 
die Imputationsmethoden zu vergleichen, lassen die 
Ergebnisse für beide Datensätze und sowohl für den 
NRMSE als auch den PFC vermuten, dass die Imputation 
mit MissRanger am besten geeignet ist.

Da die betrachteten Kenngrößen jedoch andere Ansätze 
für die Beurteilung der Imputationsmethoden verfolgen, 
sollten zusätzlich die Ergebnisse der Abstandsmaße für 
(univariate) Verteilungen betrachtet werden.

5.2	 Abstandsmaße

Für die kategorialen Variablen beider Datensätze wer-
den das X 2-Assoziationsmaß und das darauf basierende 
Cramérs V betrachtet. Da die Skala des X 2-Assoziations-
maßes von der Anzahl der Merkmalsausprägungen der 
Variablen abhängt, ist es für einen Vergleich der Impu-
tationsmethoden sinnvoller, das auf X 2 basierende Cra-
mérs V zu betrachten: Dieses nimmt Werte im Intervall  
[0,1] an, wobei Werte nahe 1 auf abhängige Verteilungen 
hindeuten. In der durchgeführten Simulation können für 
Cramérs V ähnliche Ergebnisse beobachtet werden wie 
für den NRSME und den PFC. Bei einem Vergleich der 
Imputationsmethoden sollte beachtet werden, dass das 
X 2-Assoziationsmaß und damit auch Cramérs V keine 
Kenngrößen für den Abstand von Verteilungen sind, son-
dern dazu dienen, die Abhängigkeit von Verteilungen zu 
beurteilen.

Um die Abstände der Verteilungen metrischer und ordi-
naler Variablen zu bemessen, werden die Realisierun-
gen der Teststatistiken des Cramer-von-Mises-Tests, des 

Anderson-Darling-Tests und des Kolmogorow-Smirnow-
Tests betrachtet. Darüber hinaus wird der Abstand der 
Verteilungen für metrische Variablen durch die Mallow’s-
L2-Distanz und die Kullback-Leibler-Divergenz beurteilt. 

Die Ergebnisse der betrachteten Kenngrößen unter-
scheiden sich nicht stark voneinander. Bei einigen Kenn-
größen sind jedoch im Rahmen der Simulation Probleme 
und Nachteile aufgefallen, die dazu führen, dass sie nur 
bedingt für eine Beurteilung der Imputationsgüte geeig-
net sind:

Ein Nachteil der Kullback-Leibler-Divergenz ist, dass der 
hier verwendete Schätzer nach der Definition von Cover 
und Thomas (2006) in einigen Fällen den Wert ∞ anneh-
men kann. Dies ist in der Simulation der Fall, wodurch 
ein Vergleich der Ergebnisse schwierig ist. Die Mallow’s-
L2-Distanz basiert auf der Quantil-Funktion. Dadurch 
hängt die Skala dieser Kenngröße von der Skala der 
jeweils betrachteten Variablen ab. Hierdurch ist es 
schwierig, für unterschiedliche Variablen zu beurteilen, 
wie gut die unterschiedlichen Imputationsverfahren ab- 
schneiden. Für die Realisierung der Teststatistik des 
Anderson-Darling-Tests wird in der hier beschriebenen 
Simulation ein rangbasierter Schätzer (Pettit, 1976) 
verwendet. Dessen Werte steigen bei Auftreten von Bin-
dungen, also von doppelt auftretenden Werten in einer 
Stichprobe, an. Dies kann ungewollt zu schlechteren 
Ergebnissen bei der Auswertung führen, wenn einige 
Variablen zum Beispiel gerundet auftreten. Des Weite-
ren können hierdurch Imputationsverfahren, bei denen 
fehlende Werte durch beobachtete Werte imputiert wer-
den (in diesem Beitrag zum Beispiel Mice.PMM), fälsch-
licherweise als schlechter beurteilt werden. Aus diesen 
Gründen werden die Ergebnisse für diese Kenngrößen 
nicht genauer beschrieben.

Für die beiden verbleibenden Kenngrößen, die Realisie-
rungen der Teststatistiken des Cramer-von-Mises- und 
des Kolmogorow-Smirnow-Tests, sind keine großen 
Unterschiede bei den Ergebnissen zu erkennen. Die 
beobachteten Werte für die Kolmogorow-Smirnow-Test-
statistik sind etwas stabiler als für die Teststatistik des 
Cramer-von-Mises-Tests. Letztere ist vermutlich etwas 
empfindlicher gegenüber leichten Veränderungen in den 
Daten. Da auch bei anderen Kenngrößen stabile Werte 
zu beobachten sind, werden im Folgenden lediglich 
die Ergebnisse für die Realisierung der Teststatistik des 
Kolmogorow-Smirnow-Tests ausführlich beschrieben.
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Die Realisierung der Teststatistik des Kolmogorow-Smir-
now-Tests basiert, anders als der NRMSE und PFC, auf 
den (empirischen) Verteilungsfunktionen der Variablen 
vor und nach der Imputation. Niedrige Werte weisen 
hierbei auf ähnliche Verteilungen hin.

In  Grafik 2 sind Boxplots der beobachteten Werte für 
die Realisierung der Teststatistik des Kolmogorow-Smir-
now-Tests für die ordinalen Variablen und die eine met-
rische Variable des Datensatzes der DRG-Statistik aufge-
führt. Es ist zu sehen, dass die beobachteten Werte mit 
steigendem Anteil fehlender Werte ebenfalls ansteigen 
und dass für die meisten Imputationsmethoden auch 
die Variabilität der Werte zunimmt. 

Die einzige metrische Variable des Datensatzes ist das 
Case-Mix-Erlösvolumen (cm_vol). Es fällt auf, dass es 
lediglich bei dieser Variablen zu auffälligen Unterschie-
den zwischen den drei Varianten des Mice-Algorithmus 
kommt. Der Unterschied liegt darin, dass die beobachte-
ten Werte für Mice.Norm mit steigendem Anteil fehlender 
Werte stärker ansteigen als für die anderen Verfahren. 

MissRanger schneidet für die verschiedenen Variablen 
unterschiedlich gut ab. Während diese Imputationsme-
thode beim Typ der Verweildauer einer Patientin/eines 
Patienten (typ_vwd) am besten abschneidet, schneidet 
sie beim gruppierten Alter (typ_alter) schlechter ab als 
die betrachteten Multiplen Imputationsmethoden (Ame-
lia und Mice). Für die Naive Imputation können bei drei 
der vier Variablen mit Abstand die höchsten Werte beob-
achtet werden. Bei der Beatmungszeit (beatm) schnei-
det sie ähnlich gut ab wie die Mice-Verfahren und Miss-
Ranger. Bei dieser Variablen schneidet Amelia deutlich 
schlechter ab als die anderen Imputationsmethoden. 
Bei den anderen Variablen ist dieser Algorithmus jedoch 
ähnlich gut wie die anderen Verfahren.

 Grafik 3 enthält die Boxplots der beobachteten Rea-
lisierungen der Teststatistik des Kolmogorow-Smirnow-
Tests bei den Simulationen mit den Arbeitnehmerdaten
der Verdienststrukturerhebung. Ebenso wie bei der DRG-
Statistik steigen die beobachteten Werte mit steigen-
dem Anteil fehlender Werte an. Zudem ist zu erkennen,
dass die beobachteten Werte für alle Fehlend-Raten
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Grafik 2
Boxplots der beobachteten Werte für die Realisierung der Teststatistik des Kolmogorow-
Smirnow-Tests für die ordinalen und die metrische Variable/-n bei der Simulation mit dem 
Datensatz der DRG-Statistik
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Boxplots der beobachteten Werte für die Realisierung der Teststatistik des Kolmogorow-Smirnow-Tests für die metrischen 
Variablen bei der Simulation mit dem Arbeitnehmerdatensatz der Verdienststrukturerhebung 2010
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nicht stark variieren und keine großen Unterschiede 
zwischen den Fehlend-Mechanismen zu erkennen sind. 
Es ist außerdem zu sehen, dass bei der Imputation mit 
der Naiven Imputation immer die höchsten Werte für 
die Realisierung der Teststatistik auftreten. Die Werte 
bei der Imputation mit Amelia und Mice.Norm verhalten 
sich für die verschiedenen Variablen und Fehlend-Raten 
sehr ähnlich. Für fast alle Imputationsmethoden (außer 
MissRanger) sind keine großen Unterschiede der beob-
achteten Werte zwischen den Variablen zu erkennen. Für 
die Imputation mit Mice.PMM und Mice.RF können für 
alle Variablen sehr niedrige Werte beobachtet werden. 
MissRanger schneidet bei den unterschiedlichen Vari-
ablen unterschiedlich gut ab und es können bei keiner 
Variable deutlich niedrigere Werte beobachtet werden 
als für die Mice-Algorithmen.

Auffallend ist, dass die fünf Variablen ef21 (Bruttomo-
natsverdienst), ef24 (Lohnsteuer), ef25 (Sozialversiche-
rungsbeiträge), ef44 (Nettomonatsverdienst) und ef45 
(normierter Bruttojahresverdienst), bei denen sich die 
beobachteten Werte bei der Imputation mit MissRanger 
kaum von 0 unterscheiden, in direktem Zusammenhang 
zueinander stehen. Die fünf beschriebenen Variablen 
stehen alle in direktem Zusammenhang zum Einkom-
men. Entsprechend ist zu vermuten, dass fehlende 
Werte in einer Variable relativ zuverlässig durch die 
beobachteten Werte in anderen Variablen imputiert wer-
den können. Dies ist vermutlich auch der Grund, wes-
halb für die anderen Imputationsmethoden (abgesehen 
von der Naiven Imputation) bei diesen Variablen auch 
niedrige Werte beobachtet werden können. Zudem fällt 
auf, dass sich die beobachteten Werte bei Mice.RF und 
MissRanger teilweise stark voneinander unterscheiden. 
Da die beiden Imputationsverfahren weitestgehend auf 
dem gleichen Algorithmus beruhen, ist dies erstaunlich. 
Bei einem Vergleich der drei Varianten des Mice-Algo-
rithmus ist zu erkennen, dass die beobachteten Werte 
bei Mice.Norm für die meisten Variablen größer sind als 
bei den anderen beiden Varianten.

Die Ergebnisse der betrachteten Abstandsmaße unter-
scheiden sich teilweise von jenen der klassischen Impu-
tationsgüten (NRMSE und PFC). Dies liegt vermutlich 
daran, dass durch die Imputationsgüten beurteilt wer-
den kann, wie gut die tatsächlichen Werte reproduziert 
werden. Dagegen kann durch die betrachteten Abstands-
maße beurteilt werden, wie gut die Verteilung der 
ursprünglichen Daten durch die Imputationsmethoden 

reproduziert werden kann. Aufgrund der unterschied-
lichen Ergebnisse sollten mehrere Kenngrößen für den 
Vergleich der Imputationsmethoden verwendet werden.

Neben den Distanzmaßen können anhand der Ergeb-
nisse der durchgeführten Simulation auch die Impu-
tationsmethoden verglichen werden. Die geringsten 
Werte bei der Simulation mit der DRG-Statistik sind bei 
der Teststatistik des Kolmogorow-Smirnow-Tests und 
Cramérs V für Mice.PMM und Mice.RF zu beobachten. 
Werden zusätzlich die Werte des NRMSE und PFC für 
eine Beurteilung verwendet, erfolgt unter Verwendung 
des Mice.RF-Algorithmus eine etwas bessere Imputa-
tion. Für den Arbeitnehmerdatensatz der Verdienststruk-
turerhebung schneiden bei den beiden Abstandsmaßen 
ebenfalls Mice.PMM und Mice.RF am besten ab. Beim 
NRMSE sind die beobachteten Werte für Mice.RF hier 
jedoch deutlich höher als für Mice.PMM. Bei dem PFC 
unterscheiden sich die Verfahren nicht stark voneinan-
der. Bei einer zusätzlichen Analyse der Laufzeit, auf die 
in diesem Beitrag nicht explizit eingegangen wird, ist die 
Laufzeit von Mice.PMM niedriger als die von Mice.RF. 
Deshalb ist basierend auf den Ergebnissen der Simula-
tion für die Imputation der beiden Datensätze insgesamt 
Mice.PMM Mice.RF vorzuziehen.

Dieses Ergebnis muss jedoch nicht für die Original
datensätze der DRG-Statistik und der Verdienststruktur-
erhebung zutreffen, da die für diesen Beitrag verwende-
ten Datensätze in stark anonymisierter Form vorliegen 
und sich die Abstandsmaße und Imputationsmethoden 
bei den vollständigen Daten anders verhalten könnten.

6 

Fazit

Ziel der in diesem Beitrag beschriebenen Arbeit ist, die 
Untersuchung verschiedener Abstandsmaße für univa-
riate Verteilungen hinsichtlich ihrer Eignung sowie die 
Güten von Imputationsmethoden bei zwei ausgewähl-
ten Datensätzen der Forschungsdatenzentren der Statis-
tischen Ämter des Bundes und der Länder zu beurteilen. 

Für eine Beurteilung der Imputationsgüte bei kategoria-
len Variablen hinsichtlich der ursprünglichen Verteilung 
ist das X 2-Assoziationsmaß nicht geeignet. Grund dafür 
ist, dass durch dieses das Maß der Übereinstimmung 
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der imputierten und der originalen Daten, nicht aber die 
Ähnlichkeit der Verteilungen beurteilt werden kann.

Um die Imputationsgüte für ordinale und metrische Vari-
ablen zu bewerten, eignet sich bei den vorliegenden 
Datensätzen am besten die Realisierung der Teststatis-
tik des Kolmogorow-Smirnow-Tests. Diese ist gut inter-
pretierbar und die beobachteten Werte sind weitestge-
hend stabil, wobei die Unterschiede zur Realisierung der 
Teststatistik des Cramer-von-Mises-Tests minimal sind.

Es sollte beachtet werden, dass die Ergebnisse für 
andere Datensätze anders aussehen können. So enthält 
der Datensatz der DRG-Statistik nur eine metrische Vari-
able und der Arbeitnehmerdatensatz der Verdienststruk-
turerhebung keine ordinalen Variablen. Außerdem sind 
die verwendeten Datensätze stark anonymisiert und die 
Beobachtungen einiger Variablen sind gerundet. Für die 
vollständigen (nicht anonymisierten) Daten könnten die 
Ergebnisse gegebenenfalls anders ausfallen.

Des Weiteren ist die Auswertung dieses Beitrags rein 
deskriptiv. Eine weiterführende Analyse in Thurow und 
andere (2021) betrachtet zusätzlich die p-Werte des Kol-
mogorow-Smirnow-Tests und weitere Kenngrößen, um 
die Anpassungsgüte bei der Imputation zu beurteilen. 
Für die kategorialen Variablen sollten außerdem andere 
Kenngrößen zur Bemessung des Abstandes der Vertei-
lungen verwendet werden. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Seit 2006 ist es bei der Kalkulation von Riester-Verträgen nicht mehr gestattet, das 
Geschlecht als Faktor in der Risikobewertung heranzuziehen. Das könnte dazu geführt 
haben, dass Verträge für Männer, die im Durchschnitt eine kürzere Lebenserwartung 
haben als Frauen, nach der Reform teurer wurden. In einem Difference-in-Differences-
Modell mit Frauen als Kontrollgruppe wird auf Grundlage der Daten des deutschen 
Taxpayer-Panels untersucht, ob die Vertragsabschlussquote von Männern aufgrund 
der Unisex-Reform zurückgegangen ist. Zwar erschweren mögliche Antizipationseffek-
te eine kausale Interpretation, die Ergebnisse können jedoch als erste direkte Evidenz 
für ein Ausscheiden von Männern aus dem Riester-Markt aufgrund der Neuregelung 
gewertet werden. Dagegen scheint die Höhe der Förderquote die Reaktion nicht zu 
beeinflussen.

	 Keywords: Riester pension – taxpayer panel – annuities – adverse selection – 
unisex tariffs

ABSTRACT

Since 2006, it has no longer been permitted to use gender as a factor in the risk as-
sessment of Riester contracts. The reform may have increased the contract costs for 
men, who on average have a lower life expectancy than women. Based on a difference-
in-differences model with women serving as the control group, the study uses data 
from the German taxpayer panel to examine whether the unisex reform decreased the 
proportion of contracts signed by men. Although possible anticipation of the reform 
impedes the causal interpretation of the results, they can be taken as the first direct 
evidence of men leaving the Riester market due to the reform. The level of the subsidy 
rate does not seem to influence the response.
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Geschlechtsspezifisches Altersvorsorgeverhalten – Untersuchungen mit dem deutschen 
Taxpayer-Panel

1

Einleitung

Geringe Geburtenraten und steigende Lebenserwartung 
erzeugen einen zunehmenden demografischen Druck, 
mit dem die Senkung der umlagefinanzierten staat
lichen Renten in Deutschland begründet wird. Um die 
so entstehende „Rentenlücke“ zu verringern, wurde 
im Jahr 2002 die sogenannte Riester-Rente eingeführt. 
Riester-Verträge sind staatlich geförderte private Alters-
vorsorgeprodukte, die freiwillig abgeschlossen werden 
können. Staatliche Zulagen und steuerliche Sonder-
behandlung sollen Sparanreize setzen. Außerdem sol-
len insbesondere diejenigen unterstützt werden, die 
andernfalls Schwierigkeiten hätten, ausreichend für das 
Alter zu sparen (Börsch-Supan und andere, 2013). Als 
Riester-Verträge gelten Finanzprodukte, die bestimmte 
gesetzliche Zertifizierungskriterien erfüllen. Anbieter 
sind in der Regel private Versicherungsgesellschaften 
oder Banken.

Diese Kurzfassung der an der Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München verfassten Masterarbeit zum Thema 
„Gender-specific retirement saving behavior. Evidence 
from the German Tax Payer Panel“ beschäftigt sich mit 
der verpflichtenden Einführung von Unisex-Tarifen in der 
Riester-Rente. Der Beitrag geht unter Verwendung der 
Daten des deutschen Taxpayer-Panels der Frage nach, 
wie sich diese gesetzliche Änderung auf Vertragsab-
schlüsse von Männern und Frauen ausgewirkt hat.

Entscheidend für die Risikobewertung in der Riester-
Rente ist die Lebenserwartung der versicherten Person, 
da ein Großteil der Ersparnisse aus Riester-Verträgen 
in lebenslange monatliche Rentenzahlungen umge-
wandelt wird. Das sogenannte Langlebigkeitsrisiko von 
Frauen ist aufgrund ihrer höheren Lebenserwartung grö-
ßer als das von Männern – Rentenzahlungen an Frauen 
müssen im Durchschnitt länger ausbezahlt werden. Bis 
2006 durfte das Geschlecht als Faktor in der Risiko
bewertung von Riester-Verträgen herangezogen werden. 
Somit konnten in den ersten Jahren nach Einführung der 
Riester-Rente Versicherer Frauen Verträge anbieten, in 
denen der gleiche Beitragsstand in niedrigere monat
liche Rentenzahlungen umgewandelt wurde als bei Män-
nern mit vergleichbaren Eigenschaften (Bucher-Koenen/
Kluth, 2012; von Gaudecker/Weber, 2006). Infolge der 

EU-Richtlinie 2004/113 zur Verwirklichung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
beim Zugang zur Versorgung mit Gütern und Dienstleis-
tungen wurde im Jahr 2006 eine Ungleichbehandlung 
aufgrund des Geschlechts für neu abgeschlossene Ries-
ter-Verträge untersagt. An die Stelle geschlechterspe-
zifischer Riester-Verträge mussten fortan sogenannte 
Unisex-Tarife treten. Für bestehende Verträge änderte 
sich nichts.

Seit der Einführung dieser Unisex-Verträge dürfen die 
monatlichen Rentenzahlungen nicht mehr auf Grundlage 
geschlechterspezifischer Sterbetafeln berechnet wer-
den. Die Versicherer müssen bei der Prämienkalkulation 
dieselben Lebenserwartungen für Männer und Frauen 
unterstellen. Das bedeutet, dass Riester-Verträge seit 
2006 für Männer teurer sein könnten als vor der Unisex-
Reform. Wenn Männer auf diese Preisänderung reagie-
ren, indem sie aus dem Riester-Versicherungsmarkt aus-
scheiden, führt das zu einem erhöhten Anteil an Frauen 
in den Verträgen. Dadurch können die Prämien weiter 
steigen – ein Problem, das in der Versicherungsliteratur 
als adverse Selektion (Ausscheiden sogenannter guter 
Risiken aus dem Versicherungsmarkt) bezeichnet wird. 

Ergebnisse aus der Literatur (von Gaudecker/Weber, 
2006) legen nahe, dass Versicherer nach der Reform 
einen erhöhten Anteil von Frauen in den Riester-Verträ-
gen erwarteten. Die tatsächlichen Spar-Reaktionen von 
Männern auf die Einführung der Unisex-Tarife wurde 
allerdings bislang nicht untersucht. Ziel dieser Studie 
ist es daher zu analysieren, ob die Unisex-Reform in der 
Riester-Rente dazu führte, dass weniger Männer Neuver-
träge unterzeichneten, als es ansonsten der Fall gewe-
sen wäre. Des Weiteren wird untersucht, ob die Reaktion 
von Männern, die stärker von der staatlichen Förderung 
profitieren, schwächer ausfällt.

Hierfür erfolgt zunächst ein Vergleich der Unterschiede 
in den Abschlussquoten von Männern und Frauen vor 
und nach der Reform in einem Difference-in-Differences 
(DiD)-Modell. Unter der Bedingung, dass die DiD-Annah-
men erfüllt sind, können die Ergebnisse als Effekt der 
Unisex-Tarife auf die Abschlussquoten von Männern 
interpretiert werden. Als Grundlage der Schätzung dient 
die 5-%-Stichprobe für die Wissenschaft aus dem deut-
schen Taxpayer-Panel (TPP). Das Taxpayer-Panel ist ein 
administrativer Datensatz für die Jahre 2001 bis 2016; 
es enthält Informationen aus den Einkommensteuer-
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erklärungen veranlagter deutscher Steuerpflichtiger. 
Da erbrachte Riester-Sparleistungen potenziell von der 
Steuer befreit werden, enthält der Datensatz Angaben 
zu Riester-Verträgen. Darüber hinaus werden in einem 
zweiten Schritt hypothetische Riester-Zulagen und steu-
erliche Begünstigung für diejenigen berechnet, die noch 
keinen Riester-Vertrag haben. Mithilfe dieser simulier-
ten „Riester-Vorteile“ wird untersucht, ob Männer mit 
höherer potenzieller Förderquote weniger stark auf die 
Reform reagiert haben.

Die Schätzung ergibt, dass die Abschlussquote von 
Männern um etwa 1,1 Prozentpunkte niedriger ausge-
fallen ist als es ohne die Reform der Fall gewesen wäre. 
Allerdings gibt es Grund zur Annahme, dass die dem 
Modell zugrunde liegenden Annahmen nicht gänzlich 
erfüllt sind. Vor allem die Antizipation der Reform und 
eventuell vorgezogene Vertragsabschlüsse von Männern 
erschweren die kausale Interpretation der Ergebnisse. 
Nichtsdestotrotz können die Resultate als erste Evidenz 
für ein Ausscheiden von Männern aus dem Riester-Markt 
aufgrund der Neuregelung gewertet werden. Die Arbeit 
ordnet sich somit in die Literatur zur adversen Selektion 
im Riester-Markt (Bucher-Koenen/Kluth, 2012) und zum 
Effekt der Abschaffung bestimmter Risikoeinstufungs-
kriterien ein (für theoretische Überlegungen: Dionne/
Rothschild, 2013; Finkelstein und andere, 2009; für 
Krankenversicherungen: Buchmueller/Dinardo, 2002; 
Clemens, 2015; Huang/Salm, 2018; für die Riester-
Rente: von Gaudecker/Weber, 2006).

Im folgenden Kapitel 2 werden kurz für die Forschungs-
fragen relevante Details zur Ausgestaltung der Riester-
Rente erläutert und die Arbeitshypothesen hergeleitet. 
Anschließend wird in Kapitel 3 der verwendete Daten-
satz vorgestellt und der Effekt der Einführung von Uni-
sex-Verträgen auf die Abschlussquoten von Männern 
und Frauen grafisch dargestellt. Verwendete Methode 
und Hauptergebnisse sind in Kapitel 4 beschrieben. 
Die Validität der Ergebnisse wird in Kapitel 5 diskutiert. 
Anschließend geht Kapitel 6 kurz auf Heterogenität in 
den Haupteffekten entlang der Höhe der Förderquote 
ein. Der Beitrag schließt mit einem Fazit in Kapitel 7.

2

Kontext und Hypothesen

2.1	 Die Riester-Rente

Die Riester-Rente stellt eine Möglichkeit zur freiwilligen, 
aber staatlich geförderten privaten Altersvorsorge dar. 
Um Anreize zur freiwilligen Ersparnisbildung zu setzen 
und um einkommensschwächere Haushalte zu unter-
stützen, werden staatliche Zulagen beziehungsweise 
steuerliche Begünstigungen gewährt. Ein Riester-Vertrag 
kann in Form von Banksparplänen, Fondssparplänen 
oder privaten Rentenversicherungen bei einem Ver-
sicherer oder einer Bank abgeschlossen werden. Die 
Produkte müssen jedoch als Riester-Produkt zertifiziert 
werden, um förderfähig zu sein (Bucher-Koenen, 2011; 
Börsch-Supan und andere, 2016). | 1

Für die nachfolgende Analyse sind zwei der Zertifizie-
rungskriterien hervorzuheben: Zum einen muss ein 
wesentlicher Teil des in Riester-Verträgen angesam-
melten Vermögens (mindestens 70 %) in lebenslange 
monatliche Rentenzahlungen umgewandelt werden. 
Diese Zahlungen können konstant bleiben oder über 
den Bezugszeitraum ansteigen, sie dürfen jedoch nicht 
sinken. Zum anderen sind seit 2006 Unisex-Tarife Teil 
der Zertifizierungskriterien.

Ein Riester-Vertrag berechtigt nicht automatisch zum 
Bezug der staatlichen Förderung. Riester-Verträge wur-
den eingeführt, um die durch sinkende staatliche Ren-
tenleistungen entstehende Rentenlücke zu verringern. 
Daher beschränkt sich der Kreis der Förderberechtig-
ten auf hiervon betroffene Personen (Börsch-Supan 
und andere, 2013). Eine Person kann direkt oder indi-
rekt zulageberechtigt sein. Die unmittelbar zulagebe-
rechtigten Gruppen sind in § 10a Einkommensteuer
gesetz festgelegt. Sie umfassen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die Pflichtbeiträge zur Sozialversi-
cherung zahlen, Empfängerinnen und Empfänger von 
Lohnersatzleistungen (zum Beispiel Arbeitslosengeld, 
Kindererziehungsgeld und so weiter), Selbstständige, 

  1	 Die Kriterien zur Zertifizierung von Riester-Verträgen sind in § 1 des 
Altersvorsorge-Zertifizierungsgesetzes festgelegt und waren Gegen-
stand verschiedener Änderungen. Vor allem wurden sie im Jahr 2005 
erheblich vereinfacht (Börsch-Supan und andere, 2016). 
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die Pflichtmitglieder des öffentlichen Rentensystems 
sind, Landwirtinnen und Landwirte sowie Beamtinnen 
und Beamte auf Lebenszeit. Ehegattinnen und Ehegat-
ten von unmittelbar Zulageberechtigten sind mittelbar 
zulageberechtigt nach § 79 Einkommensteuergesetz. 

Die Riester-Förderung kann entweder aus einer staat-
lichen Zulage oder einer steuerlichen Begünstigung der 
Riester-Sparleistungen bestehen – wovon Riester-Spare-
rinnen und -Sparer profitieren, hängt davon ab, was für 
die jeweilige Person vorteilhafter ist. Die Riester-Rente 
wurde schrittweise eingeführt und die Zuschüsse im 
Lauf der Jahre erhöht. Um die volle Förderung zu erhal-
ten, muss eine Person einen Mindestbetrag auf ein Ries-
ter-Konto einzahlen. Der Mindestbeitrag berechnet sich 
als Anteil der beitragspflichtigen Einnahmen im Sinne 
der gesetzlichen Rentenversicherung aus dem Vorjahr. 
Er ist durch eine Ober- und Untergrenze beschränkt. Für 
weitere Details zur Riester-Förderung sei an dieser Stelle 
zum Beispiel auf Börsch-Supan und andere (2016) ver-
wiesen.

2.2 Money’s Worth Ratio und Hypothesen

Mit der Einführung der Unisex-Verträge veränderten sich 
die Regeln zur Berechnung der Riester-Rentenleistun-
gen. Zur Beschreibung damit verbundener Auswirkun-
gen auf Sparerinnen und Sparer eignet sich das Konzept 
der sogenannten Money’s Worth Ratio (MWR) zur Bewer-
tung von Annuitäten (Mitchell und andere, 1999). Die 
MWR stellt die erwarteten Rentenleistungen ihren Kos-
ten gegenüber. Der diskontierte Barwert der erwarteten 
Rentenzahlungen wird in Relation zu den investierten 
Prämienzahlungen gesetzt. MWRs werden gemäß Glei-
chung 1 berechnet. | 2

(1) 𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑅𝑅𝑅𝑅𝑗𝑗𝑗𝑗 =
𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑡𝑡𝑡𝑡𝑗𝑗𝑗𝑗
𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑏𝑏𝑏𝑏𝑝𝑝𝑝𝑝𝑏𝑏𝑏𝑏𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑗𝑗𝑗𝑗

=
∑

𝑝𝑝𝑝𝑝𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝐴𝐴𝐴𝐴𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗
(1 + 𝑏𝑏𝑏𝑏𝑗𝑗𝑗𝑗)𝑗𝑗𝑗𝑗

𝑇𝑇𝑇𝑇
𝑗𝑗𝑗𝑗=𝑅𝑅𝑅𝑅

∑ (1 + 𝑏𝑏𝑏𝑏𝑗𝑗𝑗𝑗)𝑅𝑅𝑅𝑅−𝑗𝑗𝑗𝑗𝑍𝑍𝑍𝑍𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑅𝑅𝑅𝑅−1
𝑗𝑗𝑗𝑗=0

 

Die im Zähler von Gleichung 1 ausgedrückten diskontier-
ten Rentenleistungen berechnen sich aus der Summe 
der Rentenzahlungen, die mit dem Zinssatz zum Zeit-

 2 Die Gleichung wurde im Vergleich zur ursprünglichen Gleichung aus 
Mitchell und andere (1999) um eine zweite zeitliche Dynamik, näm-
lich die der Akkumulation der Prämienzahlungen und der Zins erträge, 
erweitert. Die spezifische Form der MWR für die Riester-Rente wurde 
aus Bucher-Koenen/Kluth (2012) sowie aus von Gaudecker/Weber 
(2006) entnommen.

punkt t abgezinst und mit der Wahrscheinlichkeit des 
Individuums j, bis t zu überleben, gewichtet werden. Die 
erste Zahlung erfolgt zum Zeitpunkt R, der Zeitpunkt T 
markiert das Ende des Rentenbezugs, also das maximal 
erreichbare Alter. Die Kosten der Rente im Nenner der 
MWR entsprechen der Summe der geleisteten Prämien-
zahlungen einschließlich Zinsen. Die Ansparphase 
erstreckt sich vom Zeitpunkt 0 bis zum Zeitpunkt R – 1.

Die Attraktivität eines Riester-Vertrags steigt in der MWR, 
MWRs mit dem Wert 1 gelten im versicherungsmathe-
matischen Sinn als fair. Personen mit höherer Lebens-
erwartung haben bei gleichen Prämienzahlungen und 
Renten-Zahlungen niedrigere MWRs: Auf späteren Perio-
den liegt ein niedrigeres „Überlebensgewicht“ pjt. Es 
kann also sein, dass Männern und Frauen unterschied-
liche Verträge angeboten werden, die MWRs im Durch-
schnitt jedoch gleich sind, da die „Überlebensgewichte“ 
von Frauen höher sind. Ist eine Ungleichbehandlung 
von Männern und Frauen ausgeschlossen, kann es zum 
Absinken der MWRs für Männer und zu einem Anstieg für 
Frauen kommen. Eine Studie zur Entwicklung der MWRs 
bei Riester-Verträgen vor und nach der Unisex-Reform 
zeigt, dass diese sich für Frauen kaum veränderten, 
für Männer jedoch deutlich absanken (von Gaudecker/
Weber, 2006). Das legt nahe, dass der Vertragsab-
schluss für Männer unattraktiver wurde. | 3

Hypothese 1: Die Wahrscheinlichkeit, einen Riester-Ver-
trag abzuschließen, ist für Männer aufgrund der Unisex-
Reform gesunken.

Allerdings ist zu erwarten, dass dieser Effekt nicht für 
alle Männer gleichermaßen ausgeprägt ist. Bei der Ries-
ter-Rente könnte vor allem die Förderhöhe einen mäßi-
genden Faktor darstellen.

Hypothese 2: Der Effekt sollte für diejenigen Männer, die 
besonders stark von der staatlichen Förderung profitie-
ren, kleiner sein.

 3 Die Riester-Rente bietet vor allem auch deshalb einen interessanten 
Kontext, weil eine indirekte Vertragsunterscheidung nach Risiko  auf-
grund der gesetzlichen Regelungen ausgeschlossen ist.

Statistisches Bundesamt | WISTA | 2 | 2022 33



Christina Meyer

3

Daten und deskriptive Evidenz

3.1	 Daten

Datengrundlage für die empirischen Analysen ist das 
bereits erwähnte Taxpayer-Panel (TPP). Der administra-
tive Paneldatensatz für die Jahre 2001 bis 2016 enthält 
Informationen aus den Einkommensteuererklärungen 
deutscher Privathaushalte. Für den Datensatz wird eine 
geschichtete Stichprobe mit disproportionaler Auftei-
lung von 5 % aus allen Steuerpflichtigen gezogen, die 
in fünf oder mehr Jahren Einkommensteuererklärungen 
abgegeben haben. Für Details zur Stichprobe sei auf 
die Beschreibungen des Statistischen Bundesamtes 
(2020a, 2020b) verwiesen.

Der Datensatz ist für die Beantwortung der betrachte-
ten Forschungsfrage besonders geeignet, da Riester-
Verträge, Sparbeiträge und Zulagen aufgrund ihrer steu-
erlichen Abzugsfähigkeit (Sonderausgabenabzug) als 
Posten in der Einkommensteuererklärung auftreten. Die 
Panelstruktur ermöglicht es, das Riester-Sparverhalten 
einer Person über mehrere Jahre zu verfolgen, was ins-
besondere auch die Identifikation eines Vertragsab-
schlusses ermöglicht. Darüber hinaus bieten adminis
trative Daten in dieser Fragestellung eine Präzision, die 
von Umfragedaten nicht zu erwarten wäre.

Für die Untersuchung waren vor allem folgende Schritte 
der Datenaufbereitung von Bedeutung: (1) Zunächst 
musste das Geschlecht der Personen in den veranlagten 
Haushalten auf Grundlage der Struktur des Taxpayer-
Panels identifiziert werden. (2) Weiter wurde der Daten-
satz von der Veranlagungsebene in die Individuen-
Ebene überführt. (3) Die Riester-Rente ist vor allem für 
diejenigen Personengruppen eingeführt worden, die 
laut Gesetzestext zulageberechtigt sind. Daher sollte die 
Stichprobe auf zulageberechtigte Haushalte beschränkt 
werden. Da die Kriterien zur Zulageberechtigung im 
Taxpayer-Panel nicht einfach zu prüfen sind, wurde eine 
vereinfachte Definition für Zulageberechtigung gewählt: 
Die Stichprobe wurde auf in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung pflichtversicherte Personen und deren Partne-
rinnen oder Partner begrenzt.

Da es erst seit 2002 möglich ist, Riester-Verträge abzu-
schließen, und die Dynamik der Vertragsabschlüsse 
nach 2011 deutlich nachließ, beschränken sich die Ana-
lysen auf eine Betrachtung der Wellen 2002 bis 2011. 
Insgesamt erfüllten 7 784 399 Beobachtungen im rele-
vanten Altersabschnitt (geboren nach 1955) die oben 
genannten Kriterien.

Ziel des Beitrags ist, zu untersuchen, ob die Wahrschein-
lichkeit, dass Männer einen Riester-Vertrag abschließen, 
nach der Reform gesunken ist. Als Outcome-Variable für 
die folgenden Schätzungen dient eine Variable „Riester-
Vertragsabschluss“, die im Jahr des Vertragsabschlus-
ses den Wert 1 annimmt und ansonsten gleich 0 ist. Ob 
eine Person einen Riester-Vertrag abschließt, kann mit-
hilfe des Zeitpunkts über die Panelstruktur rekonstruiert 
werden: Das Taxpayer-Panel enthält den Sparbetrag und 
die Höhe der Riester-Zulagen in jedem Jahr. Das Jahr, 
in dem zum ersten Mal ein positiver Riester-Sparbetrag 
oder eine positive Zulage verzeichnet ist, wird als Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses kodiert. Messfehler oder 
Falschzuordnungen sind hier allerdings nicht gänzlich 
ausgeschlossen.

3.2	 Deskriptive Evidenz

 Tabelle 1 fasst Mittelwerte und Standardabweichun-
gen (in Klammern) der Outcome-Variable Riester-Ver-
tragsabschluss und der Kontrollvariablen Alter, Einkom-
men einer Person, Anzahl der Kinder und gemeinsame 
Veranlagung zusammen. Die Stichprobe wurde auf Per-
sonen, die oben genannte Kriterien erfüllen, reduziert. In 
der Originalarbeit wurden die Riester-Variablen aus dem 
Taxpayer-Panel mit Datenpunkten aus anderen Daten-
quellen (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Bundesministerium der Finanzen) verglichen. Grund-
sätzlich stimmen die Dynamiken im Taxpayer-Panel mit 
denjenigen aus anderen Datenquellen überein.

 Grafik 1 zeigt die Anteile der Männer und Frauen ohne 
Vertrag, die in einem bestimmten Jahr einen Riester-
Vertrag abgeschlossen haben. Während vor der Reform 
die Anteile der Männer und Frauen, die einen Vertrag 
abschließen, nahezu parallel verlaufen, vergrößert sich 
der Abstand der Kurven im Jahr 2006 nach der Reform 
(vertikale Linie) schlagartig. Mithilfe eines Difference-
in-Differences-Designs soll dieser Effekt im Folgenden 
quantifiziert werden.
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4

Methode und Ergebnisse

4.1	 Methode

Ziel des Beitrags ist, die in Grafik 1 lediglich grafisch 
beschriebene Auswirkung von Unisex-Tarifen auf die 
Vertragsabschlüsse von Männern mithilfe eines Differ-
ence-in-Differences(DiD)-Modells zu schätzen. In einem 
DiD-Modell werden die Outcomes (Ergebnisse) einer 
Treatment-Gruppe vor und nach dem Treatment mit 
denen einer Kontrollgruppe, die kein Treatment erfah-
ren hat, verglichen. Sind die beiden Gruppen hinrei-
chend ähnlich und erfahren keine nennenswerten wei-
teren Änderungen, kann die Veränderung der Differenz 
in den Outcomes der beiden Gruppen vor und nach der 
Reform als Treatment-Effekt interpretiert werden. Somit 
nimmt der tatsächliche, beobachtbare Trend in den 
Kontrollgruppen-Outcomes die Rolle des fehlenden kon-
trafaktischen Trends der Treatment-Gruppen-Outcomes 
nach dem Treatment ein („Wie hätte der Trend ohne die 
Reform ausgesehen?“).

Bei der Einführung der Unisex-Verträge in der Riester-
rente sollen Frauen als Kontrollgruppe für Männer die-
nen. Somit werden die Unterschiede in den Abschluss
quoten (Outcomes) von Frauen und Männern vor der 

Tabelle 1
Gewichtete und ungewichtete Mittelwerte (Mean) und Standardabweichungen (SD) der Stichprobe

Insgesamt Frauen Männer

Mean 
(SD)
ungewichtet

Mean 
(SD)
gewichtet

Mean 
(SD)
ungewichtet

Mean 
(SD)
gewichtet

Mean 
(SD)
ungewichtet

Mean 
(SD)
gewichtet

Outcome-Variable

Riester-Vertragsabschluss 0,037 
(0,188)

0,039 
(0,194)

0,041 
(0,199)

0,044 
(0,204)

0,033 
(0,177)

0,035 
(0,183)

Kontrollvariablen

Alter in Jahren 39,9 
(7,9)

38,3 
(8,5)

39,7 
(7,8)

38,3 
(8,4)

40,0 
(8,0)

38,3 
(8,5)

Gemeinsame Veranlagung 0,745 
(0,436)

0,648 
(0,478)

0,795 
(0,404)

0,692 
(0,462)

0,694 
(0,461)

0,604 
(0,489)

Anzahl der Kinder 1,2 
(1,1)

1,0 
(1,1)

1,3 
(1,1)

1,1 
(1,1)

1,2 
(1,1)

1,0 
(1,1)

Summe der Einkünfte (EUR) 64 967 
(251 360)

28 403 
(59 927)

28 669 
(144 610)

18 716 
(35 932)

99 126 
(317 104)

37 298 
(74 418)

Mittelwert und Standardabweichung wurden für den Betrachtungszeitraum (2002 bis 2011) berechnet. Die Berechnungen schließen alle Beobachtungen ein, bei denen die Personen zulage
berechtigt und nach 1955 geboren sind.
Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Taxpayer-Panel
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Grafik 1
Riester-Verträge: Abschlussquoten von Männern und Frauen
in %

Männer

Frauen

Unisex-Reform

Die Berechnungen schließen alle Personen bis zum Vertragsabschluss ein, die zulage-
berechtigt und nach 1955 geboren sind.

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Taxpayer-Panel
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Reform mit den Unterschieden in den Outcomes von 
Frauen und Männern nach der Reform verglichen. Unter 
der Annahme, dass sich die Vertragsabschlüsse von 
Männern und Frauen ohne Unisex-Reform ähnlich ent-
wickelt hätten, kann der Trend in den Vertragsabschlüs-
sen von Frauen als kontrafaktischer Trend für den der 
Männer nach der Reform gewertet werden. Der Effekt 
der Reform ist die Abweichung der beobachteten Out-
comes der Männer von diesem kontrafaktischen Trend. 
Mög liche Probleme mit den spezifischen Annahmen, die 
dem Modell in diesem Fall zugrunde liegen, werden spä-
ter in diesem Kapitel diskutiert.

Die Gleichung für das DiD-Basismodell lautet:

(2) 𝑦𝑦�� = 𝛼𝛼� + 𝛽𝛽�𝑀𝑀ä𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛ℎ� + 𝛽𝛽�𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃�

            + 𝛽𝛽�𝑀𝑀ä𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛ℎ� × 𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃� + 𝑋𝑋��� 𝜇𝜇 + 𝜀𝜀��

+ 𝛽𝛽�𝑀𝑀ä𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛ℎ� × 𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃� + 𝑋𝑋��� 𝜇𝜇 + 𝜀𝜀��
𝑦𝑦�� = 𝛼𝛼� + 𝛽𝛽�𝑀𝑀ä𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛ℎ� + 𝛽𝛽�𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃�

Die linksseitige Variable yit steht für den Abschluss 
eines Riester-Vertrags zum Zeitpunkt t. Männlichi ist ein 
Dummy, der den Wert 1 annimmt, wenn die beobach-
tete Person männlich ist. Postt ist eine zeitspezifische 
Dummy-Variable, die in den Jahren nach der Unisex-
Reform (2006 bis 2011) den Wert 1 annimmt. Die Inter-
aktion Männlichi × Postt kann als Treatment-Indikator 
verstanden werden: Der Term ist nur für Männer nach der 
Reform gleich 1. Der Koeffizient β3 vergleicht somit den 

Unterschied im Outcome von Männern und Frauen nach 
der Reform mit dem Unterschied vor der Reform. Unter 
der Voraussetzung, dass alle dem DiD-Standardmodell 
zugrunde liegenden Annahmen erfüllt sind, kann β3 als 
Effekt der Unisex-Tarife auf die Vertragsabschlüsse von 
Männern interpretiert werden. Xit ist ein Vektor mit Kon-
trollvariablen, εit der Fehlerterm.

4.2 Ergebnisse

 Tabelle 2 enthält die Ergebnisse der Schätzung von 
Gleichung 2 mit der Dummy-Variable Riester-Vertragsab-
schluss als abhängige Variable. Für die Berechnungen 
wurde eine Person nach dem Vertragsabschluss aus 
dem Datensatz entfernt.

Die erste Spalte enthält die Schätzung für eine Spezifi-
kation des DiD-Basismodells in einem linearen Regres-
sions-Modell ohne weitere Kontrollvariablen. Im Einklang 
mit der Hypothese wird ein negativer und signifikanter 
Effekt der Unisex-Tarife auf die Abschlussquoten von 
Männern geschätzt. Der Punktschätzer ergibt eine um 
etwa 1,1 Prozentpunkte niedrigere Abschlussquote von 
Männern aufgrund der Reform. Das wäre ein nicht zu ver-
nachlässigender Effekt, da der Anteil der Personen, die 
einen Riester-Vertrag abschließen, im Allgemeinen nicht 

Tabelle 2
Ergebnisse der Schätzung

Riester-Vertragsabschluss

(1) (2) (3) (4)

Männlich x Post Reform − 0,011*** − 0,013*** − 0,013*** − 0,025*** 
(0,000255) (0,000373) (0,000267) (0,000310)

Alter − 0,005*** 
(0,0000657)

Summe der Einkünfte (in 1 000 EUR) − 0,000*** 
(0,000000648)

Gemeinsame Veranlagung − 0,002*** 
(0,000226)

Anzahl der Kinder 0,010*** 
(0,000104)

Kohorten-Fixed-Effects Nein Nein Ja Nein

Individuen-Fixed-Effects Nein Nein Nein Ja

Gewichte Nein Ja Nein Nein

N 6 486 815 6 486 815 6 201 205 6 486 815

R2 0,004 0,004 0,009 0,040

Anmerkung: Die Tabelle enthält die Ergebnisse der OLS-Regression. Outcome-Variable ist die binäre Variable Riester-Vertragsabschluss,  
Datenebene ist das Individuum. Die Modelle in den Spalten 1 bis 3 enthalten einen personenspezifischen Dummy, der den Wert 1 annimmt, 
wenn die Person männlich ist, und einen zeitspezifischen Dummy, der in den Jahren nach der Unisex-Reform gleich 1 ist. Männlich x Post  
Reform ist die Interaktion dieser Dummy-Variablen. Weitere Kontrollvariablen werden in der Tabelle gelistet, falls sie hinzugefügt wurden.  
Bei der Berechnung der Standardfehler (in Klammern) wurde Clustering auf Haushaltsebene berücksichtigt. *** p<0.01, ** p<0.05, * p<0.1
Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Taxpayer-Panel
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sehr hoch ist. Die in Grafik 1 dargestellten Anteile reichen 
von etwa 1 % bis zu maximal 8 % (Frauen im Jahr 2007).

Für diesen Beitrag wurden außerdem drei weitere Spe-
zifikationen in Tabelle 2 zusammengefasst (in der Origi-
nalarbeit werden weitere Ergebnisse diskutiert). Spalte 2 
enthält die Ergebnisse der gewichteten Regression. Wei-
tere Faktoren, die die Entscheidung für einen Riester-
Vertrag beeinflussen, sind das Alter, das Einkommen 
einer Person, die Anzahl der Kinder und gemeinsame 
Veranlagung bei der Einkommensteuer. In Spalte 3 wird 
zusätzlich für diese Variablen kontrolliert: Der Haupt-
schätzer bleibt negativ und signifikant. Er erhöht sich 
nur leicht auf 1,3 Prozentpunkte. In Spalte 4 werden 
zudem anstelle von Kontrollvariablen Fixed-Effects auf 
Individuen-Ebene hinzugefügt. Auch hier ändern sich 
Vorzeichen und Signifikanz des geschätzten Koeffizien-
ten nicht. Der Effekt wird im Vergleich zu Spalte 1 mehr 
als verdoppelt (– 0,025).

5

Diskussion

Mit der sogenannten Parallel-Trends-Annahme – also 
mit der Annahme, dass die Riester-Abschlussquote von 
Männern und Frauen parallel verlaufen wäre, wenn es 
keine Veränderung in der Berechnung der Riester-Annu-
itäten gegeben hätte – steht und fällt die kausale Inter-
pretation der Analysen. Da es sich um eine Annahme 
über hypothetische Werte handelt, kann die Annahme 
nicht direkt getestet werden; ihre Plausibilität muss 
somit diskutiert werden.

In der diesem Beitrag zugrunde liegenden Masterarbeit 
werden vor allem Pre-Trends, also das Vorhandensein 
paralleler Trends in den beiden Gruppen vor der Reform, 
sowie mögliche Antizipationseffekte diskutiert. Hier-
für wurde eine dynamische Version von Gleichung 2 
geschätzt. Die binäre Variable Männlichi wird mit einem 
Dummy für jedes Jahr im Beobachtungszeitraum inter-
agiert. Basiskategorie ist 2005, das Jahr vor der Reform. 
Das Modell enthält außerdem Fixed-Effects für jedes Jahr 
und die Kontrollvariablen Alter, Summe der Einkünfte, 
Anzahl der Kinder und gemeinsame Veranlagung bei der 
Einkommensteuer. Die Interaktionsterme der Variable 
Männlichi mit den Dummies für jedes Jahr messen den 

Unterschied in den Vertragsabschlussquoten von Män-
nern und Frauen im Verhältnis zum Unterschied im Jahr 
2005 vor der Reform. Unter parallelen Pre-Trends sollten 
die Koeffizienten in den Jahren vor der Reform nahe bei 
0 liegen.

 Grafik 2 enthält die Koeffizienten aus der Schätzung 
des dynamischen Modells. Die grauen Antennen stellen 
95-%-Konfidenzintervalle dar. Die Koeffizienten für die 
Jahre vor 2005 sind signifikant von Null verschieden. 
Sie sind jedoch alle in etwa gleich groß. Das deutet dar-
auf hin, dass die Differenz in den Abschlussquoten von 
Männern und Frauen in den Jahren 2002 bis 2004 relativ 
gleich groß war. Im Jahr 2005, also vor der Reform, nahm 
sie dann jedoch ab.

Dieses Muster lässt eine Antizipation der Reform und 
möglicherweise vorgezogene Vertragsabschlüsse ver-
muten. Die Unisex-Reform wurde im Jahr 2005 medial 
diskutiert. Die Originalarbeit bietet eine Übersicht über 
Artikel in großen Zeitungen, die sich 2005 mit dem 
Thema beschäftigten. | 4 Auch Beraterinnen und Berater 

  4	 Ein veranschaulichendes Beispiel ist der Artikel von Zschäpitz (2005) 
für Die Welt, in dem es heißt: „Der Direktversicherer Cosmos ruft 
marktschreierisch einen ‘Männerschlußverkauf’ aus. Und die Volks-
fürsorge erklärt die Riester-Rente zur ‚Männersache‘.“

Der Korridor stellt 95-%-Konfidenzintervalle dar. Die Outcome-Variable ist Riester-
Vertragsabschluss, die Datenebene das Individuum. Die Kontrollvariablen umfassen das
Alter, das Einkommen (Summe der Einkünfte), die Anzahl der Kinder und einen Dummy für
gemeinsame Veranlagung.

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem Taxpayer-Panel
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könnten Männer in Beratungsgesprächen auf den Vor-
teil eines baldigen Vertragsabschlusses vor der Reform 
hingewiesen haben. Die gemessenen Effekte bestehen 
jedoch auch unter Ausschluss des Jahres 2005 aus den 
Berechnungen fort – wenn auch in geringerem Umfang. 

In der Arbeit wird außerdem diskutiert, ob Frauen, die 
hier als Kontrollgruppe dienen, selbst von der Reform 
beeinflusst waren. In diesem Fall wäre die „Parallel 
trends“-Annahme ebenfalls verletzt. Hier wird vor allem 
auf die Evidenz aus von Gaudecker/Weber (2006) ver-
wiesen, die nahelegt, dass sich die Money’s Worth Ratios 
für Frauen nach der Reform kaum verändert haben.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass vor allem die Anti-
zipation der Reform und möglicherweise vorgezogene 
Vertragsabschlüsse die Validität der grundlegenden 
Annahme gefährden. Dennoch können die Ergebnisse 
als Hinweis auf negative Effekte von Unisex-Verträgen 
auf das Vertragsabschlussverhalten von Männern in der 
Riester-Rente gewertet werden.

6

Heterogene Effekte

Nach der Erörterung und Bewertung von Hypothese 1 
erfolgt nun kurz die Untersuchung der zweiten Hypo-
these. Die allgemeine Idee besteht darin, heterogene 
Auswirkungen der Reform zu betrachten, also zu unter-
suchen, ob Männer mit unterschiedlichen Eigenschaften 
verschieden auf die Reform reagiert haben.

Zu diesem Zweck wurde ein dreifaches Interaktions
modell geschätzt, in dem der Treatment-Dummy aus den 
vorherigen Modellen (Malei × Postt) mit weiteren Merk-
malen interagiert wird. Von besonderem Interesse war 
hier, ob die „Höhe“ der Anreize für den Abschluss eines 
Riester-Vertrags die negativen Effekte der Unisex-Reform 
teilweise ausgleichen konnte. Um diese Anreize zu fas-
sen, wurde für jede Person die spezifische hypothe-
tische Förderquote berechnet. Die Förderquote bezeich-
net die Riester-Förderungen (Zulagen oder steuerlicher 
Vorteil) im Verhältnis zum gesamten Sparbetrag. Sie 
erfasst also den Anteil der Ersparnisse, den der Staat 
zahlt. Zur Berechnung der Sparanreize wurden staatliche 
Zulagen und steuerliche Begünstigungen berechnet, die 
einer Person bei einem Sparbetrag, der den staatlichen 

Mindestanforderungen für volle Förderung entspricht, 
zuteilwürden.

Für das Modell wurde eine Dummy-Variable erstellt, die 
den Wert 1 bei Förderquoten über der Median-Förder-
quote annimmt. Die Punktschätzer für die Effekt-Hete-
rogenität sind insignifikant. Somit findet sich in diesen 
ersten Berechnungen keine Evidenz dafür, dass die 
Förderhöhe eine mäßigende Rolle für die Effektgrößen 
einnimmt. Männer mit höherer Förderung scheinen nicht 
signifikant unterschiedlich zu reagieren.

Neben der Heterogenität nach Förderquoten wurden 
außerdem Unterschiede in den Reaktionen entlang der 
Einkommensverteilung untersucht. Hierfür wurde der 
Treatment-Dummy (Malei × Postt) mit den Einkommens-
terzilen interagiert. Interessanterweise ist festzustellen, 
dass Männer in höheren Einkommensgruppen weniger 
von der Einführung von Unisex-Tarifen betroffen waren. 
Eine Erklärung für dieses Ergebnis würde weitere Analy-
sen erfordern.

7

Fazit

Ziel dieser Arbeit war es, die Auswirkungen der Ein-
führung von Unisex-Tarifen für Riester-Verträge auf die 
Vertragsabschlussquoten von Männern zu schätzen. 
Theoretische Überlegungen legten nahe, dass der Ver-
tragsabschluss für Männer nach der Unisex-Reform unat-
traktiver geworden sein sollte. Eine Studie (von Gaude-
cker/Weber, 2006) zur Einführung der Unisex-Tarife in der 
Riester-Rente deutet darauf hin, dass die Money’s Worth 
Ratios, also die erwarteten Rentenleistungen im Verhält-
nis zu den geleisteten Zahlungen, für Männer nach der 
Reform gesunken sind. Für Frauen, die theoretisch von der 
Reform profitieren könnten, änderte sich fast nichts. Auf 
Grundlage dieser Ergebnisse fußt die Überlegung, Frauen 
als Kontrollgruppe für Männer in einem Difference-in-Dif-
ferences-Setting zu nutzen. Die Berechnungen ergeben, 
dass die Wahrscheinlichkeit für Männer, einen Riester-
Vertrag abzuschließen, um etwa 1,1 Prozentpunkte nied-
riger ausfällt als es ohne die Unisex-Reform der Fall gewe-
sen wäre. Die Schätzergebnisse erwiesen sich als robust 
in unterschiedlichen Spezifikationen.
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Wie bereits erörtert, ist die Validität der Parallel-Trends-
Annahme für eine kausale Interpretation der Effekte 
jedoch unerlässlich. Antizipationseffekte und vorgezo-
gener Vertragsabschluss stellen eine Hürde für die kau-
sale Interpretation dar. In den Jahren vor 2005 lassen 
sich allerdings parallele Pre-Trends feststellen. Weiter 
stellt sich die Frage, ob Frauen eine geeignete Kontroll-
gruppe darstellen. Auch wenn die zugrunde liegende 
Annahme nicht in Gänze überzeugend verteidigt werden 
kann, stellen die beschriebenen Ergebnisse erste Anzei-
chen dafür dar, dass zulageberechtigte Männer seltener 
Riester-Verträge abschlossen, als es ohne die Reform 
der Fall gewesen wäre. Mögliche Erweiterungen der in 
dieser Arbeit nicht durchgeführten Analyse mit dem 
Taxpayer-Panel sind die Untersuchung von Haushalts
effekten sowie die Robustheit der Ergebnisse gegenüber 
einer breiteren Definition der Zulageberechtigung.

Außerdem wurde untersucht, ob Männer mit unter-
schiedlichen Eigenschaften verschieden auf die Einfüh-
rung von Unisex-Tarifen reagiert haben. Diese Analyse 
ist von eher explorativem Charakter. Ein besonderer 
Schwerpunkt lag auf der Frage, ob hohe Förderquoten 
den negativen Auswirkungen der Reform entgegenwir-
ken können. Zu diesem Zweck wurden hypothetische 
Fördersätze für alle Personen berechnet und die Inter-
aktion einer Dummy-Variable für über dem Median lie-
gende Fördersätze mit dem Treatment-Dummy in das 
Basis-Modell eingefügt. Die Hypothese, dass Männer 
mit höheren Subventionen weniger stark auf die Unisex-
Tarife reagierten, konnte auf Grundlage der Ergebnisse 
nicht gestützt werden. Allerdings könnten weitere Ver-
feinerungen der Berechnungen der Förderquote von 
Bedeutung sein, um sicherzustellen, dass die Spar
anreize korrekt berechnet werden. 

Zusammenfassend war zumindest eine gewisse „regu-
latorische adverse Selektion“ nach der Unisex-Reform 
festzustellen. Für eine umfassende Analyse der Konse-
quenzen wäre es jedoch notwendig zu wissen, ob Män-
ner in gewissem Umfang die Riester-Rente durch andere 
Altersvorsorgeprodukte ersetzt haben. Dieser Argumen-
tation folgend wäre es dann interessant, wie sich die 
Einführung von Unisex-Tarifen auf alle anderen Versiche-
rungsprodukte im Jahr 2012 auswirkte. Solche Analy-
sen sind mit dem Taxpayer-Panel jedoch nicht möglich. 
Außerdem ist hervorzuheben, dass die Gründe für die 
Einführung der Unisex-Verträge in der Gleichbehandlung 
der Geschlechter liegen. Auch viele andere persönliche 

Merkmale sind in der Risiko-Bewertung für die Riester-
Rente nicht zulässig. Der Beitrag beschäftigte sich somit 
nur mit einer von vielen möglichen Erwägungen bei der 
Regulierung von Altersvorsorgeprodukten. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Dieser Artikel untersucht politökonomische Einflussfaktoren auf die aggregierten 
Ersparnisse des Unternehmenssektors. Der Fokus liegt dabei auf dem Verteilungs-
konflikt zwischen dem Management und den Kapitalgebern über die Höhe der 
Gewinnausschüttungen. Im Zentrum steht die Frage, inwiefern Heterogenität in polit-
ökonomischen Institutionen, wie etwa im Hinblick auf den Grad des Anlegerschutzes 
oder auf die Relevanz von Bankkrediten zur Unternehmensfinanzierung, Unterschiede 
in der aggregierten Sparquote von Nichtfinanzunternehmen erklären kann. Dafür wird 
ein Modell mit Paneldaten aus 20 Industrieländern über einen Zeitraum von 30 Jahren 
geschätzt. Die Ergebnisse zeigen, dass stärkere Eingriffsmöglichkeiten der Anteilseig-
ner im Aggregat mit weniger Ersparnissen und höheren Ausschüttungen einhergehen. 

	 Keywords: corporate governance – corporate saving – distributional conflict – 
shareholder power – varieties of capitalism

ABSTRACT

This article examines politico-economic factors influencing aggregate corporate sav-
ing, with a focus on the distributional conflict between managers and shareholders 
over the amount of dividend payments. The main issue is to what extent heterogene-
ity in politico-economic institutions, such as the degree of investor protection or the 
relevance of bank loans for corporate finance, can explain differences in aggregate 
saving of non-financial corporations. In this context, estimates are obtained by means 
of a model using panel data from 20 industrialised countries covering a period of 
30 years. The results suggest that aggregate saving is lower and dividends are higher 
were shareholders have more influence.
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1

Einleitung 

Über die letzten 30 Jahre zeichnet sich in vielen hochent-
wickelten Industriestaaten ein Trend von stetig wachsen-
den Ersparnissen des aggregierten (nicht finanziellen) 
Unternehmenssektors ab (Dao/Maggi, 2018; Gruber/
Kamin, 2016; Chen und andere, 2017). Aus makroöko-
nomischer Perspektive überrascht diese Entwicklung: 
Der aggregierte Unternehmenssektor wird klassischer-
weise als Nettokreditnehmer betrachtet, der über den 
Kapitalmarkt mit Geld aus dem Haushaltssektor versorgt 
wird, um damit seine Investitionstätigkeiten zu finanzie-
ren. Steigen Ersparnisse auf Kosten von Investitionen als 
Triebfeder von Innovationen, Beschäftigung und Wachs-
tum, kann diese Entwicklung die Volkswirtschaften vor 
erhebliche Herausforderungen stellen. 

Aus politökonomischer Perspektive stehen die distri-
butiven Implikationen von Unternehmensersparnissen 
im Vordergrund, welche zu Verteilungskämpfen entlang 
zweier Konfliktlinien führen können. Erstens ist das der 
klassische Verteilungskonflikt zwischen Arbeit und Kapi-
tal über Löhne (Redeker, 2019) und zweitens die Frage 
der Gewinnausschüttungen zwischen Management und 
Kapitalgebern. Auf den zweiten Verteilungskonflikt kon-
zentriert sich der folgende Artikel. Dazu untersucht er 
die Frage, inwiefern Heterogenität in politökonomischen 
Institutionen, wie etwa im Hinblick auf den Grad des 
Anlegerschutzes oder auf die Relevanz von Bankkredi-
ten zur Unternehmensfinanzierung, Unterschiede in 
der aggregierten Sparquote von Nichtfinanzunterneh-
men erklären kann. Genutzt wird dazu ein Sample von 
20 Mitgliedsländern der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im Zeitraum 
von 1985 bis 2017.

Das folgende Kapitel 2 beschreibt den konzeptionellen 
Rahmen und die Herleitung der zu untersuchenden 
These, Kapitel 3 erläutert die genutzte Datengrundlage. 
Anschließend enthält Kapitel 4 die Darstellung der Analy-
semethodik, die Ergebnisse der Analyse sind in Kapitel 5 
wiedergegeben. Der Beitrag schließt mit einem Fazit.

2

Konzeptioneller Rahmen und  
theoretische Fundierung 

Wie ist der Konflikt zwischen natürlichen oder juristi-
schen Personen, die Aktien beziehungsweise Anteile 
halten (Aktionäre), und dem Management über die Höhe 
der Gewinnausschüttungen durch den politischen Kon-
text geprägt? Um diese Frage zu beantworten, dient eine 
Kombination aus der Corporate-Governance-Literatur 
(Jensen/Meckling, 1976; Aguilera/Jackson, 2003) und 
dem Varieties-of-Capitalism(VoC)-Ansatz (Hall/Soskice, 
2001) als theoretisches Fundament. 

Der Varieties-of-Capitalism-Ansatz unterscheidet zwi-
schen zwei Idealtypen des Kapitalismus, die von der 
Art der vorherrschenden Koordination der Unterneh-
men abhängen: liberale beziehungsweise koordinierte 
Marktwirtschaften. In liberalen Marktwirtschaften koor-
dinieren sich Unternehmen mit anderen Akteuren in 
erster Linie über Wettbewerbsmärkte, die durch Fremd-
vergleichsbeziehungen und formale Verträge gekenn-
zeichnet sind (Hall/Gingerich, 2009). Daher hängen die 
Gleichgewichtsergebnisse entscheidend von relativen 
Preisen und Marktsignalen ab. In koordinierten Markt-
wirtschaften hingegen werden Unternehmensentschei-
dungen stärker durch Prozesse strategischer Interaktion 
bestimmt, wie sie typischerweise in der Spieltheorie 
modelliert werden. Deshalb hängen die Gleichgewichts-
ergebnisse von der institutionellen Unterstützung ab, 
die zur Verfügung steht, um die Unsicherheit der Akteure 
zu verringern.

Aufbauend auf der Unterscheidung zwischen koordi-
nierten und liberalen Marktwirtschaften wird argumen-
tiert, dass sich ein (exogener) Anstieg der Gewinnquote 
in Marktwirtschaften mit höherem Koordinationsgrad 
in höhere Ersparnisse des Unternehmenssektors über-
trägt. Grund dafür sei, dass aufgrund bestimmter institu-
tioneller Faktoren weniger Druck bestehe, die zusätzlich 
anfallenden Gewinne an die Aktionäre zu verteilen. Das 
Argument kann in zwei Dimensionen unterteilt werden. 

Betrachtet man zunächst nur börsennotierte Unterneh-
men, genießen in liberalen Marktwirtschaften die Aktio
näre mehr Macht gegenüber dem Management. Das 
drückt sich beispielsweise in einem höheren Schutz 
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von Minderheitsaktionären (La Porta und andere, 1998) 
oder auch in wettbewerbsfähigeren Finanzmärkten 
aus, die Interessen von Aktionären und Managern an
gleichen. In liberalen Marktwirtschaften operieren die 
Unternehmen auf hoch entwickelten Finanzmärkten, die 
ein hohes Maß an Transparenz und eine breite Streuung 
des Aktienbesitzes aufweisen. Diese fluiden Finanz-
märkte disziplinieren das jeweilige Management, da der 
Zugang der Unternehmen zu externer Finanzierung stark 
von öffentlich einsehbaren Kriterien wie dem Unter-
nehmenskurs abhängt. Aufsichtsrechtliche Regelungen 
lassen feindliche Übernahmen zu, die wiederum häufig 
vom Aktienkurs bestimmt sind; diese Gefahr veranlasst 
die Unternehmen, auf ihre Marktbewertungen zu ach-
ten. Darüber hinaus sieht das Vergütungssystem häu-
fig Belohnungen für das Management vor im Fall von 
Aktienkurssteigerungen oder Nettogewinnen. So ent-
fielen 2012 beispielsweise 42 % der Vergütung der 500 
bestbezahlten Führungskräfte börsennotierter Unter-
nehmen in den Vereinigten Staaten auf Aktienoptionen 
und 41 % auf Aktienzuteilungen (Lazonick, 2014, hier: 
Seite 4). Insgesamt ermutigen die Märkte für Corpo-
rate Governance in den liberalen Marktwirtschaften die 
Unternehmen, sich auf öffentlich bewertbare Dimensio-
nen ihrer Leistung zu konzentrieren, die ihren Aktienkurs 
beeinflussen, wie die aktuelle Rentabilität (Hall/Ginge-
rich, 2001, hier: Seite 29).

Zudem impliziert die Finanzstruktur, die in liberalen 
Marktwirtschaften von marktbasierten und in koordinier-
ten Marktwirtschaften von bankbasierten Kapitalgebern 
dominiert wird, dass der Verteilungskonflikt zwischen 
Aktionären und dem Management in liberalen Markt-
wirtschaften eine größere Rolle spielt. Während Aktio
näre die Maximierung der Dividendenauszahlungen als 
Ziel haben dürften, sind Banken als primäre Kapital-
quelle in koordinierten Marktwirtschaften hauptsäch-
lich an der Rückzahlung der Kredite interessiert. Daher 
stellen sie eher sogenanntes geduldiges Kapital zur Ver-
fügung, was mildernd auf den Verteilungskonflikt über 
Dividendenausschüttungen wirkt. Eine Implikation der 
unterschiedlich strukturierten Finanzsysteme in koor-
dinierten und in liberalen Marktwirtschaften ist, dass 
Kapitalgeber unterschiedliche Strategien verfolgen. Das 
wirkt sich sowohl auf die Beziehung zum Management 
als auch auf das Sparen der Unternehmen aus. Insge-
samt lässt sich also die These aufstellen, dass in stärker 
koordinierten Marktwirtschaften ein größerer Anteil der 

anfallenden Gewinne gespart wird als in liberalen Markt-
wirtschaften, da der Druck auf die Unternehmen, diese 
auszuschütten, geringer ist.

3

Datengrundlage

Aufgrund der sehr begrenzten Verfügbarkeit von Daten 
auf Unternehmensebene beschränkt sich die empiri-
sche Analyse auf Daten der Makroebene. Grundlage sind 
die jährlichen sektoralen Daten der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen über aggregierte Ersparnisse, 
Gewinne und Gewinnausschüttungen des (nicht finan
ziellen) Unternehmenssektors von 20 OECD-Mitglieds-
ländern über die Jahre 1985 bis 2017. Für die Analyse 
wurde ein Datensatz erstellt, der auf verschiedenen 
Datenbanken (des Statistischen Amtes der Europäischen 
Union, der Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen 
der Europäischen Kommission [Datenbank Ameco], 
der OECD, der Weltbank und des Internationalen Wäh-
rungsfonds) sowie weiteren makroökonomischen Varia-
blen (wie der realen Wachstumsrate des Bruttoinlands
produkts) basiert. Da manche Variablen erst ab 1995 
verfügbar sind, enthält der Datensatz je nach Schätz
modell zwischen 437 und 535 Beobachtungen. 

Um die institutionellen Unterschiede zu erfassen, wird 
der Corporate-Governance-Index (CG-Index) von Hall und 
Gingerich (2009) verwendet. Der zeitinvariante Index 
misst den Grad der Koordination einer Marktwirtschaft 
auf dem Gebiet Corporate Governance (Unternehmens-
führung). Er ist zwischen 0 und 1 normiert, wobei ein 
höherer Wert ein höheres Maß an Koordination anzeigt. 
 Tabelle 1 zeigt den Index für zwanzig Volkswirtschaf-
ten. Österreich, Italien und Deutschland sind die Länder 
mit dem höchsten Koordinationsgrad, die Vereinigten 
Staaten, das Vereinigte Königreich und Kanada die Län-
der mit dem niedrigsten.

Der Index basiert auf drei verschiedenen Variablen: 
Macht der Aktionäre, Streuung der Kontrolle und Größe 
des Aktienmarktes. Diese Variablen spiegeln die insti-
tutionellen Unterschiede zwischen liberalen und koor-
dinierten Marktwirtschaften im Bereich der Corporate 
Governance wider, wie im theoretischen Teil dargelegt. 
Dadurch erfasst der Index die für die Sparentscheidun-
gen der Unternehmen relevanten institutionellen Unter- 
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Tabelle 1
Der Corporate-Governance-Index in ausgewählten 
Volkswirtschaften

Corporate- 
Governance- 
Index

Corporate- 
Governance- 
Index

Australien 0,47 Niederlande 0,74

Belgien 0,77 Neuseeland 0,27

Dänemark 0,65 Norwegen 0,74

Deutschland 0,95 Österreich 1,00

Finnland 0,71 Portugal 0,85

Frankreich 0,82 Schweden 0,71

Irland 0,35 Schweiz 0,44

Italien 0,99 Spanien 0,77

Japan 0,72 Vereinigte Staaten 0,00

Kanada 0,23 Vereinigtes Königreich 0,14

Der Index ist zwischen 0 und 1 normiert, wobei ein höherer Wert ein höheres Maß an 
Koordination anzeigt; nach: Hall, Peter A./Gingerich, Daniel W. Varieties of Capitalism and 
Institutional Complementarities in the Political Economy: An Empirical Analysis. In: British 
Journal of Political Science. Jahrgang 39. Ausgabe 3/2009, Seite 449 ff. 

schiede. Wenn die Machtverhältnisse zugunsten der 
Managements und der dominanten Aktionäre tendieren, 
die Eigentumsverhältnisse relativ konzentriert und die 
Aktienmärkte klein sind, hängt der Zugang zu externen 
Finanzmitteln eher von der strategischen Interaktion 
mit anderen Akteuren wie Banken und Unternehmens-
netzwerken ab. Wenn Minderheitsaktionäre ein höheres 
Maß an Schutz genießen, die Eigentumsverhältnisse 
eher gestreut und die Aktienmärkte groß sind, wird die 
externe Finanzierung eher durch Wettbewerbsmärkte 
bestimmt (Hall/Gingerich, 2009, hier: Seite 455 f.). 

Ein Problem des zeitinvarianten Index ist zweifellos, 
dass er keine institutionelle Variation über die Zeit hin-
weg zulässt. Diese institutionelle Kontinuitätshypothese 
lässt sich angesichts der Globalisierungs-, Liberalisie-
rungs- und Internationalisierungstendenzen der letzten 
Jahrzehnte schwer rechtfertigen und wird daher immer 
mehr infrage gestellt (siehe beispielsweise Braun/Deeg, 
2019; Hardie und andere, 2013). Dennoch gibt es Grund 
zur Annahme, dass sich Konventionen und informelle 
Institutionen, die auf gemeinsamen Glaubensmecha-
nismen beruhen, wahrscheinlich langsamer entwickeln, 
auch wenn sich formale Institutionen und Gesetze geän-
dert haben mögen (Culpepper, 2005, hier: Seite 182).

4

Methodik

Da die Analyse auf Makrodaten basiert, fußt die empi-
rische Schätzstrategie auf den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen und ist mit diesen konsistent. Glei-
chung 1 zeigt das aggregierte Unternehmenssparen in 
der einfachsten Zerlegung. In den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen entspricht das Unternehmensspa-
ren (s c) den Unternehmensgewinnen (π c ), die nicht als 
Dividenden ausgeschüttet werden (D c ).

(1) 𝑠𝑠𝑠𝑠𝑐𝑐𝑐𝑐 =  𝜋𝜋𝜋𝜋𝑐𝑐𝑐𝑐 − 𝐷𝐷𝐷𝐷𝑐𝑐𝑐𝑐

Die Unternehmen können entscheiden, ob sie ihre 
Gewinne an ihre Aktionäre ausschütten oder im Unter-
nehmen behalten. Somit ist die Ersparnis der Unterneh-
men gleich den einbehaltenen Gewinnen. Wenn Glei-
chung (1) durch das Bruttoinlandsprodukt (Υ ) geteilt 
wird, kann sie wie folgt umgeschrieben werden:

(2)	
𝑠𝑠𝑠𝑠𝑐𝑐𝑐𝑐

𝑌𝑌𝑌𝑌
=
𝜋𝜋𝜋𝜋𝑐𝑐𝑐𝑐

𝑌𝑌𝑌𝑌
�1 −

𝐷𝐷𝐷𝐷𝑐𝑐𝑐𝑐

𝜋𝜋𝜋𝜋𝑐𝑐𝑐𝑐
� 

Die linke Seite zeigt nun die Ersparnis der Unterneh-
men im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt. Auf der 

rechten Seite bezeichnet (
𝜋𝜋𝜋𝜋𝑐𝑐𝑐𝑐

𝑌𝑌𝑌𝑌
) die Gewinnquote und der 

Term in den Klammern beschreibt den Anteil der ein-
behaltenen Gewinne, die nicht ausgeschüttet werden. 
Aus Gleichung  (2) ist ersichtlich, dass eine steigende 
Gewinnquote nicht zwangsläufig zu einer höheren 
Ersparnis der Unternehmen führt, da sie durch ein 
höheres Verhältnis von Dividenden zu Gewinnen aus-
geglichen werden könnte. Unterschiede in der Erspar-
nisbildung der Unternehmen könnten also durch zwei 
Effekte bedingt sein: erstens durch Unterschiede in der 
Gewinnquote, zweitens durch Unterschiede in der Divi-
dendenausschüttungsquote. Steigen beispielsweise die 
Dividenden in gleichem Maße wie die Gewinne, bleibt 
das Unternehmenssparen gleich. Dementsprechend 
könnte ein Anstieg der Gewinnquote durch eine höhere 
Ausschüttungsquote ausgeglichen — oder zumindest 
abgeschwächt — werden. Aus buchhalterischer Sicht 
sind daher sowohl die Gewinnquote als auch die Divi-
dendenausschüttungsquote als mögliche Triebkräfte 
des Unternehmenssparens zu betrachten. 

Statistisches Bundesamt | WISTA | 2 | 2022 45



David Kläffling

Sobald Gewinne und Dividenden getrennt werden, ist 
es möglich, zwei verschiedene Konflikte zu lokalisieren, 
die in die Sparentscheidung der Unternehmen eingebet-
tet sind. Bei beiden handelt es sich um Verteilungskon-
flikte um zusätzliche, durch die Erhöhung der Gewinne 
gewonnene Ressourcen. Auf der einen Seite gibt es den 
Klassenkonflikt zwischen Arbeit und Kapital über Löhne, 
auf der anderen Seite gibt es einen Konflikt innerhalb 
des Kapitals über Dividenden. Die Ergebnisse beider 
Konflikte beeinflussen die Gesamtersparnis der Unter-
nehmen.

In diesem Artikel liegt der Fokus wie in der Einleitung 
erwähnt auf dem zweiten Verteilungskonflikt. Um ins-
titutionelle Determinanten der Gewinnausschüttungs-
quote zu identifizieren, wird die Gewinnquote als exo-
gene Variable mitaufgenommen. Gleichung (3) zeigt das 
geschätzte Modell in seiner einfachsten Form.

(3)	

𝑠𝑠𝑠𝑠𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁

𝑌𝑌𝑌𝑌 𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖
=  𝛼𝛼𝛼𝛼 + 𝛽𝛽𝛽𝛽1 ∗  

𝜋𝜋𝜋𝜋𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁

𝑌𝑌𝑌𝑌 𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖
+  𝛽𝛽𝛽𝛽2 ∗  

𝜋𝜋𝜋𝜋𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁

𝑌𝑌𝑌𝑌 𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖
∗ 𝐶𝐶𝐶𝐶𝐺𝐺𝐺𝐺𝑖𝑖𝑖𝑖 + 𝜸𝜸𝜸𝜸 ∗ 𝑿𝑿𝑿𝑿𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊 +  𝜀𝜀𝜀𝜀𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖 . 

Der Index 𝑖𝑖𝑖𝑖 = 1, … ,𝑁𝑁𝑁𝑁  steht für ein bestimmtes Land und 
𝑡𝑡𝑡𝑡 = 1, … ,𝑇𝑇𝑇𝑇  für einen bestimmten Zeitraum (Jahr). Auf 
der linken Seite ist als abhängige Variable die aggre-
gierte Ersparnis des nicht finanziellen Unternehmens-
sektors (NFC) im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt 

(Υ ) dargestellt. Auf der rechten Seite steht 
𝜋𝜋𝜋𝜋𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁

𝑌𝑌𝑌𝑌 𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖
  für 

den Gewinnanteil des nicht finanziellen Unternehmens-
sektors und CGi bezeichnet den zeitinvarianten Corpo-
rate-Governance-Index als Maß für die Koordination im 
Bereich der Corporate Governance. Nach dem Ansatz des 
akteurzentrierten Institutionalismus von Scharpf (1997) 
determinieren Institutionen nicht bestimmte Ergeb-
nisse, sondern bilden vielmehr einen Kontext, der das 
Verhalten der Akteure prägt. Folglich hängen die Ergeb-
nisse von der Interaktion zwischen Akteuren und Institu-
tionen ab. Diesem Verständnis von Institutionen folgend 
steht ein Interaktionsterm zwischen der Gewinnquote, 
die das Verhalten der Akteure (Unternehmen) widerspie-
gelt, und dem CG-Index als institutionellem Gegenstück  

(
𝜋𝜋𝜋𝜋𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁

𝑌𝑌𝑌𝑌 𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖
∗ 𝐶𝐶𝐶𝐶𝐺𝐺𝐺𝐺𝑖𝑖𝑖𝑖)  im Zentrum der Analyse. Das Ergebnis 

(Unternehmenssparen) hängt also vom Zusammenspiel 
zwischen den Akteuren und dem institutionellen Umfeld 
ab. Da der CG-Index den Grad der Koordinierung der Cor-

porate Governance widerspiegelt, wird erwartet, dass  
𝛽𝛽𝛽𝛽2  ein positives Vorzeichen hat. Ein positives Vorzeichen 
von 𝛽𝛽𝛽𝛽2  deutet darauf hin, dass ein exogener Anstieg der 
Gewinnquote zu einem höheren Unternehmenssparen 
führt, je höher der Koordinationsgrad in einem Land ist. 
Dies wird deutlich, wenn die Gewinnquote ausgeklam-
mert wird und ihr Koeffizient als 𝛽𝛽𝛽𝛽1  + 𝛽𝛽𝛽𝛽2  * CGi geschrie-
ben wird. Auf diese Weise hat jedes Land seinen eige-
nen Koeffizienten für die Gewinnquote in Abhängigkeit 
vom CG-Index oder – anders ausgedrückt – seine eigene 
Transmissionsrate von Gewinnen in Sparen. Die weitere 
Kontrollvariablen und 𝜀𝜀𝜀𝜀𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖  bezeichnet den Fehlerterm.

Neben dem Interaktionsterm werden zusätzliche Kon-
trollvariablen in das Modell aufgenommen, die in der 
Matrix 𝑿𝑿𝑿𝑿𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊𝒊  zusammengefasst sind. Sie dienen dazu, 
das makroökonomische Umfeld sowie einige alterna-
tive Erklärungen für das Unternehmenssparen aus der 
ökonomischen Literatur zu berücksichtigen. Das reale 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP-Wachstum) 
wird mit einem Jahr Verzögerung aufgenommen, um 
für den Konjunkturzyklus zu kontrollieren und dabei 
Endogenitätsprobleme zu vermeiden. Zudem soll durch 
Netto-Direktinvestitionsströme der Globalisierungspro
zess des Unternehmenssektors erfasst werden, da in 
den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen reinves
tierte Gewinne aus ausländischen Direktinvestitio-
nen als inländische Ersparnisse ausgewiesen werden. 
Zudem wird nach Tan und anderen (2015) ein Maß für 
die Finanzstruktur eines Landes aufgenommen, das die 
Bedeutung der marktbasierten gegenüber der bank
basierten Finanzierung erfasst.

Vier weitere Kontrollvariablen werden in das Modell auf-
genommen, um für alternative ökonomische Erklärun-
gen für Unternehmensersparnisse zu kontrollieren: 

Erstens die Bruttowertschöpfung des Dienstleistungs-
sektors im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt, um die 
strukturelle Verschiebung vom Verarbeitenden Gewerbe 
zum Dienstleistungssektor als eine mögliche Erklärung 
für das höhere Sparen zu berücksichtigen (Behringer, 
2019). 

Zweitens das Verhältnis von Investitionen in immateri-
elle Vermögenswerte, da mit wachsendem Anteil die-
ser Investitionsgüter mehr interne Mittel akkumulieren 
müssen, um externe Finanzmittel zu erhalten. Grund ist, 
dass immaterielles Kapital schwieriger als Kreditsicher-
heit dienen kann (Falato und andere, 2013). 
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Drittens wird eine Prognose des BIP-Wachstums einbe-
zogen, um das Vorsorgemotiv aufgrund von Unsicherheit 
zu erfassen (Gruber/Kamin, 2016). 

Schließlich wird in einigen Spezifikationen der langfris-
tige Realzins und der Körperschaftsteuersatz einbezo-
gen, um der Hypothese Rechnung zu tragen, dass der 
Anstieg sowohl der Gewinnquote als auch des Unter-
nehmenssparens auf einen Rückgang der Kapitalkosten 
zurückzuführen ist (Chen und andere, 2017).

Um sowohl die Querschnitts- als auch die Zeitdimension 
der Daten auszunutzen, wird ein gepooltes Regressi-
onsmodell verwendet. Da Autokorrelation und Hete-
roskedastizität in den Fehlertermen vorliegen, wird 
ein Prais-Winsten-Modell mit einer AR(1)-Struktur und 

panelkorrigierte Standardfehler geschätzt, um beiden 
Problemen zu begegnen (Beck/Katz, 1995).

5

Ergebnisse 

 Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse der Schätzungen für 
den nicht finanziellen Unternehmenssektor. Wie aus 
den R-Quadratwerten hervorgeht, erklären die Modelle 
zwischen 52,6 % (Basismodell; Spalte 1) und 59,3 % 
(vollständig spezifiziertes Modell mit nur signifikanten 
Variablen; Spalte 6) der Variation der abhängigen Vari-
ablen. 

Tabelle 2
Ergebnisse der Schätzmodelle zu Corporate Governance und NFC-Ersparnissen

Variablen NFC-Sparen

1 2 3 4 5 6

L. Reales Wirtschaftswachstum (BIP) – 0,063** – 0,063** – 0,064** – 0,061* – 0,069** – 0,078**

(– 0,031) (– 0,03) (– 0,031) (– 0,032) (– 0,03) (– 0,03)

Nettodirektinvestitionsströme (in % des BIP) – 0,009 – 0,009 – 0,009 – 0,008 – 0,012

(– 0,011) (– 0,011) (– 0,011) (– 0,012) (– 0,01)

Anteil von Investitionen in immatrielle 
Vermögensgegenstände

0,190*** 0,189*** 0,198*** 0,187*** 0,192*** 0,186***

(– 0,034) (– 0,034) (– 0,034) (– 0,034) (– 0,031) (– 0,029)

Dienstleistungssektor (in % des BIP) 0,013* 0,013* 0,013 0,014 0,005

(– 0,008) (– 0,008) (– 0,008) (– 0,009) (– 0,011)

5-Jahresprognose des BIP-Wachstums – 0,243 – 0,216 – 0,253 – 0,187 – 0,192

(– 0,154) (– 0,155) (– 0,164) (– 0,16) (– 0,166)

Trend – 0,019

(– 0,024)

Langfristiger Realzins 0,067* 0,096**

(– 0,036) (– 0,04)

Körperschaftsteuersatz – 0,037

(– 0,025)

Finanzstruktur 1,068*** 1,121***

(– 0,291) (– 0,287)

Corporate-Governance-Index 2,155***

(– 0,543)

NFC-Gewinnquote 0,353*** 0,303*** 0,303*** 0,302*** 0,274*** 0,286***

(– 0,037) (– 0,042) (– 0,041) (– 0,044) (– 0,032) (– 0,032)

CG-Index * NFC-Gewinnquote 0,107*** 0,109*** 0,120*** 0,153*** 0,160***

(– 0,029) (– 0,028) (– 0,028) (– 0,026) (– 0,024)

Beobachtungen 480 480 480 480 437 461

R-Quadrat 0,526 0,526 0,529 0,535 0,584 0,593

Anzahl von Ländern 20 20 20 20 20 20

Anmerkung: Als NFC-Sparen wird das Bruttosparen des nichtfinanziellen Unternehmenssektors (in % des BIP) bezeichnet. Alle Regressionen werden mit einer Prais-Winsten-Transformation 
geschätzt (AR1-Korrektur). Heteroskedastizitätsrobuste Standardfehler sind in Klammern angegeben. Alle Regressionen schließen eine Konstante ein. L steht für ein Lag von einem Jahr. Die Signi-
fikanz wird mit ***, **, * für 10 %, 5 % bzw. 1 % Signifikanzniveau angegeben.
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Spalte (1) zeigt die Ergebnisse für die Beziehung zwi-
schen dem CG-Index und dem NFC-Sparen ohne den 
Interaktionsterm. Alle Variablen haben das erwartete 
Vorzeichen oder sind ansonsten insignifikant. Das 
reale BIP-Wachstum ist signifikant und hat ein negati-
ves Vorzeichen, was bedeutet, dass ein Rückgang des 
Wirtschaftswachstums um einen Prozentpunkt zu einem 
Anstieg des NFC-Sparens um 0,063 Prozentpunkte führt. 
Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der Hypothese, 
dass ein Anstieg des Unternehmenssparens teilweise 
eine endogene Reaktion auf den Konjunkturzyklus dar-
stellt (Behringer, 2019, hier: Seite 15). Darüber hinaus 
haben sowohl die immaterielle Kapitalquote als auch 
die Variablen des Dienstleistungssektors die erwarteten 
positiven Vorzeichen, auch wenn der Effekt des Dienst-
leistungssektors vernachlässigbar klein ist: Ein Anstieg 
der immateriellen Investitionsquote um einen Prozent-
punkt erhöht die NFC-Ersparnis um 0,19 Prozentpunkte;  
ein Anstieg der Größe des Dienstleistungssektors um 
einen Prozentpunkt würde zu einem Anstieg der abhän-
gigen Variable um 0,013 Prozentpunkte führen. Weder 
die Nettodirektinvestitionsströme noch die 5-Jahres-
Wachstumsprognose haben signifikante Auswirkun-
gen auf das NFC-Sparen. In Übereinstimmung mit den 
Ergebnissen von Behringer (2019) hat die Gewinnquote 
einen signifikanten positiven Effekt auf das Sparen, 
was bedeutet, dass ein Anstieg der Gewinnquote um 
einen Prozentpunkt das Sparen um 0,35 Prozentpunkte 
erhöht. Schließlich hat der CG-Index ein positives Vor-
zeichen, was darauf hindeutet, dass ceteris paribus 
Marktwirtschaften im Bereich der Corporate Governance 
im Durchschnitt ein höheres NFC-Sparniveau aufwei-
sen. In quantitativer Hinsicht bedeutet der Koeffizient, 
dass in den Vereinigten Staaten (CG-Index = 0) die NFC-
Ersparnis im Durchschnitt 2,16 Prozentpunkte niedriger 
ist als in Österreich (CG-Index = 1). Institutionelle Unter-
schiede im Bereich der Corporate Governance scheinen 
das aggregierte NFC-Sparen zu beeinflussen, wobei ein 
höherer Grad an Koordination mit einem höheren Spar-
niveau verbunden ist.

Spalte (2) zeigt die Ergebnisse für das Basismodell, das 
nun den Interaktionsterm zwischen dem NFC-Gewinn-
anteil und dem Corporate-Governance-Index enthält. 
Die Koeffizienten der übrigen Variablen weisen die glei-
chen Vorzeichen und ähnliche Größenordnungen wie 
in Spalte (1) auf. Der Koeffizient des Interaktionsterms 
ist signifikant und positiv. Das scheint die vorangegan-
genen theoretischen Überlegungen zu stützen, dass 

ein Anstieg der Gewinnquote in Ländern mit einem 
höheren Koordinationsgrad im Bereich der Corporate 
Governance zu einer höheren Ersparnis der Unterneh-
men führt. Der positive Koeffizient impliziert, dass die 
Übertragungsrate von Gewinnen in Ersparnis bestehend 
aus 𝛽𝛽𝛽𝛽𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝ℎ𝑎𝑎𝑎𝑎𝑝𝑝𝑝𝑝𝑎𝑎𝑎𝑎 + 𝛽𝛽𝛽𝛽𝑝𝑝𝑝𝑝𝑖𝑖𝑖𝑖𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑖𝑖𝑖𝑖𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑖𝑖𝑖𝑖𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑝𝑖𝑖𝑖𝑖 ∗ 𝐶𝐶𝐶𝐶𝐺𝐺𝐺𝐺𝐼𝐼𝐼𝐼𝑖𝑖𝑖𝑖𝐼𝐼𝐼𝐼𝑎𝑎𝑎𝑎𝐼𝐼𝐼𝐼   mit dem 
Grad der Koordination zunimmt. Quantitativ bedeuten 
die Ergebnisse, dass in den Vereinigten Staaten (typi-
sche liberale Marktwirtschaft) mit einem CG-Index von 0 
eine Erhöhung der Gewinnquote um einen Prozentpunkt 
die Ersparnis des nicht finanziellen Unternehmenssek-
tors um 0,303 Prozentpunkte erhöht, während dieselbe 
Erhöhung in Österreich (typische koordinierte Marktwirt-
schaft) zu einem Anstieg um 0,41 Prozentpunkte führt.

Die Grafiken 1 und 2 veranschaulichen den vorhergesag
ten marginalen Effekt des Gewinnanteils auf das Sparen 
abhängig von verschiedenen Koordinationsniveaus. 
 Grafik 1 zeigt die Beziehung zwischen der NFC-
Gewinnquote und dem NFC-Sparen für die Vereinigten 
Staaten und Österreich, wie sie durch das Modell in 
Spalte (2) der Tabelle 2 vorhergesagt wird. Die Linie für 
Österreich ist viel steiler als die für die Vereinigten Staa-
ten, was bedeutet, dass ein Anstieg der Gewinnquote 
zu einer höheren Ersparnis in der stärker koordinierten 
Marktwirtschaft führt. In  Grafik 2 ist der marginale 
Effekt der Gewinnquote in Abhängigkeit vom Corporate-
Governance-Index dargestellt. Die Grafik zeigt, dass ein 
höherer Koordinationsgrad zu einer höheren Übertra-
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Geschätzter Zusammenhang zwischen der NFC-Gewinn-
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gungsrate von Gewinnen in die Unternehmensersparnis 
führt. 

Die Spalten (3) bis (6) von Tabelle 2 enthalten verschie-
dene Varianten des in Spalte (2) dargestellten Basismo-
dells mit zusätzlichen oder anders zusammengesetzten 
Kontrollvariablen. Die Effekte sowohl des Gewinnanteils 
als auch des Interaktionsterms sind in den verschiede-
nen Spezifikationen signifikant und etwa gleich groß. In 
Spalte (3) wird dem Modell ein Zeittrend hinzugefügt, 
der jedoch nicht signifikant ist und die grundlegenden 
Ergebnisse von Spalte (2) nicht verändert. Die Ergeb-
nisse sind auch robust, wenn in Spalte (4) der langfris-
tige Realzins und der Körperschaftsteuersatz als Maß 
für die Kapitalkosten hinzugefügt werden. Während der 
Steuersatz keinen signifikanten Effekt zeigt, weist der 
Zinssatz einen positiven, aber geringen Effekt auf das 
NFC-Sparen auf (𝛽𝛽𝛽𝛽𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖𝑖 = 0,067). Da s bedeutet, 
dass ein Anstieg des Realzinses um einen Prozentpunkt 
das Sparen um 0,067 Prozentpunkte erhöht.

Dies steht im Gegensatz zu Chen und andere (2017), die 
feststellen, dass ein Anstieg des Realzinses durch seine 
Auswirkungen auf die Kapitalkosten und den Arbeits-
anteil zu einem Rückgang des Unternehmenssparens 
führt. In Spalte (5) von Tabelle 2 wird dem Basismodell 
ein Regressor für die Finanzstruktur eines Landes hin-
zugefügt, der die relative Bedeutung der marktbasierten 
gegenüber der bankbasierten Finanzierung misst. Über-

 

raschenderweise steht diese Variable in einem positiven 
Zusammenhang mit NFC-Sparen, was impliziert, dass 
eine höhere Bedeutung marktbasierter Finanzierung 
mit einer höheren Unternehmensersparnis einhergeht 
(𝛽𝛽𝛽𝛽𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓𝑓 = 1,068) . Das steht im Gegensatz zu 
den Ergebnissen von Tan und andere (2015), die einen 
negativen Zusammenhang feststellen. Wie die Autoren 
jedoch betonen, könnte ein überwiegend marktbasier-
tes Finanzsystem auch positive Auswirkungen auf die 
Ersparnisbildung der Unternehmen haben. Vorausset-
zung dafür wäre, wenn eine größere Rolle der Banken im 
Finanzsystem den Unternehmen eher hilft, Finanzmittel 
zu erhalten, als sie zum Sparen zu zwingen. Eine Erklä-
rung dafür könnte sein, dass kleine Unternehmen in 
der frühen Entwicklungsphase möglicherweise zu klein 
sind, um sich über den Markt zu finanzieren. In diesem 
Fall könnte die Bankfinanzierung die einzige Finanzie-
rungsform sein, die es für solche Unternehmen gibt (Tan 
und andere, 2015, hier: Seite 146). Dementsprechend 
zeigen Weinstein und Yafeh (1998), dass in Japan die 
Banken die Kreditverfügbarkeit erhöhen, wenn Markt- 
finanzierungen nicht zugänglich sind. Daher scheint die 
Auswirkung einer größeren Rolle der Banken auf die 
Ersparnisbildung der Unternehmen theoretisch nicht 
eindeutig zu sein. Spalte (6) von Tabelle 2 schließlich 
zeigt die Schätzergebnisse mit nur signifikanten Varia-
blen. 

6

Fazit

Die empirische Evidenz scheint mit den theoretischen 
Überlegungen übereinzustimmen: Danach sind die  
Aktionäre im Verteilungskonflikt um Dividendenzahlun-
gen in liberalen Marktwirtschaften mächtiger und kön-
nen höhere Ausschüttungen fordern, was wiederum die 
Ersparnis der Unternehmen senkt. Darüber hinaus dürfte 
der größere Umfang der marktbasierten Finanzierung in 
liberalen Marktwirtschaften zu einer niedrigeren Gesamt- 
ersparnis führen als in koordinierten Volkswirtschaften, 
in denen das Kapital überwiegend durch Banken bereit-
gestellt wird. Grund dafür ist, dass Banken vermutlich 
nicht dieselben finanziellen Interessen verfolgen wie 
beispielsweise institutionelle Anleger. 
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Grafik 2
Marginaler Effekt der NFC-Gewinnquote auf die Ersparnis 
in Abhängigkeit vom Corporate-Governance-Index
in Prozentpunkten
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Die grau gestrichelten vertikalen Linien zeigen das 95-%-Konfidenzintervall. 
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Die Analyse basiert auf aggregierten Daten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen von 20 OECD-Ländern 
und stützt sich auf den Corporate-Governance-Index von 
Hall und Gingerich (2009). Da der Index zeitinvariant ist, 
spiegelt er keinerlei Variation politischer Institutionen 
im Zeitverlauf wider. Daher sind weitere Untersuchungen 
über politökonomische Einflüsse auf aggregiertes Unter-
nehmenssparen mit alternativen Messgrößen erforder-
lich, die dem institutionellen Wandel gerecht werden.

Ein Nachteil der Daten der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen besteht darin, dass sie das aggregierte 
Unternehmenssparen messen und nicht zwischen bör-
sennotierten und nicht börsennotierten Unternehmen 
differenzieren. Da große Teile der theoretischen Argu-
mentation die Macht der Aktionäre gegenüber dem 
Management betreffen, erfordert eine genauere Unter-
suchung der beschriebenen Mechanismen eine Tren-
nung dieser beiden Unternehmensgruppen. Künftige 
Untersuchungen mit Mikrodaten auf Unternehmens
ebene von börsennotierten und nicht börsennotierten 
Unternehmen wären daher hilfreich, um die Auswirkun-
gen der theoretischen Argumente zu entschlüsseln. 
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	 Schlüsselwörter: Datenaufbereitung – administrative Daten – Geburtsstaat – 
Migration – Ausländerzentralregister (AZR) – Geburtsort

ZUSAMMENFASSUNG

Die amtliche Statistik verwendet die Merkmale Geburtsstaat und Geburtsort aus dem 
Ausländerzentralregister. Die Merkmale werden im Verwaltungskontext jedoch unvoll-
ständig (Geburtsstaat) beziehungsweise unstrukturiert als Freitextangabe (Geburts-
ort) und ohne Plausibilitätskontrollen erhoben.

Das Statistische Bundesamt entwickelt Konzepte zur Standardisierung, Prüfung und 
Ergänzung von Verwaltungsdaten, um diese für statistische Zwecke nutzbar zu ma-
chen. Der Fokus dieses Aufsatzes liegt zunächst auf der Aufbereitung der Angaben 
zum Geburtsstaat im Ausländerzentralregister zum Stichtag 31. Dezember 2020 und 
darauf basierenden ersten beispielhaften Auswertungen. Zudem wird ein Konzept für 
eine potenzielle Aufbereitung und Geokodierung des Geburtsorts vorgestellt.

	 Keywords: data processing – administrative data – country of birth – migration – 
Central Register of Foreigners – place of birth

ABSTRACT

Official statistics use the variables “country of birth” and “place of birth” from the Cen-
tral Register of Foreigners. In the administrative context, however, the variables are 
collected incompletely (country of birth) or unstructured as free text (place of birth) and 
without plausibility checks.

The Federal Statistical Office develops concepts for the standardisation, validation and 
supplementation of administrative data, so that these can be used for statistical pur-
poses. The article focuses on the processing of the country of birth data from the Cen-
tral Register of Foreigners for reference day 31 December 2020 and on first exemplary 
analyses based on that. Also, a concept for the potential processing and geocoding of 
the place of birth data is presented.
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1

Einleitung

Die vermehrte Nutzung von Verwaltungsdaten und die 
damit einhergehende Entlastung der Auskunftgeben-
den ist ein Kernziel der Digitalen Agenda des Statisti-
schen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt, 2019). 
Die Nutzung des Ausländerzentralregisters (AZR) für die 
Erstellung der zentralen Ausländerstatistik auf der Basis 
des § 23 des Gesetzes über das Ausländerzentralregis-
ter (AZR-Gesetz) hat dabei schon eine lange Tradition 
in der Bevölkerungsstatistik. Bereits seit den 1970er-
Jahren werden die Daten des AZR aufbereitet, um Infor-
mationen zur ausländischen Bevölkerung zu gewinnen 
(Fleischer, 1989).

Bis heute (Stand: März 2022) ist das AZR eines der 
größten Verwaltungsregister in Deutschland. Es enthält 
Informationen zu allen ausländischen Staatsangehöri-
gen | 1, die sich nicht nur vorübergehend – das heißt in 
der Regel länger als drei Monate – in Deutschland auf-
halten. Das AZR führt die Datenbestände aller lokalen 
Ausländerbehörden zusammen und dient damit einer 
Vielzahl von mit asyl- und ausländerrechtlichen Verwal-
tungsaufgaben betrauten Behörden als zentrale Infor-
mationsplattform.

Wie bei Verwaltungsdaten üblich, ist das Statistische 
Bundesamt damit nur einer von zahlreichen Nutzern und 
die statistische Verwertbarkeit der Daten nur einer von 
vielen Verwendungszwecken. Entsprechend unterschei-
det sich die Qualität der Rohdaten auch von jener von 
Daten aus Primärerhebungen. Vor einer Verwertung der 
Daten für statistische Zwecke steht daher in vielen Fällen 
eine sorgfältige Qualitätsprüfung und Aufbereitung.

Infolge der Fluchtmigration der Jahre 2015 und 2016 
wurde das AZR kontinuierlich weiterentwickelt. Im Jahr 
2019 hat der Gesetzgeber mit dem Zweiten Daten
austauschverbesserungsgesetz die Nutzungsmöglich-
keiten für die amtliche Statistik weiter verbessert. Seit-
dem erhält das Statistische Bundesamt für die Erstellung 
der Ausländerstatistik auch die zusätzlichen Informatio-
nen zu Geburtsort und Geburtsstaat von ausländischen 
Staatsangehörigen.

  1	 Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die zugleich eine aus-
ländische Staatsangehörigkeit besitzen, sind im AZR nicht erfasst.

Angaben zum Geburtsort werden im AZR als Pflicht
angabe zwar fast vollständig erfasst, allerdings erfolgt 
die Erfassung unstrukturiert als Freitextangabe. Anga-
ben zum Geburtsstaat werden hingegen standardisiert 
als ISO-Code | 2 erfasst, die Angaben sind jedoch in 
erheblichem Umfang unvollständig. Beide Merkmale 
werden im Verwaltungskontext ohne Plausibilitätskon
trollen erhoben.

Das folgende Kapitel 2 informiert über die Rolle der Merk-
male Geburtsstaat und Geburtsort in den Bevölkerungs-
statistiken, Kapitel 3 untersucht die Qualität der dazu im 
AZR vorhandenen Daten. Die Aufbereitung der Angaben 
zum Geburtsstaat im AZR und erste Auswertungen zum 
Jahresende 2020 beschreiben die Kapitel 4 und 5. Ein 
mögliches Konzept zur Aufbereitung und Geokodierung 
des Merkmals Geburtsort wird in Kapitel 6 kurz vorge-
stellt. Der Beitrag schließt mit einem Fazit.

2

Bedeutung der Merkmale Geburtsstaat 
und Geburtsort in den Bevölkerungs-
statistiken

Das Merkmal Geburtsstaat erweitert das Auswertungs-
potenzial der Ausländerstatistik und der gleichfalls auf 
dem AZR beruhenden Statistik über Schutzsuchende: 
Zuvor konnten zur Herkunft einer Person nur die Staats-
angehörigkeit und ein binärer Indikator, ob eine Person 
in Deutschland geboren wurde, ausgewertet werden. 
Das Merkmal Geburtsstaat ermöglicht nun, neben der 
Staatsangehörigkeit die ausländische Bevölkerung nach 
ihren Herkunftsländern differenzierter zu betrachten. 

Der Geburtsstaat ist ein unveränderlicher Indikator für 
das Kriterium Einwanderung. Die Staatsangehörigkeit 
einer Person kann sich dagegen durch eine Einbürge-
rung verändern. Ebenso erlaubt das Merkmal Geburts-
staat eine eindeutige Zuordnung von Personen zu einem 
Herkunftsstaat. Probleme wie bei der Zuordnung von 
Personen mit mehreren Staatsangehörigkeiten zu einem 
Staat treten hier nicht auf. Aus diesen Gründen zählt 
der Geburtsstaat auch zu den standarddemografischen 

  2	 Die Internationale Organisation für Normung (International Organiza-
tion for Standardization – ISO) legt Ländercodes in der Norm 3166-1 
fest.
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Merkmalen im Bereich der internationalen Migrations- 
und Bevölkerungsstatistik. In Deutschland konnten Aus-
wertungen zum Geburtsstaat bisher nur auf Basis der 
Befragungsdaten der Mikrozensusstichprobe erfolgen. 
Damit verbunden sind Einschränkungen, zum Beispiel 
kleinere Fallzahlen im Hinblick auf kleinräumige Auswer-
tungen und auf die fachliche Gliederungstiefe. Auch in 
weiteren amtlichen Bevölkerungsstatistiken wird daher 
derzeit an der Erweiterung der Auswertungsmöglichkei-
ten des Merkmals Geburtsstaat gearbeitet, beispiels-
weise mithilfe von maschinellen Lernverfahren (Feuer-
hake und andere, 2020).

Die Angaben zum Geburtsort spielen für das Auswer-
tungspotenzial der Ausländerstatistik und der Statistik 
über Schutzsuchende eine doppelte Rolle. Einerseits ist 
der Geburtsort von großer Bedeutung für die Qualitäts-
prüfung und die Aufbereitung der Angaben zum Geburts-
staat. Der Geburtsort einer Person ist eine Pflichtangabe 
bei der Registrierung einer Person im AZR und standard-
mäßig in vielen internationalen Ausweisdokumenten 
eingetragen. Angaben zum Geburtsstaat fehlen hinge-
gen häufig in offiziellen Ausweisdokumenten, zudem 
besteht die Gefahr, dass sie bei der Erfassung mit der 
Staatsangehörigkeit oder dem Wohnort einer Person 
verwechselt werden. Über die Angaben zum Geburts-
ort ist es in vielen Fällen möglich, die Plausibilität von 
vorhandenen Angaben zum Geburtsstaat zu prüfen oder 
eine fehlende Angabe zu ergänzen.

Andererseits ist der Geburtsort selbst ein für die Beant-
wortung wichtiger Fragestellungen benötigtes Aus-
wertungsmerkmal, zum Beispiel: Aus welchen indi-
schen Regionen kommen die meisten Fachkräfte nach 
Deutschland? Kommen Schutzsuchende vermehrt aus 
Regionen, die stärker vom Klimawandel betroffen sind? 
Für die Beantwortung dieser und ähnlicher Fragen kann 
die Angabe zum Geburtsort als (Proxy-)Indikator für die 
Herkunft unterhalb der nationalen Grenzen herangezo-
gen werden.

3

Datenqualität

Der Geburtsstaat wird als dreistelliger alphanumeri-
scher ISO-Code erfasst (ISO 3166-1 alpha-3), zum Bei-
spiel „DEU“ für Deutschland oder „FRA“ für Frankreich. 

Die Angabe des Geburtsstaats ist kein Pflichtfeld bei der 
Registrierung im AZR. Vielmehr wird der Geburtsstaat 
im Zuge der Pflichtangabe zum Geburtsort häufig mit-
erfasst. Beim Geburtsort handelt es sich um eine Frei-
textangabe auf der Basis von amtlichen Dokumenten, 
sofern diese vorhanden sind. Andernfalls geschieht der 
Eintrag nach mündlicher Aussage.

Das Merkmal Geburtsstaat weist zum Stichtag 
31. Dezember 2020 mit 33,2 % einen hohen Anteil an 
fehlenden Einträgen auf. Die Angaben zum Geburtsort 
fehlen hingehen nur in 0,4 % der Fälle. Zu rund 7,6 Mil-
lionen im AZR registrierten ausländischen Staatsange-
hörigen gibt es sowohl einen Eintrag zum Geburtsort 
als auch einen Eintrag zum Geburtsstaat (66,6 %). Die 
vorhandenen Angaben können allerdings erhebliche 
Schreib- und Verknüpfungsfehler enthalten. Zum einen 
treten Rechtschreibfehler sowie unterschiedliche Dar-
stellungen gleicher Orte auf (zum Beispiel „Paris“ und 
„Paris, Frankreich“), zum anderen können Geburtsorte 
mit falschen Geburtsstaaten verknüpft sein (zum Bei-
spiel Paris mit dem Geburtsstaat Deutschland). Ent-
sprechend sind hier qualitätssichernde Maßnahmen 
erforderlich. Bei knapp 3,8 Millionen registrierten aus-
ländischen Staatsangehörigen ist zwar ein Geburtsort, 
aber kein Geburtsstaat registriert (33,1 %). In der Zuwei-
sung von bisher fehlenden Staaten zu vorhandenen 
Ortsangaben liegt vor diesem Hintergrund großes Poten-
zial für die Datenaufbereitung.  Tabelle 1

Um fehlerhafte Geburtsort-Geburtsstaat-Verknüpfungen 
zu identifizieren, muss ein Vergleichsdatenbestand an 
korrekten Verknüpfungen herangezogen werden. Damit 
ist es möglich, zum einen die Qualität des Geburts-
staatseintrags im AZR zu prüfen und zum anderen den 
Geburtsstaat zu ermitteln, wenn der Eintrag dazu fehlt.

Ähnliche Probleme und Zielsetzungen bestehen in meh-
reren amtlichen Statistiken (Feuerhake und andere, 
2020). Daher hat das Statistische Bundesamt einen 
Vergleichsdatenbestand an weltweiten Ortsnamen und 
zugewiesenen Staaten als zentrale Leitdatei etabliert 
(Ortsdatei). Diese Ortsdatei besteht aus unterschied
lichen Referenzdateien: Die Grundlage bildet das Orts-
verzeichnis des letzten Zensus. Dieses enthält die 2011 
aus den Melderegistern erhobenen Angaben zu Geburts-
orten und Geburtsstaaten der gesamten Bevölkerung. 
Diese Angaben werden zusätzlich durch das Gemeinde
verzeichnis der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder ergänzt und weiter um Geburtsorte aus den 
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natürlichen Bevölkerungsstatistiken (Geburten und Ster-
befälle) vervollständigt. Die Namen aller Gemeinden 
europäischer Staaten werden dem vom Statistischen 
Amt der Europäischen Union, Eurostat, geführten Sys-
tem der lokalen Verwaltungseinheiten entnommen. Ein 
historisches Staatenleitband deckt zusätzlich ehema-
lige Schreibweisen von Ortsnamen ab. Letztlich kom-
plettiert ein Katalog von verschiedenen, auch fehlerhaf-
ten, Schreibweisen und von Synonymen für unbekannte 
oder fehlende Angaben die Leitdatei. 

Das Vorhaben, die Qualität der Angaben zu Geburts
orten und Geburtsstaaten in der Ausländerstatistik und 
in anderen Bevölkerungsstatistiken zu sichern, steht 
und fällt mit der Vollständigkeit und Qualität der Orts-
datei. Die Ortsdatei enthält mit insgesamt 2,2 Millio-
nen Kombinationen eine sehr umfangreiche Liste aus 
Geburtsorten und -staaten. Im Hinblick auf die Qualität 
der Ortsdatei erfolgten sowohl automatisierte als auch 
manuelle Qualitätskontrollen und Verbesserungen. 
Beispielsweise wurden mittels WebScraping potenzi-
ell fehlerhafte Verknüpfungen identifiziert und manuell 
korrigiert (Feuerhake und andere, 2020). Derzeit wird 
geprüft, ob die Daten von OpenStreetMap die Qualität 
der Ortsdatei weiter verbessern können.

Jedoch können in der Ortsdatei auch weiterhin fehler-
hafte Verknüpfungen auftreten oder Ortsnamen bezie-
hungsweise relevante Schreibweisen von Ortsnamen 
fehlen. Die Ortsdatei befindet sich vor diesem Hinter-
grund in einem laufenden Qualitätssicherungsprozess 
und dürfte perspektivisch, vor allem durch den Zensus 
im Jahr 2022, weitere Verbesserungen im Hinblick auf 
Qualität und Vollständigkeit erfahren.

Durch den Vergleich mit der Ortsdatei kann eine erste 
Einschätzung der Qualität der Angaben zu Geburtsort 
und Geburtsstaat im AZR erfolgen. Zu rund 7,6 Millionen 
registrierten ausländischen Staatsangehörigen enthält 
das AZR sowohl einen Orts- als auch einen Staatseintrag 
(siehe Tabelle 1). Diese Kombinationen können mit den 
Angaben in der Ortsdatei abgeglichen werden. Für rund 
92,7 % findet sich dabei eine entsprechende Geburts-
ort-Geburtsstaat-Verknüpfung in der Ortsdatei. Für die 
verbleibenden 7,3 % gibt es keine Entsprechung in der 
Ortsdatei.

Die Fälle ohne Entsprechung in der Ortsdatei zeigen, 
dass im AZR häufig deutsche Geburtsorte fälschlicher-
weise mit dem Ausland verknüpft sind. Hierbei könnte 
es sich um Verwechselungen zwischen Geburtsstaat und 
Staatsangehörigkeit einer Person bei der Erfassung han-
deln. Weiterhin sind Abweichungen zur Ortsdatei dar-
auf zurückzuführen, dass im AZR Geburtsorte teilweise 
noch Staaten zugeordnet werden, die nicht mehr exis-
tieren oder denen sie heute nicht mehr angehören (zum 
Beispiel im ehemaligen Jugoslawien). Letztlich sind der 
Kreativität bei Eingaben in Freitextfeldern keine Grenzen 
gesetzt. So entstehen auch einige Fälle von eigentlich 
korrekten Geburtsortsangaben, die der Ortsdatei noch 
nicht bekannt sind. Die Qualitätsbewertung der Anga-
ben zu Geburtsort und Geburtsstaat im AZR enthält 
 Übersicht 1.

Tabelle 1
Vorhandene und fehlende Angaben zum Geburtsort und Geburtsstaat

Angabe Geburtsstaat

ja nein insgesamt

Anzahl

Angabe Geburtsort 7 639 070 3 793 385 11 432 460

ja 7 613 225 3 779 090 11 392 310

nein 25 850 14 300 40 145

%

Angabe Geburtsort | 1 66,8 33,2 100

ja 66,6 33,1 99,6

nein 0,2 0,1 0,4

1	 Angaben, die offensichtlich ohne semantischen Inhalt sind (zum Beispiel „unbekannt“) wurden nicht als Angabe gewertet.
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4

Aufbereitung der Angaben 
zum Geburtsstaat

Mit den vorhandenen Angaben zum Geburtsort und 
-staat von ausländischen Staatsangehörigen im AZR ist 
es möglich, mithilfe geeigneter Signierungs- und Plausi-
bilisierungsmethoden belastbare Daten zu produzieren. 
Dabei hängt die Qualität der aufbereiteten Daten maß-
geblich von der Vollständigkeit und Qualität der Anga-
ben in der Ortsdatei ab. Mit einer vollständigen und 
korrekten Ortsdatei als Leitdatei kann eine Integration 
der neuen Merkmale in die Datenaufbereitung der Aus-
länderstatistik erfolgen. Damit steht die Ortsdatei auch 
im Zentrum der Datenaufbereitung. 

Um einen Vergleich mit der Ortsdatei zu ermöglichen, 
erfolgt zunächst eine Standardisierung. Hierbei wird 
der gelieferte ISO-Staatencode zu dem in der amtlichen 
Statistik verwendeten Staatencode der Staats- und 
Gebietssystematik umgewandelt (Statistisches Bundes-
amt, 2022). Die Freitextangaben zum Geburtsort werden 
standardisiert | 3 und Einträge ohne semantischen Inhalt 
aussortiert. Beim anschließenden Vergleich mit der Orts-
datei gelten nur jene Ort-Staat-Kombinationen als plau-
sibel, die in der Ortsdatei enthalten sind. Ist einem Ort in 
der Ortsdatei ein abweichender Staat zugeordnet, wird 
die Zuweisung im AZR korrigiert. Im Sinne einer minimal-

  3	 Beispielsweise werden UTF-8-Sonderzeichen in Latin1-kompatible 
Zeichen umgewandelt und gebräuchliche Abkürzungen (zum Beispiel 
USA) aufgelöst.

invasiven Aufbereitung beschränken sich Imputationen 
von Geburtsstaaten auf Fälle, in denen die Ortsangaben 
in der Ortsdatei mehr als einem Staat zugeordnet sind 
und keinen Hinweis auf einen konkreten Staat liefern. 
Den Ablauf der Datenaufbereitung, auf die im Folgenden 
genauer eingegangen wird, zeigt  Grafik 1.

Dazu wird zunächst die Gruppe der in Deutschland 
geborenen ausländischen Staatsangehörigen von derje-
nigen der im Ausland geborenen ausländischen Staats-
angehörigen getrennt. Diese Aufteilung erfolgt anhand 
eines binären Indikators in den AZR-Daten, der anzeigt, 
ob eine Person mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
in Deutschland geboren wurde oder eingewandert ist. | 4 
Damit ist diese Zuordnung unabhängig von den Angaben 
zum Geburtsort und Geburtsstaat. Ende 2020 waren von 
den 11,4 Millionen registrierten ausländischen Staats-
angehörigen nach diesem Indikator rund 1,5 Millionen 
in Deutschland geboren (Tabelle 2: QS-Kennung 1). Die 
weiteren Aufbereitungsschritte beziehen sich demnach 
auf die verbleibenden 9,9 Millionen im Ausland gebo-
renen ausländischen Staatsangehörigen. Der Ablauf 
dieser Schritte ist nach einer Fallunterscheidung struk-
turiert, die Datensätze danach unterscheidet, ob poten-
ziell verwertbare Angaben zu Geburtsort und Geburts-
staat vorliegen.

  4	 Dieser Indikator beruht auf einem Abgleich zwischen Geburtsdatum 
und Ersteinreisedatum. Bei in Deutschland geborenen ausländischen 
Kindern wird bei der Registrierung im AZR das Geburtsdatum als 
Ersteinreisedatum eingetragen. Bei eingewanderten ausländischen 
Staatsangehörigen entspricht das Ersteinreisedatum nicht dem 
Geburtsdatum.

Übersicht 1
Qualitätsbewertung der Merkmale Geburtsort und Geburtsstaat

Qualitätskriterium Geburtsort Geburtsstaat

Pflichtangabe ja nein

Vollständigkeit vollständig (0,4 % missing) unvollständig (33,2 % missing)

Standardisierung unstrukturierte Erfassung als Freitext 
ohne Plausibilitätskontrolle

strukturierte Erfassung als ISO 3166 ALPHA-3-Code

Inhaltliche Korrektheit teilweise Angaben ohne semantischen Inhalt,  
mit Schreibfehlern, in unterschiedlichen Schreibweisen 
oder unterschiedlichen Sprachen

teilweise Angaben von zweistelligen ISO-Codes

Eindeutigkeit problematisch wegen mehrdeutiger Ortsangaben,  
zum Beispiel Neustadt

ja, eindeutige ISO-Codes

Konsistenz der Kombinationen Inkonsistente Kombinationen (7,3 %):

> deutsche Orte mit dem ausländischen Staat verknüpft 
> fehlende Schreibweisen in Ortsdatei  
> Zuweisungen zu ehemaligen Staaten
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Eintrag zum Geburtsort und zum Geburtsstaat 
vorhanden

Ist für im Ausland geborene ausländische Staatsangehö-
rige sowohl eine Angabe zum Geburtsort als auch eine 
Angabe zum Geburtsstaat vorhanden, wird die Kombina-
tion anhand eines Abgleichs mit der Ortsdatei zunächst 
auf Plausibilität überprüft. Entspricht die Kombination 
aus Geburtsort und Geburtsstaat einem Eintrag in der 
Ortsdatei, wird sie als plausibel eingestuft (Tabelle 2: 
QS-Kennung 2). Findet sich die Kombination nicht in der 
Ortsdatei wieder, erfolgen weitere Aufbereitungsschritte: 
Zunächst wird geprüft, ob sich die Angabe zum Geburts-
ort in Kombination mit einem anderen Geburtsstaat in 
der Ortsdatei wiederfindet. Dabei wird angenommen, 
dass ein vorhandener Eintrag zum Geburtsort zuverläs-

siger ist als der dazu eingetragene Geburtsstaat, da bei 
der Erfassung des Geburtsstaats durch potenzielle Ver-
wechselungen mit der Staatsangehörigkeit eine höhere 
Wahrscheinlichkeit für Fehlerfassungen besteht. Daher 
wird in diesen Fällen der Geburtsstaat aus der Ortsdatei 
übernommen (Tabelle 2: QS-Kennung 3).

Findet sich der registrierte Geburtsort nicht in der Orts-
datei oder existieren mehrere potenzielle Staaten zu 
einem Ortsnamen, wird überprüft, ob die Freitextanga-
ben zum Geburtsort einen Hinweis auf einen konkreten 
Geburtsstaat enthalten. Häufig wird bei den Angaben 
zum Geburtsort im Freitext zusätzlich der Name oder 
der ISO-Code eines Staates erfasst. Finden sich in der 
Freitextangabe ein ISO-Code oder Staatenname aus der 
Staats- und Gebietssystematik (Statistisches Bundes-

Grafik 1
Ablauf der Datenaufbereitung der Merkmale Geburtsort und Geburtsstaat aus dem Ausländerzentralregister
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amt, 2022) wird dieser als Geburtsstaat übernommen 
(Tabelle 2: QS-Kennungen 4 und 5).

Liefert auch dieser Abgleich keinen Hinweis auf einen 
konkreten Geburtsstaat, gilt der Datensatz als ein Daten-
satz mit Angabe zum Geburtsort, aber ohne Angabe 
zum Geburtsstaat. Es erfolgt (sofern möglich) wie im 
folgenden Abschnitt beschrieben, eine Imputation des 
Geburtsstaats (Tabelle 2: QS-Kennungen 6 und 7).

Eintrag zum Geburtsort, aber kein Eintrag 
zum Geburtsstaat vorhanden

Fehlt der Eintrag zum Geburtsstaat im AZR, während ein 
Geburtsort vorhanden ist, wird zunächst geprüft, ob für 
den Ortsnamen eine eindeutige Verknüpfung zu einem 
Staat in der Ortsdatei besteht. Ist dies der Fall, wird der 
entsprechende Geburtsstaat übernommen (Tabelle 2: 
QS-Kennung 8). Anderenfalls wird auch in diesen Fäl-
len in Betracht gezogen, dass in der Freitextangabe zum 
Geburtsort der Name (Tabelle 2: QS-Kennung 9) oder 
ISO-Code (Tabelle 2: QS-Kennung 10) des Geburtsstaats 

eingetragen worden sein könnte. Findet sich über diese 
regelbasierten Abgleiche kein eindeutiger Geburtsstaat, 
kommt ein probabilistisches Random Hot-Deck-Verfah-
ren zum Einsatz.

Dieses Imputationsverfahren sucht für jeden Datensatz 
mit fehlendem Geburtsstaat (Empfänger) einen mög-
lichst ähnlichen Datensatz mit Angabe zum Geburts-
staat (Spender). Das Verfahren macht sich zunutze, dass 
die fehlende Geburtsstaatszuordnung einer Person bei 
anderen vergleichbaren Personen potenziell vorliegen 
kann. Als vergleichbar gelten in diesem Kontext Perso-
nen mit gleichem Geburtsort und gleicher Staatsangehö-
rigkeit. Dabei sind alle vollständigen und als plausibel 
bewerteten Datensätze potenzielle Spenderdatensätze. 

Damit orientiert sich das Verfahren an den Verteilungen, 
die in den bereits plausibilisierten AZR-Daten beobach-
tet werden und erhält diese auch bei der Zuteilung von 
bisher unbekannten Geburtsstaaten. Soll beispiels-
weise für eine Person mit französischer Staatsangehö-
rigkeit (Person A in Tabelle 3) und Geburtsort Paris ein 

Tabelle 2
Ergebnisse der Datenaufbereitung

QS-Kennung Beschreibung Häufigkeit Prozent

1 bis 14 Ausländische Bevölkerung 11 432 460 100

1 A) In Deutschland geboren | 1 1 509 335 13,2

2 bis 14 B) Im Ausland geboren 9 923 125 86,8

2 bis 7 B1) Angabe zu Geburtsort: ja, Geburtsstaat: ja 6 819 120 59,6

2 Kombination plausibel 6 327 680 55,3

3 bis 7 Kombination nicht plausibel 491 440 4,3

3 Zuweisung über Geburtsort anhand Ortsdatei 80 415 0,7

4 Staatenname in Ortsangabe 6 130 0,1

5 Staatencode in Ortsangabe 10 870 0,1

6 Geburtsstaat konnte imputiert werden 30 205 0,3

7 Geburtsstaat konnte nicht imputiert werden 363 820 3,2

8 bis 12 B2) Angabe zu Geburtsort: ja, Geburtsstaat: nein 3 064 250 26,8

8 Zuweisung über Geburtsort anhand Ortsdatei 1 914 245 16,7

9 Staatenname in Ortsangabe 12 670 0,1

10 Staatencode in Ortsangabe 6 805 0,1

11 Geburtsstaat konnte imputiert werden 818 195 7,2

12 Geburtsstaat konnte nicht imputiert werden 312 335 2,7

13 B3) Angabe zu Geburtsort: nein, Geburtsstaat: ja 25 530 0,2

14 B4) Angabe zu Geburtsort: nein, Geburtsstaat: nein 14 225 0,1

68,8 % Angaben aus den Originaldaten

17,8 % Zuweisungen anhand von Leitdateien

 7,4 % imputierte Angaben

 6,0 % fehlende Angaben

1 Die Zuordnung erfolgt anhand eines Abgleiches zwischen Geburtsdatum und Ersteinreisedatum.  
Bei der Registrierung von in Deutschland geborenen ausländischen Kindern wird im Ausländerzentralregister das Geb
als Ersteinreisedatum eingetragen.

urtsdatum 
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Geburtsstaat imputiert werden, liefert die Verteilung 
der Geburtsstaaten von Französinnen und Franzosen 
mit Geburtsort Paris die benötigte Wahrscheinlichkeits-
verteilung. So wurden im Beispiel in Tabelle 3 vier der 
fünf französischen Staatsangehörigen mit Geburtsort 
Paris und mit Angaben zum Geburtsstaat (Spender) in 
Frankreich geboren. Entsprechend würde Person A mit 
einer Wahrscheinlichkeit von 80 % Frankreich und mit 
20 % die Vereinigten Staaten zugewiesen. Handelte es 
sich, wie bei Person B, um eine Person mit US-amerika-
nischer Staatsangehörigkeit, würden gemäß der beob-
achteten Verteilung mit 33 % Frankreich und mit 67 % 
die Vereinigten Staaten als Geburtsstaat zugewiesen. 
 Tabelle 3

Kann über passende Spenderdatensätze eine solche 
Wahrscheinlichkeitsverteilung abgeleitet werden, ist die 
Imputation erfolgreich (Tabelle 2: QS-Kennung 11). Fin-
den sich keine passenden Spenderdatensätze, kann kein 
Geburtsstaat ergänzt werden und der Datensatz zählt zu 
den Antwortausfällen (Tabelle 2: QS-Kennung 12).

Kein Eintrag zum Geburtsort

Sofern kein Geburtsort, aber ein gültiger ISO-Code als 
Geburtsstaat eingetragen ist, wird dieser als plausibel 
betrachtet und verwendet (Tabelle 2: QS-Kennung 13). 

Datensätze ohne Angabe zu Geburtsort und Geburts-
staat werden als komplette Antwortausfälle (Unit-Nonre-
sponse) betrachtet und nicht weiter aufbereitet. Auf eine 
wahrscheinlichkeitsbasierte Zuordnung über die Staats-

angehörigkeit wird auch aufgrund der geringen Fallzahl 
(0,1 %) verzichtet (Tabelle 2: QS-Kennung 14).

Fallkonstellationen im Überblick

Tabelle 2 fasst die beschriebenen Fallkonstellationen zu
sammen und liefert damit eine Übersicht des Ergebnis-
ses der Aufbereitung der AZR-Daten zum 31. Dezember 
2020. Insgesamt wurden 68,8 % aller Geburtsstaatsan-
gaben aus den Originaldaten übernommen. | 5 In 17,8 % 
der Fälle konnte ein fehlender Geburtsstaat anhand der 
Angabe zum Geburtsort über eine Leitdatei abgeleitet 
werden. Für 7,4 % der ausländischen Bevölkerung wurde 
der Geburtsstaat anhand der beobachteten Verteilung 
bei Personen mit gleichem Geburtsort und gleicher 
Staatsangehörigkeit imputiert (Imputationsquote). | 6 Mit 
letztlich rund 6,0 % verbleibenden fehlenden Angaben 
(Missingquote) hat die Aufbereitung insgesamt eine 
deutliche Qualitätssteigerung erwirkt.

Die bundesweiten Ergebnisse überlagern dabei deut
liche Unterschiede zwischen den Bundesländern. Beson-
ders Berlin und Hamburg liegen mit Imputationsquoten 
von 22,9 beziehungsweise 21,8 % deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt. Ohne diese beiden Ausreißer liegt 
die durchschnittliche Imputationsquote in den übrigen 
Ländern bei 5,7 %. Grund für diese große Abweichung 
ist, dass die Erfassung des Geburtsstaats bei der Regis-
trierung von ausländischen Staatsangehörigen im AZR 
in Hamburg und Berlin vergleichsweise selten erfolgt: In 
Berlin weisen nur 16,0 % der registrierten ausländischen 
Staatsangehörigen eine plausible Angabe zum Geburts-
staat auf, in Hamburg liegt dieser Wert bei 19,3 %. Der 
entsprechende Durchschnitt der anderen Bundesländer 
liegt bei 59,9 %. Die dennoch geringen Missingquoten 
für Berlin und Hamburg lassen sich darauf zurückfüh-
ren, dass im Zuge der Aufbereitung die Pflichtangaben 
zum Geburtsort genutzt werden können, um den fehlen-
den Geburtsstaat zuzuweisen. Die hierzu notwendigen 
Beispiele korrekter Ort-Staat-Kombinationen liefern die 
plausiblen Angaben aller Bundesländer.  Grafik 2

  5	 Davon für 13,20 % der Geburtsstaat Deutschland auf Grundlage des 
Abgleichs von Geburtsdatum und Ersteinreisedatum, für 55,35 % 
ein ausländischer Geburtsstaat auf Grundlage plausibler Kombina-
tionen der Merkmale Geburtsort und Geburtsstaat und für 0,22 % 
ein ausländischer Geburtsstaat auf der Grundlage einer Angabe zum 
Geburtsstaat ohne Angabe zum Geburtsort.

  6	 Davon 0,26 % Fälle mit nicht plausibler Kombination von Geburtsort 
und Geburtsstaat und 7,16 % mit fehlender Angabe zum Geburts-
staat.

Tabelle 3
Probabilistische Imputation

Staats- 
angehörigkeit

Geburtsort Geburtsstaat

Empfänger

Person A französisch Paris N/A

Person B US-amerikanisch Paris N/A

Spender

Person C französisch Paris USA

Person D französisch Paris FRA

Person E französisch Paris FRA

Person F französisch Paris FRA

Person G französisch Paris FRA

Person H US-amerikanisch Paris USA

Person I US-amerikanisch Paris USA

Person J US-amerikanisch Paris FRA
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5

Auswertungen der Angaben 
zum Geburtsstaat

Auf Basis der aufbereiteten Daten lassen sich Auswer-
tungen nach Staatsangehörigkeit und Auswertungen 
nach Geburtsstaat gegenüberstellen. Mit der Reform 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes Anfang 2000 hat der 
deutsche Gesetzgeber neben dem Abstammungsprinzip 
(ius sanguinis) das Geburtsortsprinzip (ius soli) einge-
führt. Seither können in Deutschland geborene Kinder 
ausländischer Eltern unter bestimmten Voraussetzungen 
die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben. Zu den Vor-
aussetzungen zählt, dass ein Elternteil seit mindestens 
acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt 

in Deutschland hat und ein unbefristetes Aufenthalts-
recht besitzt (§ 4 Absatz 3 Staatsangehörigkeitsgesetz). 
Mit der Einführung des Geburtsortsprinzips ging die Zahl 
der in Deutschland ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
geborenen Kinder zunächst deutlich zurück (Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge, 2020). Seit 2016 werden 
wieder deutlich mehr Kinder ohne deutsche Staatsan-
gehörigkeit in Deutschland geboren. Eine Ursache dafür 
ist, dass die in den Jahren 2014 bis 2016 eingereisten 
Schutzsuchenden als Eltern die Mindestaufenthalts-
dauer von acht Jahren noch nicht erfüllen können.

 Tabelle 4 stellt den zehn häufigsten Staatsangehörig-
keiten die zehn am häufigsten angegebenen Geburts-
staaten gegenüber. Dabei zeigt sich, dass Deutschland 
Ende 2020 der häufigste Geburtsstaat ausländischer 
Personen war (13 %). Außerdem fällt auf, dass sich die 

Grafik 2
Ergebnisse der Aufbereitung der Daten aus dem Ausländerzentralregister zu Geburtsstaaten
zum 31. Dezember 2020
in %
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Rangfolge der Staaten verändert, je nachdem, ob die 
Staatsangehörigkeit oder der Geburtsstaat als Indikator 
für die Herkunft einer Person herangezogen wird. Die 
kroatische Staatsangehörigkeit ist beispielsweise die 
am sechsthäufigsten vertretene ausländische Staats­
angehörigkeit, liegt aber bei den häufigsten Geburts­
staaten nur auf dem zehnten Rang. Hintergrund ist, dass 
nur etwas mehr als die Hälfte der im AZR registrierten 
Kroatinnen und Kroaten auch in Kroatien geboren wur­
den. Knapp 13 % der kroatischen Staatsangehörigen 
wurde in Deutschland geboren, rund 25 % in Bosnien 
und Herzegowina und 11 % in anderen Staaten.

Um die Qualität der aufbereiteten Daten extern zu vali­
dieren, können die Ergebnisse mit Auswertungen aus 
dem Mikrozensus verglichen werden. Hierbei ist zu 
beachten, dass bei den Auswertungen zum Thema Ein­
wanderung und Geburtsstaat aus dem AZR nur auslän­
dische Staatsangehörige betrachtet werden können. 
Deutsche Staatsangehörige (dazu zählen auch Personen 
mit einer deutschen und einer ausländischen Staatsan­
gehörigkeit) sind in den AZR-Daten nicht enthalten. 
 Grafik 3  Damit berücksichtigen die Auswertungen 
aus dem AZR beispielsweise keine Personen, die im 
Ausland geboren wurden und nach ihrer Einwanderung 
eingebürgert wurden (Gruppe C). Der Mikrozensus als 
repräsentative Befragung der gesamten Bevölkerung 
hingegen enthält auch diese Gruppe.

Für einen Vergleich der Ergebnisse zum Geburtsstaat 
im AZR und im Mikrozensus können demnach im 
Inland geborene (Gruppe A) und im Ausland geborene 
(Gruppe B) Ausländerinnen und Ausländer herangezo­
gen werden. Wegen der Corona-Pandemie bestehen für 
den Mikrozensus 2020 Qualitätseinschränkungen im 
Hinblick auf die gewohnte fachliche Auswertungstiefe 
(Statistisches Bundesamt, 2021a). Aus diesem Grund 
wurden Daten des Mikrozensus 2019 für den Vergleich 
herangezogen.  Tabelle 5 stellt die Anteile der im 
Inland und im Ausland geborenen ausländischen Bevöl­
kerung sowie die relative Verteilung einzelner Geburts­
staaten aus beiden Datenquellen gegenüber. 

Tabelle 4
Häufigste Geburtsstaaten und häufigste Staatsangehörigkeiten von im Ausländerzentralregister enthaltenen ausländischen 
Staatsangehörigen zum 31. Dezember 2020

Rang Geburtsstaat Ausländische  
Staatsangehörige

Rang Staatsangehörigkeit Ausländische  
Staatsangehörige

Davon geboren in:

Deutsch­
land

Staat der 
Staatsan­
gehörig­
keit

anderem 
Staat

Anzahl % Anzahl %

Insgesamt 11 432 460 100 Insgesamt 11 432 460 100 X X X

1 Deutschland 1 509 335 13,2 1 Türkei 1 461 910 12,8 26,8 69,2 4,0

2 Türkei 1 028 560 9,0 2 Polen 866 690 7,6 6,1 90,6 3,3

3 Polen 792 765 6,9 3 Syrien 818 460 7,2 12,3 77,7 10,0

4 Syrien 687 430 6,0 4 Rumänien 799 180 7,0 7,3 77,3 15,4

5 Rumänien 628 240 5,5 5 Italien 648 360 5,7 24,1 62,4 13,5

6 Italien 427 860 3,7 6 Kroatien 426 845 3,7 12,9 51,3 35,7

7 Bulgarien 324 620 2,8 7 Bulgarien 388 700 3,4 7,3 82,7 10,0

8 Bosnien und Herzegowina 286 150 2,5 8 Griechenland 364 285 3,2 20,3 61,3 18,4

9 Griechenland 232 540

231 585

2,0

2,0

9 Afghanistan 271 805 2,4 9,9 74,3 15,8

Russische Föderation 263 300 2,3 5,3 73,6 21,110 Kroatien 10

Grafik 3
Bevölkerungsgruppen nach Geburtsstaat im 
Ausländerzentralregister und im Mikrozensus
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Gruppe C: Eingewanderte deutsche Staatsangehörige
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	 Nachweis des Geburtsstaats im AZR und 
im Mikrozensus

Bei einem Vergleich von Ergebnissen aus Mikrozensus 
und AZR sind generell folgende Einschränkungen zu 
beachten: Der Mikrozensus ist eine repräsentative Bevöl-
kerungsbefragung auf Basis einer Stichprobe. Die Zahlen 
aus dem AZR hingegen entsprechen einer Vollerhebung. 
Die Hochrechnung des Mikrozensus erfolgt mit den 
Ergebnissen der Bevölkerungsfortschreibung. Zwischen 
Bevölkerungsfortschreibung und AZR bestehen deut
liche Abweichungen im Hinblick auf die absolute Größe 
der ausländischen Bevölkerung (Statistisches Bundes-
amt, 2021b). Darüber hinaus wird im Mikrozensus nur 
die Bevölkerung in Privathaushalten zum Geburtsstaat 
befragt, während im AZR auch Personen in Gemein-
schaftsunterkünften enthalten sind.

Der Anteil an Eingewanderten unter der ausländischen 
Bevölkerung liegt im Mikrozensus mit 84,5 % um 2,2 
Prozentpunkte unter dem Ergebnis der AZR-Daten. Im 
Hinblick auf die häufigsten Geburtsstaaten identifiziert 
der Mikrozensus nahezu die gleichen Staaten wie das 
AZR. Auch die Rangfolgen und die Verteilungen zeigen 
ein vergleichbares Bild. Diese Übereinstimmung – trotz 
der großen Unterschiede in der Erhebungsmethodik – 
ist ein starker Indikator für die Validität der aus dem AZR 
aufbereiteten Daten.

Tabelle 5
Ergebnisse des AZR-Mikrozensus-Vergleichs

Auswertung aus  
dem Ausländer- 
zentralregister zum 
31. Dezember 2020

Ergebnis des  
Mikrozensus 2019

Differenz

% Prozentpunkte

Ausländische Bevölkerung insgesamt 100 100 0,0

Im Inland geboren 13,3 15,5 − 2,2

Im Ausland geboren 86,7 84,5 2,2

darunter:

Mit Angabe zum Geburtsstaat 93,0 99,8 − 6,8

Türkei 11,1 11,4 − 0,3

Polen 8,6 8,3 0,3

Syrien 7,4 7,9 − 0,5

Rumänien 6,8 5,6 1,2

Italien 4,6 5,7 − 1,0

Bulgarien 3,5 2,9 0,6

Bosnien und Herzegowina 3,1 3,1 0,0

Griechenland 2,5 3,2 − 0,7

Kroatien 2,5 3,0 − 0,5

Russische Föderation 2,5 2,8 − 0,3

Kosovo 2,4 2,5 0,0

Irak 2,4 2,3 0,0

Afghanistan 2,2 2,1 0,1

Serbien 2,0 2,1 − 0,1

Ungarn 1,8 1,8 0,0

Österreich 1,6 1,9 − 0,3

China 1,5 1,4 0,1

Iran, Islamische Republik 1,5 1,2 0,2

Ukraine 1,4 1,6 − 0,1

Spanien 1,3 1,4 − 0,1

Sonstige Staaten 29,1 27,7 1,4
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6

Ausblick: Mögliche Geokodierung 
von Geburtsorten mit OpenStreetMap

Angaben zum Geburtsort von ausländischen Staatsan-
gehörigen im AZR bieten einen Indikator für die Herkunft 
einer Person innerhalb der nationalen Grenzen. Sie lie-
fern damit vielfältige Möglichkeiten zur Erweiterung des 
Auswertungspotenzials der Ausländerstatistik und der 
Statistik über Schutzsuchende. Die zuverlässige Bestim-
mung des korrekten Geburtsstaats ist eine notwendige 
Voraussetzung zur eindeutigen Identifikation eines 
Geburtsortes. Für die Geokodierung von Ortsangaben 
müssen konzeptionell drei weitere Schritte erfolgen: 
Gazetteer Matching, Toponym Resolution und Geokodie-
rung. Einen guten Überblick bietet Leidner (2008).

Im Rahmen des Gazetteer Matchings wird festgestellt, 
welche potenziellen geografischen Orte mit einem Orts-
namen gemeint sein könnten (Goldberg und andere, 
2007). Damit ist das Gazetteer Matching vergleichbar 
mit dem Suchen von Ortsnamen in einem Ortsverzeich-
nis (englisch: Gazetteer). Als weltweites Ortsverzeichnis 
können die Geodaten von OpenStreetMap (OSM) direkt 
oder aus einer vorher mittels OSM-Daten geokodierten 
Ortsdatei herangezogen werden. 

Die OpenStreetMap-Community sammelt seit 2004 welt-
weite Geoinformationen und stellt diese als Open Data 
zur Verfügung. Vergleichbar mit der freien Enzyklopädie 
Wikipedia werden die Informationen freiwillig und ohne 
kommerzielle Interessen von einer offenen Community 
gesammelt und laufend aktualisiert. 

Die Datenqualität ist dabei regional unterschiedlich und 
hängt stark davon ab, wie aktiv die jeweiligen Editorin-
nen und Editoren sind. Für den Zeitraum 2013 bis 2019 
identifizieren Seto und andere (2020) die aktivsten 
Communities in Deutschland, in der Russischen Födera-
tion und in den Vereinigten Staaten. Seit dem verheeren-
den Erdbeben in Haiti im Jahr 2010 sind die regionalen 
Unterschiede im Hinblick auf den Zugang zu Geodaten 
vermehrt in den Fokus gerückt. Seitdem schließt die 
OSM-Community, zu der auch zahlreiche Hilfsorganisa-
tionen wie das Rote Kreuz zählen, im Rahmen des soge-
nannten humanitären Mapping gezielt Lücken in den 
Geodaten in weniger entwickelten Regionen der Welt 
(Herfort und andere, 2020).

Ergebnis des Gazetteer Matchings ist eine Liste poten-
zieller geografischer Orte, die mit einem Ortsnamen 
(Toponym) gemeint sein könnten. Im Rahmen der 
Toponym Resolution (Ortsnamenauflösung) wird für 
diese Kandidaten eine Wahrscheinlichkeitsverteilung 
bestimmt (DeLozier und andere, 2015). Hierfür können 
die Häufigkeitsverteilungen in den vorhandenen Daten 
herangezogen werden. Dabei wird die Mehrdeutigkeit 
von Ortsangaben durch identifizierende Namenszu-
sätze, wie der zusätzlichen Nennung des Bundesstaats 
oder eines Flusses, genutzt. Beispielsweise würde die 
Wahrscheinlichkeit, dass mit der Angabe „Frankfurt“ als 
Geburtsort „Frankfurt am Main“ gemeint ist, über die 
relative Häufigkeit der Angabe von „Frankfurt am Main“ 
geschätzt.

P(Ort=Frankfurt am Main, DE | Name=Frankfurt, Staat=DE) 

          = h(Frankfurt am Main, DE | Staat=DE)

Die anschließende Geokodierung kann online über eine 
Programmierschnittstelle (englisch: Application Pro-
gramming Interface – API) erfolgen. Ein wesentlicher 
Vorteil der Nutzung einer API ist, dass diese teilweise 
Funktionen zur automatisierten Vervollständigung 
(Autocomplete) anbieten, die automatisch kleinere 
Schreibfehler korrigieren und unterschiedliche Schreib-
weisen eines Orts erkennen. Damit ersetzt die Autocom-
plete-Funktion aufwendige nutzerseitige Vorverarbei-
tung (Preprocessing). Die Erprobung dieses Konzepts in 
einer Machbarkeitsstudie steht noch aus.

7

Fazit

In diesem Beitrag wurde die Aufbereitung der Merkmale 
Geburtsstaat und Geburtsort aus dem Ausländerzentral-
register für deren Verwendung in der amtlichen Statistik 
vorgestellt. Angaben zum Geburtsort sind im Ausländer-
zentralregister fast vollständig erfasst, allerdings erfolgt 
die Erfassung unstrukturiert als Freitextangabe. Anga-
ben zum Geburtsstaat hingegen werden standardisiert 
als ISO-Code erfasst, diese Angaben sind allerdings in 
erheblichem Umfang unvollständig. 

In einem ersten Schritt hat das Statistische Bundesamt 
ein Konzept zur Aufbereitung der Angaben zum Geburts-
staat erarbeitet. In diesem Konzept spielt der im Statis-
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tischen Bundesamt geführte Vergleichsdatenbestand 
an weltweiten Ortsnamen und zugewiesenen Staaten 
eine zentrale Rolle. Die Qualität der aufbereiteten Daten 
hängt maßgeblich von der Qualität dieser Leitdatei ab.

Die Ergebnisse der Aufbereitung der Daten des Aus-
länderzentralregisters zum Jahresende 2020 sind 
vielversprechend. Für im Ausland geborene ausländi-
sche Staatsangehörige konnte der Anteil an fehlenden 
(26,8 %) oder nicht plausiblen (4,3 %) Angaben zum 
Geburtsstaat von insgesamt 31,1 % in den Rohdaten 
auf 6,0 % in den aufbereiteten Daten verringert werden. 
Damit wurde die Datenqualität der Verwaltungsdaten für 
die statistische Nutzung wesentlich verbessert. Die gute 
Vergleichbarkeit mit Auswertungen zum Geburtsstaat 
aus dem Mikrozensus zeigt die Belastbarkeit der auf
bereiteten Daten.

In einem zweiten Schritt könnten die Angaben zu den 
Geburtsorten geokodiert werden. Durch die Geokodie-
rung kann die Herkunft einer Person besser lokal defi-
niert werden, was neue Auswertungsmöglichkeiten auf 
kleinräumigerer Ebene eröffnet. Ein potenzielles Aufbe-
reitungskonzept könnte auf den Geodaten von Open-
StreetMap basieren. 
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Zweites Gesetz zur Verbesserung der Registrierung und des Datenaustausches zu auf-
enthalts- und asylrechtlichen Zwecken (Zweites Datenaustauschverbesserungsgesetz 
– 2. DAVG) vom 4. August 2019 (BGBl. I Seite 1131).
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ZUSAMMENFASSUNG

Im Projekt „Hofarbeit statt Schreibtischzeit“ hat das Dienstleistungszentrum der 
Bundesregierung für Bessere Rechtsetzung im Statistischen Bundesamt die büro­
kratischen Belastungen landwirtschaftlicher Betriebe untersucht. Dabei standen 
Meldewege, Zeitabläufe und Digitalisierungsprozesse im Fokus. Die Erfüllung von 
bürokratischen Pflichten verursacht erheblichen Zeitaufwand, aber die Belastung für 
die Betriebe besteht auch darin, ständig über die geltenden Regelungen informiert 
zu sein und alle Vorschriften und Dokumentationspflichten einzuhalten. Auf Basis 
qualitativer Interviews mit Betroffenen und Verwaltungsstellen sowie unter Nutzung 
vorhandener Datenquellen wurden im Projekt Bürokratiebelastungen identifiziert und 
Ansätze für Bürokratieabbau in der Landwirtschaft aufgezeigt.

	 Keywords: agriculture –  reduction of bureaucracy – cattle passport – multiple 
response – digitalisation

ABSTRACT

In the project on “Farm work instead of office work”, the Federal Government Service 
Centre for Better Regulation at the Federal Statistical Office studied the bureaucratic 
burdens on agricultural holdings. The project focused on reporting channels, process-
es and digitalisation processes. Fulfilling bureaucratic obligations causes consider-
able time expenditure. There are however, additional burdens on the holdings as they 
have to keep themselves informed about current regulations and they have to comply 
with all provisions and documentation obligations. Based on qualitative interviews 
held with people concerned and with administrative agencies, and by using existing 
data sources, the project identified bureaucratic burdens and developed approaches 
to reducing bureaucracy in agriculture.
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1

Einleitung

Die Führung eines landwirtschaftlichen Betriebs besteht 
nicht nur aus praktischer Arbeit. Tatsächlich verbringen 
Landwirtinnen und Landwirte mit rund einem Viertel 
ihrer Gesamtarbeitszeit sehr viel Zeit am Schreibtisch, 
um bürokratische Vorgaben zu erledigen. Landwirt­
schaftliche Betriebe geben teils mehrfache Meldungen 
mit identischen Informationen an verschiedene Verwal­
tungsstellen ab und müssen dabei neben unaufschieb­
baren praktischen Arbeiten zusätzlich alle Stichtage 
zur Erfüllung gesetzlicher Vorgaben im Betriebsablauf 
berücksichtigen. In Befragungen geben landwirtschaft­
liche Betriebe an, dass sie Bürokratie in ihrer Gesamt­
aufgabe als Belastung empfinden. Dabei liegt das 
Problem häufig nicht im Bereich der einzelnen büro­
kratischen Pflichten, sondern vielmehr an der Menge 
vieler verschiedener Verpflichtungen. Aber wie groß ist 
die Belastung wirklich? Das im Statistischen Bundesamt 
angesiedelte Dienstleistungszentrum der Bundesregie­
rung für Bessere Rechtsetzung beziffert die bürokra­
tischen Belastungen aus Informationspflichten sowie 
weiteren Vorgaben in der Landwirtschaft auf jährlich ins­
gesamt über 620 Millionen Euro (siehe die Ergebnisse in 
der Online-Datenbank des Erfüllungsaufwands [OnDEA] 
für das Jahr 2019; Statistisches Bundesamt, 2022). Um 
diese Belastungen zu reduzieren, hat die Bundesregie­
rung in ihrem Arbeitsprogramm „Bessere Rechtsetzung 
und Bürokratieabbau 2018“ eine Untersuchung der 
bürokratischen Belastung landwirtschaftlicher Betriebe 
vorgesehen (Die Bundesregierung, 2018). Unter dem 
Projekttitel „Hofarbeit statt Schreibtischzeit – Informa­
tionspflichten in der Landwirtschaft spürbar vereinfa­
chen“ ist das Statistische Bundesamt gemeinsam mit 
anderen Projektbeteiligten diesem Untersuchungsauf­
trag von April 2019 bis Dezember 2021 nachgekom­
men. Ziel des Projekts war, den bürokratischen Aufwand 
durch Informationspflichten näher zu beschreiben und 
auf dieser Basis Potenziale für Entlastungen und Ver­
einfachungen zu identifizieren. Um im Ergebnis einen 
Mehrwert über die bereits bekannten und in OnDEA vor­
handenen Belastungen (quantitative Komponente) hin­
aus zu schaffen, stand nun die qualitative Komponente 
im Vordergrund der Untersuchung. Damit ist insbeson­
dere die Optimierung und Vereinfachung von Informa­
tionspflichten und -flüssen und deren Zusammenspiel 

gemeint. Hierzu wurden unter anderem die betrieb­
lichen und bürokratischen Belastungen landwirtschaft­
licher Betriebe im Jahresverlauf analysiert und Verbes­
serungsvorschläge gesammelt. 

Das Statistische Bundesamt stellt zahlreiche Agrardaten 
(beispielsweise aus der Landwirtschaftszählung, den Er­
hebungen zur Bodennutzung, Angaben zur Tierhaltung 
und so weiter) bereit, um die Lage der Landwirtschaft 
transparent zu machen. Ergänzt wurden die vorhande­
nen Daten durch qualitative Interviews mit Betroffenen 
und Fachleuten. Dabei wurden Problemfelder mit den 
stärksten Belastungen herausgearbeitet und konkrete 
Umsetzungsvorschläge zu den hinsichtlich des Bürokra­
tieabbaus als vielversprechend identifizierten Themen 
konzipiert. Im Vordergrund stand dabei eine mögliche 
Verbesserung bei Meldeverfahren, zum Beispiel durch 
Digitalisierungsmaßnahmen wie die Umstellung auf 
Onlineverfahren oder den verbesserten Datenaustausch 
zwischen Verwaltungsstellen und privatwirtschaftlichen 
Einrichtungen. Das Projektvorgehen war dabei iterativ, 
sodass für den jeweils nächsten Projektabschnitt die 
zu diesem Zeitpunkt vorliegenden inhaltlichen Erkennt­
nisse in die weitere Konzeption einfließen konnten.

Die explorative Phase zur konkreten Themenfindung im 
Projekt begann mit einer Vorbefragung landwirtschaftli­
cher Betriebe, die in Kapitel 2 dargestellt ist. Auf Basis 
weiterer Experteninterviews wurden konkrete Umset­
zungsvorschläge zu den hinsichtlich des Bürokratie­
abbaus als vielversprechend identifizierten Themen 
erarbeitet. Kapitel 3 beschreibt die beiden im Projekt 
untersuchten Themen „Digitalisierung des Rinderpas­
ses“ und „Vermeidung von Mehrfachmeldungen zu 
Tierbeständen“. Das Fazit in Kapitel 4 erläutert, welche 
rechtlichen Voraussetzungen für die konkrete Umset­
zung der identifizierten Entlastungspotenziale zu schaf­
fen sind.
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Feststellung der bürokratischen  
Belastung landwirtschaftlicher 
Betriebe

2.1	 Empfundene Bürokratie und  
betriebliche Arbeitsbelastung  
in der Landwirtschaft

Um Themenbereiche zu identifizieren, die aus Sicht der 
Landwirtinnen und Landwirte ein hohes bürokratisches 
Entlastungspotenzial aufweisen, erfolgte eine Vorbefra­
gung in zehn landwirtschaftlichen Betrieben. Die leit­
fadengestützten Interviews dauerten zwischen zwei und 
vier Stunden und bezogen sich sowohl auf betriebliche 
als auch auf bürokratische Belastungen. Im ersten Teil 
des Interviews stand die Einschätzung der Landwirtin­
nen und Landwirte zu ihrer Arbeitsbelastung im Jah­
resverlauf und zu Aufwänden durch die Einhaltung von 
Fristen im Fokus. Hier sollten die Befragten zunächst die 
betriebliche Belastung im jeweiligen Monat (Januar bis 
Dezember) angeben, anschließend folgten die gleichen 
Angaben zur Belastung aus Bürokratie, sogenannter 
Schreibtischarbeit. Fünf Abstufungen der Arbeitsbe­
lastung von „wenig“ bis „stark“ dienten als Maßstab.  
 Grafik 1

Der direkte Vergleich der rein betrieblichen mit der 
bürokratischen Arbeitsbelastung im Jahresverlauf zeigt 
Folgendes: Zu einer erhöhten praktischen Arbeitsbelas­
tung, vor allem im Frühjahr und Spätsommer, kommt 
eine im Jahresablauf nahezu gleichbleibend hohe büro­
kratische Belastung hinzu. Nach eigenen Angaben der 
Landwirtinnen und Landwirte verbringen sie 15 bis 50 % 
ihrer Gesamtarbeitszeit mit rein bürokratischen Aufga­
ben oder Tätigkeiten. Vor allem die Vielzahl der Vorga­
ben, die es im Jahresablauf zu bearbeiten gilt, stellt ein 
Problem dar. Die termingerechte Abgabe von Meldungen 
nach bestimmten Fristen und Stichtagen hingegen ist 
für landwirtschaftliche Betriebe nachvollziehbar. Nach 
Ansicht der Befragten fehle allerdings eine übergeord­
nete Stelle, die alle Termine aus verschiedenen Rechts­
bereichen koordiniert und die zugehörigen Vorgaben 
verständlich und übersichtlich darstellt.

Im zweiten Teil der Interviews standen Fragen zu ver­
schiedenen bürokratischen Pflichten im Mittelpunkt. 
Insbesondere in den Bereichen Düngung, Tierarznei­
mittel und Kontrollen empfinden die Landwirtinnen 
und Landwirte eine erhöhte bürokratische Belastung. 
Nach ihren Angaben ist dies Folge einer sehr kompli­
zierten und damit schwer verständlichen Rechtslage. 
Dazu kritisieren die Befragten die häufigen gesetzlichen 
Änderungen durch europarechtliche Anforderungen 
besonders im Bereich der Düngung. In Bezug auf den 
Themenbereich Kontrollen (die in der Zuständigkeit der 
Landesbehörden liegen) wünschen sie sich eine höhere 
Kulanz in besonderen betrieblichen Situationen wie  der 

Grafik 1
Vergleich praktischer und bürokratischer Arbeitsbelastung von landwirtschaftlichen
Betrieben im Jahresverlauf
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Geburt eines Tieres, die die Belastung durch Kontrol­
len verringern würde. Informationspflichten werden als 
besonders belastend wahrgenommen, wenn die Anfor­
derungen aufgrund fehlender Informationen unklar 
und unverständlich sind. Als Lösungsansatz regen die 
Landwirtinnen und Landwirte die Schaffung einer über­
geordneten Stelle an. Diese sollte alle für die Betriebe 
relevanten Informationen sammeln und nachvollziehbar 
aufbereiten. Ziel wäre ein Überblick darüber, welche 
Informationspflichten zu einem bestimmten Zeitpunkt 
zu erfüllen sind. Diese Stelle könnte auch darüber 
informieren, welche Anforderungen genau zur Erfüllung 
der Vorgaben notwendig sind. Aus Sicht der Befragten 
brächte ein vermehrter Datenaustausch zwischen Ver­
waltungsstellen und privatwirtschaftlichen Stellen große 
Entlastung. Doppel­ oder sogar Mehrfacherfassungen 
gleicher Daten sollten vermieden werden. Der Eindruck 
der befragten Landwirtinnen und Landwirte ist, dass 
bereits bestehende Datenquellen nicht oder nicht aus­
reichend genutzt werden.

Alle Befragten gaben an, dass ein höherer Digitalisie­
rungsgrad für eine bürokratische Entlastung sorgen 
könnte. Übergeordnetes Ziel sei das papierlose Büro. 
Sämtliche Anträge oder Berichtspflichten sollten online 
oder als ausfüllbare Datei zu erledigen sein. Ein grund­
legendes Problem stelle die teils mangelhafte Inter­
netverbindung im ländlichen Raum dar, die jedoch 
zwingende Voraussetzung für eine fortschreitende Digi­
talisierung in der Landwirtschaft sei.

2.2 Bürokratische Belastung nach  
aktueller Rechtslage 

Den geschilderten Einschätzungen wurde eine quan­
titative Betrachtung der bürokratischen Belastung aus 
Informationspflichten sowie weiteren Vorgaben land­
wirtschaftlicher Betriebe in verschiedenen Themen­
bereichen aus der Online­Datenbank des Erfüllungsauf­
wands (OnDEA) gegenübergestellt. In diese quantitative 
Betrachtung flossen alle gesetzlichen Verpflichtungen 
der Landwirtschaft ein, die in OnDEA jeweils mit Gesamt­
kosten von über 1 000 Euro im Jahr beziffert sind.

Zusammengenommen betragen die jährlichen büro­
kratischen Belastungen aus Informationspflichten der 
Landwirtschaft über 620 Millionen Euro (Stand: Novem­
ber 2019): Im Bereich Dünge­ und Pflanzenschutzmittel 
entstehen jährliche Belastungen von insgesamt 220 
Millionen Euro. Das Thema Düngung ist stark von euro­
parechtlichen Vorgaben geprägt, sodass auf nationaler 
Ebene kein Handlungsspielraum gegeben ist. Aus die­
sem Grund wurde der Themenbereich nicht weiter im 
Projekt untersucht. Informationspflichten zu Tierarznei­
mitteln und zur Tiergesundheit werden auf 217 Millio­
nen Euro jährlich beziffert. Durch Vorgaben zur Tierkenn­
zeichnung sowie Dokumentations­ und Meldepflichten 
zu Tierbeständen entsteht eine Belastung von 101 Milli­
onen Euro je Jahr. Aus Meldepflichten durch statistische 
Erhebungen und den InVeKoS­Sammelantrag | 1 entste­
hen insgesamt 14 Millionen Euro jährliche Belastung. 
 Grafik 2

 1 Das Integrierte Verwaltungs­ und Kontrollsystem (InVeKoS) ist ein  
System von Verordnungen zur Durchsetzung einer einheitlichen 
Agrarpolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU).

Grafik 2
Durchschnittliche jährliche bürokratische Belastungen aus Informationspflichten landwirtschaftlicher Betriebe  
nach Themenbereichen
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Tiefenanalyse: Priorisierung  
der Themen zur Nutztierhaltung

Nach Auswertung der Vorbefragung sowie der Daten­
bankauskünfte zur bürokratischen Belastung der Land­
wirtschaft galt es, konkret umsetzbare Entlastungsvor­
schläge zu erarbeiten. Dabei kristallisierten sich die 
folgenden drei Kernbereiche heraus: Meldewege (all­
gemeine Rechtslage, Tierarzneimittel, Tiergesundheit), 
Kontrollen (in Verbindung mit privatwirtschaftlichen 
Gütesiegeln) sowie Best­Practice­Beispiele. Zu diesen 
Themenbereichen folgten 31 ausführliche qualitative 
Leitfadeninterviews mit landwirtschaftlichen Betrieben 
(11 Interviews) sowie mit Fachleuten verschiedener 
staatlicher und privatwirtschaftlicher Stellen (20 Inter­
views). Resultat waren diverse Verbesserungsvorschläge 
für potenziell anschließende Umsetzungsmaßnahmen. 
Die Themen mit dem größten Potenzial für eine spä­
tere Umsetzung waren nach Einschätzung der zustän­
digen Fachreferate „Digitalisierung des Rinderpasses“ 
und „Vermeidung von Mehrfachmeldungen“. Auf diese 
fokussierte sich der weitere Projektverlauf.

3.1 Digitalisierung des Rinderpasses 

Der klassische Rinderpass (nach § 30 der Verordnung 
zum Schutz gegen die Verschleppung von Tierseu­
chen im Viehverkehr [Viehverkehrsverordnung]) wurde 
2007 für diejenigen Rinder abgeschafft, die innerhalb 
Deutschlands transportiert werden. Seitdem stellen die 
zuständigen Behörden oder von diesen beauftragten 
Stellen für jedes Rind nach Eingang der Geburtsanzeige 
ein sogenanntes Stammdatenblatt (§ 31 Viehverkehrs­
verordnung) aus und versenden dieses postalisch an 
die Tierhaltenden. Die im Stammdatenblatt enthaltenen 
Daten liegen sowohl in Papierform als auch elektronisch 
in der Datenbank des Herkunftssicherungs­ und Infor­
mationssystems für Tiere (HIT) | 2 vor. Das Stammdaten­

 2 Das HIT ist ein zentrales Datenerfassungs­ und Datenaustausch­
system in Deutschland. Landwirtschaftliche Betriebe müssen alle 
Bestandsveränderungen von Tieren (Rinder, Schweine, Schafe und 
Ziegen) an die Datenbank melden. Dies gewährleistet eine lücken­
lose Rückverfolgbarkeit der Tiere. Das Bayerische Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wurde von den Bundeslän­
dern mit der Entwicklung und dem Betrieb des HIT beauftragt.

blatt wird nach Ergänzung der erforderlichen Angaben 
zu Vorbesitzern und der Unterschrift des letzten Tierhal­
tenden zum Rinderpass (§§ 30 und 31 in Verbindung 
mit Anlage 7 Viehverkehrsverordnung), wenn das Rind 
in andere EU­Mitgliedstaaten oder Drittländer verbracht 
wird. Verbleibt das Rind in Deutschland, ist das Stamm­
datenblatt jedoch nicht zwingend erforderlich (Verord­
nung [EU] 2016/429, „Tiergesundheitsrecht“, § 31 Vieh­ 
verkehrsverordnung). Nach Geburt oder Kauf eines Rin­
des gibt jede tierhaltende Person eine Zugangs­ bezie­
hungsweise Geburtsmeldung im HIT ab oder sendet 
diese postalisch über eine sogenannte Meldekarte an 
die zuständige Regionalstelle. Diese erfasst die Daten 
anschließend im HIT.

Im Projekt „Hofarbeit statt Schreibtischzeit“ erarbeitete 
das Projektteam im Statistischen Bundesamt in einer 
Online­Veranstaltung „Denkwerkstatt zur Digitalisierung 
des Rinderpasses“ mit beteiligten Verwaltungsstellen, 
rinderhaltenden Betrieben sowie Betrieben mit Rinder­
handel konkrete Umsetzungsvorschläge. Die Beteiligten 
diskutierten, durch welche Maßnahmen eine vollstän­
dige Digitalisierung des Rinderpasses beziehungsweise 
Stammdatenblatts in Kombination mit einer anlassbezo­
genen Ausstellung zu erreichen wäre. Bei der Zugangs­ 
beziehungsweise Geburtsmeldung für Rinder wäre dazu 
für Tierhaltende künftig eine Auswahlmöglichkeit ein­
zurichten, sowohl in HIT als auch schriftlich (zum Bei­
spiel durch eine Ergänzung auf der Meldekarte) über die 
Regionalstellen eine Meldung vornehmen zu können. 
Diese Auswahlmöglichkeit erfolgt entweder für alle Tiere 
eines Betriebs oder für jede einzelne Geburtsmeldung 
und gibt an, ob die Tierhaltenden einen Rinderpass als 
Papierdokument postalisch anfordern wollen. Basierend 
auf der in HIT hinterlegten Entscheidung der Tierhalten­
den wäre die individuelle Erstellung und Bereitstellung 
des Rinderpasses durch die Regionalstellen oder der 
Verzicht darauf zu ermöglichen. Eine Gegenüberstel­
lung des aktuellen Ablaufs und des künftig möglichen 
Ablaufs zur Rinderpassausstellung zeigt  Grafik 3. 

Um eine solche Digitalisierung umzusetzen und den Ver­
waltungsprozess umzustellen, ist nach Abschluss des 
Projekts zunächst eine ressortseitige Prüfung der aktuel­
len Rechtsgrundlage erforderlich. Zunächst muss geprüft 
werden, ob auf Wunsch der Tierhaltenden auf den Aus­
druck und die Zusendung des Rinderpasses verzichtet 
werden kann. Ebenso ist zu prüfen, ob die Rechtsgrund­
lage erlaubt, ein vollständiges Stammdatenblatt mit 

Statistisches Bundesamt | WISTA | 2 | 202272



Hofarbeit statt Schreibtischzeit – Informationspflichten in der Landwirtschaft spürbar  
vereinfachen

Grafik 3
Gegenüberstellung des aktuellen und künftig möglichen Ablaufs der Ausstellung eines Rinderpasses
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allen notwendigen Daten online zur Verfügung zu stellen 
und durch den aktuellen Tierhaltenden selbst ausdru­
cken zu lassen. Außerdem muss das Bundesmini sterium 
für Ernährung und Landwirtschaft bezüglich der Mani­
pulationssicherheit eine einmalige juristische Prüfung 
durchführen: Gibt es bestimmte rechtliche Vorschriften 
oder Einwände zur Sicherheit beziehungsweise Unver­
fälschtheit eines durch die Tierhaltenden selbst aus­

gedruckten Rinderpasses? Um die notwendigen tech­
nischen Umsetzungen in der Datenbank vorzunehmen, 
ist vorab eine Entscheidung aller Bundesländer gemein­
sam oder einzelner Länder individuell zur Umsetzung 
des digitalen Rinderpasses erforderlich. Anschließend 
erfolgt der Auftrag zur technischen Anpassung an die 
passausgebenden Regionalstellen.
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Nach Angaben in OnDEA beträgt die jährliche bürokra­
tische Belastung der Landwirtinnen und Landwirte für 
den Rinderpass (Stammdatenblatt und vollwertiger Rin­
derpass) bisher rund 24 Millionen Euro. Durch einen 
digitalen Rinderpass würde sich die Fallzahl der als 
Papierdokumente ausgestellten Rinderpässe deutlich 
verringern, sodass eine bürokratische Entlastung auf 
Seiten der Landwirtschaftsbetriebe um knapp 20 Millio­
nen Euro möglich ist.

3.2 Vermeidung von Mehrfachmeldungen  
zu Tierbeständen und Bestands­
veränderungen

Im Projekt „Hofarbeit statt Schreibtischzeit“ wurde 
durch telefonische Befragungen von Verwaltungsstel­
len sowie Landwirtinnen und Landwirten mit Nutztier­
haltung zudem untersucht, in welchen Bereichen der 
Landwirtschaft Potenzial besteht, Mehrfachmeldungen 
zu vermeiden. Leitgedanke für diese Analyse war das 
Once­Only­Prinzip, nach dem bestimmte Standardinfor­
mationen der Verwaltung nur einmal mitgeteilt werden 
sollen. Mehrfache Meldungen identischer Informatio­
nen mit zusätzlichen Aufwänden für die Landwirtinnen 
und Landwirte könnten entfallen und stattdessen durch 
verwaltungsseitig vorhandene Daten ersetzt werden. 
Um eine Analyse der vorhandenen Daten mit den Anga­
ben der Befragten vergleichbar zu machen, wurden die 
verschiedenen Rechtsgrundlagen mit deren Melde­
pflichten über Tierbestände der projektrelevanten Tier­
arten (Rinder, Schweine, Geflügel) zusammengestellt. 
Dazu wurden jeweils die Meldekriterien (Umfang und 
Zwecksetzung), die Meldefrequenzen sowie die jeweils 
datenerhebenden Stellen in den Blick genommen. Ins­
besondere geht aus den Angaben der Befragten und der 
Analyse des Status quo hervor, dass landwirtschaftliche 
Betriebe Daten über Tierbestände mehrmals im Jahr an 
unterschiedliche Stellen nach verschiedenen Rechts­
grundlagen melden müssen. Daraus ergibt sich insge­
samt eine bürokratische Belastung von bis zu 78 Mil­
lionen Euro je Jahr. Ziel ist, eine bereits bestehende 
Datenbank (zum Beispiel HIT) auszubauen oder eine 
zentrale Datenbank zu schaffen, über die dann jegliche 
Dokumentation und Meldung zu Nutztieren erfolgen 
kann.

Durch die Zweckbindung der Rechtsgrundlagen dürfen 
Daten über Tierbestände nur für den spezifischen Zweck 
genutzt werden, für den sie erhoben wurden. Anlass und 
Umfang der Tierbestandsmeldungen differieren je nach 
Rechtsgrundlage und Zweck in den einzelnen Datenban­
ken. So sind die Daten der Tierarzneimittel­Datenbank 
nach Expertenaussagen zwar am detailliertesten, umfas­
sen jedoch nur einen Teil der Tierbestände. Um die erho­
benen Daten für andere Zwecke verwenden zu können, 
wäre eine Verknüpfung der verschiedenen beteiligten 
Rechtsbereiche erforderlich (zum Beispiel Tiergesund­
heit, Tierarzneimittel, Tierbestandsmeldungen). Für 
eine solche datenschutzrechtliche und fachrechtliche 
Harmonisierung ist es wesentlich, die Zwecke und Merk­
male der Meldungen im Detail zu prüfen. Wurden die 
notwendigen Rechtsgrundlagen für diese Meldungen 
neu geschaffen beziehungsweise angepasst, wären die 
erforderlichen Anpassungen in bestehenden IT­Syste­
men, Datenbanken (zum Beispiel HIT) oder gegebenen­
falls der Aufbau einer neuen Datenbank vorzunehmen. 
Alternativ wären auch dezentrale Lösungen mit Format­
vorgaben für eine digitale Dokumentation und Schnitt­
stellen zur (automatischen) Übertragung der Angaben 
an die Datenempfängerinnen und Datenempfänger 
denkbar. Letzteres wäre unter Datenschutzaspekten 
gegebenenfalls leichter umsetzbar. Unter der Annahme, 
dass Tierbestandsdaten von Rindern, Schweinen und 
Geflügel künftig lediglich in einer Datenbank gemeldet 
werden müssten, könnten sich die aktuell geltenden 
bürokratischen Aufwände der Landwirtinnen und Land­
wirte jährlich um bis zu 22 Millionen Euro reduzieren.

4

Ausblick

Das Projekt „Hofarbeit statt Schreibtischzeit“ sollte 
den bürokratischen Aufwand durch Informationspflich­
ten für ausgewählte landwirtschaftliche Betriebe näher 
beschreiben und auf dieser Basis Potenziale für Entlas­
tungen identifizieren. Zu den beiden näher untersuchten 
Projektthemen wurden abschließend konkrete Umset­
zungsmaßnahmen aufgezeigt. Damit diese realisiert 
werden können, sind zunächst rechtliche Voraussetzun­
gen zu schaffen. So ist zur Digitalisierung des Rinder­
passes zu prüfen, ob und inwieweit diese infolge der ab 
21. April 2021 zur Anwendung gelangenden Verordnung 
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(EU) 2016/429 (Tiergesundheitsrecht) auf nationaler 
Ebene umgesetzt werden kann. Die Rechtsgrundlagen, 
insbesondere das Rinderregistrierungsdurchführungs­
gesetz sowie die Viehverkehrsverordnung, müssen 
angepasst oder wo nötig noch geschaffen werden. Nach 
der EU-Verordnung müssen alle Tierhaltenden sicher­
stellen, dass die zuständigen Behörden allen Rindern, 
die ins Ausland verbracht werden, einen Rinderpass als 
Papierdokument ausstellen (Artikel 112 Buchstabe b 
der Verordnung [EU] 2016/429). Allerdings gilt dies nicht 
für den Fall, dass es zwischen den Mitgliedstaaten einen 
elektronischen Datenaustausch gibt. Für alle Rinder, die 
innerhalb eines EU-Mitgliedstaats verbleiben, bleibt das 
nationale Recht unberührt (Artikel 110 Absatz 2 der Ver­
ordnung [EU] 2016/429).

Daten zu Tierbeständen werden von unterschiedlichen 
Verwaltungsstellen benötigt. Bei einer Bündelung der 
Tierbestandsmeldungen und Schaffung einer zentralen 
beziehungsweise Ausbau einer bestehenden Daten­
bank ist darauf zu achten, dass auch die im Rahmen 
der Verwaltungsdatennutzung aktuell bereitgestellten 
Informationen zu Tierbestandsdaten weiterhin vorliegen 
oder diese sogar noch erweitert werden könnten. Vor der 
praktischen Umsetzung wären die Rechtsgrundlagen zu 
schaffen. Um das Potenzial solcher Lösungen abschät­
zen zu können, sind Recherchen über bestehende 
Schnittstellen und Datenströme notwendig. Hierzu 
könnte die Verwaltungsdaten-Informationsplattform des 
Statistischen Bundesamtes als Ausgangspunkt genutzt 
werden, da in deren Registereinträgen die relevanten 
gesetzlichen Grundlagen sowie bestehende Datenlie­
ferungen (auch für die amtliche Statistik) und Schnitt­
stellen dargestellt werden. Für die amtliche Statistik 
erstreckt sich die Verwaltungsdatennutzung im Vieh­
bereich als Ersatz für eine Primärerhebung derzeit aus­
schließlich auf die Daten von HIT für die Erfassung von 
Rinderbeständen (§ 20a Agrarstatistikgesetz). Momen­
tan kommen zum Beispiel in der Agrarstrukturerhebung 
und in der Bodennutzungshaupterhebung Verwaltungs­
daten zum Einsatz. Sie werden unter anderem genutzt, 
um das Betriebsregister Agrarstatistik zu aktualisieren, 
das die Grundlage für die Durchführung agrarstatisti­
scher Erhebungen bildet (§ 97 Agrarstatistikgesetz).

Das Projekt „Hofarbeit statt Schreibtischzeit“ hat haupt­
sächlich landwirtschaftliche Betriebe mit Rindern, 
Schweinen und Geflügel betrachtet. Da aber viele Tier­
halterinnen und Tierhalter gemischte Bestände, beste­

hend aus mehreren meldepflichtigen Tierarten, halten, 
wäre es zielführend, nicht nur Meldungen zu diesen 
drei Tierarten in einer Datenbank zu vereinen. Vielmehr 
sollte eine digitale Lösung für alle Dokumentations- und 
Meldepflichten im Bereich der Tierbestandsmeldungen 
angestrebt werden. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Das Volkseinkommen besteht aus dem Arbeitnehmerentgelt sowie den Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen. Für die Beschreibung der funktionalen Einkommensver-
teilung wird häufig die Lohnquote, das heißt der Anteil des Arbeitnehmerentgelts am 
Volkseinkommen, herangezogen. Der Aufsatz erläutert die Berechnungskonzepte und 
Ursachen für die Entwicklung des Arbeitnehmerentgelts seit 1991. Dabei wird deutlich, 
dass über einen längeren Zeitraum hinweg der Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt 
erhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung des Arbeitnehmerentgelts hatte. Dar-
gestellt wird zudem die Zusammensetzung und Veränderung der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen. Diese enthalten auch das Arbeitseinkommen der Selbststän-
digen, das allerdings nur modellmäßig bestimmt werden kann. Durch die Addition des 
unterstellten Arbeitseinkommens der Selbstständigen und des Arbeitnehmerentgelts 
kann ergänzend zur Lohnquote eine Arbeitseinkommensquote ermittelt werden.

	 Keywords: net national income at factor costs – labour share of national income – 
labour income – employment rate – property and entrepreneurial income

ABSTRACT

Net national income at factor costs consists of compensation of employees and prop-
erty and entrepreneurial income. Labour (or compensation of employees) share of na-
tional income is often used to describe the functional income distribution. The article 
explains the calculation methods and the reasons of the development of labour income 
since 1991. The article also shows the composition of, and change in entrepreneurial 
and property income. The latter also include the labour income of self-employed, which 
however can be determined only by means of models. A labour income share can be 
determined, in addition to the labour share of national income, by adding the imputed 
labour income of self-employed to the compensation of employees. 
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1

Einleitung 

In verteilungspolitischen Diskussionen spielt die Lohn-
quote eine wichtige Rolle. Sie zeigt auf, welcher Teil des 
Volkseinkommens auf unselbstständige Arbeit, also 
auf das gesamtwirtschaftliche Arbeitnehmerentgelt, 
entfällt. Den anderen Teil des Volkseinkommens bilden 
die Unternehmens- und Vermögenseinkommen. Die 
Aufteilung in diese beiden Komponenten wird auch als 
funktionale Einkommensverteilung bezeichnet. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass in den Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen nicht nur die Entlohnung des 
Produktionsfaktors Kapital enthalten ist, sondern auch 
die Entlohnung der Arbeit von selbstständig tätigen Per-
sonen. Zu diesem Personenkreis zählen freiberuflich 
Tätige, Einzelunternehmer, mitarbeitende Eigentüme-
rinnen und Eigentümer von Personen- und Kapitalge-
sellschaften sowie sogenannte Solo-Selbstständige und 
ohne Arbeitsvertrag mithelfende Familienangehörige.

Dieser Aufsatz erläutert die Konzepte für die Berech-
nungen des Arbeitseinkommens in den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen, die Entwicklung maßgeb
licher Größen in den letzten 30 Jahren und deren 
Ursachen. Kapitel 2 zeigt die makroökonomischen 
Ausgangsgrößen und Kapitel 3 die makroökonomische 
Verteilung des Volkseinkommens auf. Neben der Lohn-
quote wird dabei auch eine Quote für das Einkommen 
aus selbstständiger Tätigkeit, das sogenannte Selbst-
ständigeneinkommen, diskutiert. Das abschließende 
Kapitel 4 erklärt die Aussagekraft verschiedener Einkom-
mensquoten. 

Die makroökonomischen Ergebnisse zur Einkommens-
verteilung haben für den einzelnen privaten Haushalt 
jedoch nur sehr begrenzte Aussagekraft. Gründe dafür 
sind zum einen, dass Haushalte aus verschiedenen 
Quellen Einkommen beziehen können, und zum ande-
ren, dass die Spannweite der Arbeitseinkommen sehr 
groß ist. Dies gilt nicht nur für die Einkommen abhängig 
Beschäftigter, sondern auch für diejenigen von Selbst-
ständigen. Sowohl die Lohn- als auch die Arbeitsein-
kommensquote gewähren daher nur einen ersten Blick 
auf die Verteilung. 

2

Das Volkseinkommen 
und seine Komponenten 

In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen steht 
oft das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Fokus. Das Volks-
einkommen leitet sich aus dem BIP ab, indem die per 
saldo empfangenen grenzüberschreitenden Primärein-
kommen hinzugerechnet sowie die Abschreibungen 
und der Saldo aus an den Staat geleisteten Produk
tionsabgaben minus vom Staat empfangene Subven
tionen abgezogen werden.  Das Volkseinkommen ist die 
Summe der erwirtschafteten Erwerbs- und Vermögens-
einkommen der Inländer nach Abschreibungen auf das 
Anlagevermögen.  Tabelle 1

Durch das Hinzurechnen der per saldo vom Ausland 
empfangenen Primäreinkommen erfolgt der Übergang 
vom Inlandskonzept (BIP) auf das nach dem Inlän-
derkonzept ausgewiesene Bruttonationaleinkommen 
(BNE). Deutschland hat seit dem Jahr 2004 mehr an 
Primäreinkommen aus dem Ausland erhalten als an 
das Ausland gezahlt. Daher hat sich im gesamten 
Zeitraum von 1991 bis 2021 das Bruttonationalein-
kommen (+ 129,7 %) nominal stärker erhöht als das 
Bruttoinlandsprodukt (+ 125,2 %). Der Verlauf der per 
saldo empfangenen grenzüberschreitenden Primärein-
kommen wird vor allem von den Vermögenseinkommen 
in Form von Zinsen und Ausschüttungen einschließ-
lich reinvestierter Gewinne bestimmt. Daneben zählen 
zu den grenzüberschreitenden Primäreinkommen die 
geleisteten Produktionsabgaben an die Europäische 
Union (EU) sowie die von dort erhaltenen Subventio-
nen und die Arbeitnehmereinkommen der Aus- und 
Einpendler/-innen. 

Der Anstieg des Volkseinkommens in den letzten 30 Jah- 
ren ist mit + 119,0 % dagegen geringer ausgefallen. Dies 
ist vor allem auf den überproportionalen Anstieg der 
gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen (+ 182,2 %) zu- 
rückzuführen. Auch sind die geleisteten Produktions- 
und Importabgaben überproportional stärker gestie-
gen (+ 151,2 %) – unter anderem aufgrund gestiegener 
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Mehrwertsteuersätze. | 1 Die Jahre 2020 und 2021 hat 
die Corona-Pandemie geprägt; das zeigt sich beispiels-
weise in dem sprunghaften Anstieg der Subventionen. 
Ohne die staatlichen Unterstützungen der Unternehmen 
lägen die Subventionen – und damit auch das Volks-
einkommen – im Jahr 2021 um fast 60 Milliarden Euro 
niedriger. Dabei ist zu berücksichtigen, dass ohne die 
massiven Staatshilfen in der Corona-Pandemie die Wirt-
schaftsentwicklung in den letzten beiden Jahren wahr-
scheinlich anders ausgefallen wäre. 

Der im Inland erwirtschaftete Nettobetriebsüber-
schuss bildet die Hauptkomponente der Unterneh-
mens- und Vermögenseinkommen. Er kann – anders 
als das originär berechnete Arbeitnehmerentgelt (siehe 
Abschnitt 3.1) – nur als eine Restgröße bestimmt wer-

  1	 1993 lag der Mehrwertsteuersatz bei 15 % (ermäßigter Satz: 7 %). 
Seit 2007 beträgt der Regelsteuersatz 19 % (ermäßigt: 7 %) – mit 
Ausnahme der zweiten Jahreshälfte 2020, als die Mehrwertsteuer
sätze im Zuge der Corona-Pandemie temporär gesenkt wurden (auf 
16 beziehungsweise 5 %). Die temporäre Senkung der Mehrwert
steuersätze sollte den Konsum stärken und Unternehmen unterstüt-
zen (siehe dazu auch Egner, 2021). 

den (Schwarz, 2008). Ausgehend von der gesamtwirt-
schaftlichen Bruttowertschöpfung ergibt sich der Netto
betriebsüberschuss wie folgt:

	 Bruttowertschöpfung  
–	 Abschreibungen 
–	 gezahltes Arbeitnehmerentgelt 
–	 geleistete sonstige Produktionsabgaben | 2  
+	 empfangene sonstige Subventionen | 3  
=	 Nettobetriebsüberschuss

Der Nettobetriebsüberschuss enthält sowohl die Ent-
lohnung für das eingesetzte Kapital als auch die Ent-
lohnung für die Arbeitsleistung selbstständig tätiger 
Personen (siehe Abschnitt 3.2). Zudem sind die empfan-
genen abzüglich geleisteten grenzüberschreitenden Ver-

  2	 Sonstige Produktionsabgaben sind Abgaben, die unabhängig von der 
produzierten Gütermenge erfolgen, wie die Grundsteuer oder die Kfz-
Steuer eines Unternehmens.

  3	 Zu den sonstigen Subventionen zählen unter anderem Zuweisungen 
an Hochschulkliniken, Forschungs- und Wohnungsbauförderung, bis  
Mitte der 1990er-Jahre der Kohlepfennig und in der Corona-Pandemie 
die Unterstützungszahlungen an Unternehmen.

Tabelle 1
Vom Bruttoinlandsprodukt zum Volkseinkommen

    1991 2005 2019 2021

Mrd. EUR

  Bruttoinlandsprodukt 1 585,8 2 288,3 3 473,4 3 570,6

+ vom Ausland empfangene Primäreinkommen 70,8 167,4 231,1 211,3

  darunter: Vermögenseinkommen 60,1 155,0 209,6 190,4

– an das Ausland geleistete Primäreinkommen 55,2 148,5 118,5 103,4

  darunter: Vermögenseinkommen 47,4 136,7 98,2 83,3

= Bruttonationaleinkommen (BNE) 1 601,4 2 307,2 3 586,0 3 678,5

– Abschreibungen 245,9 393,1 639,0 694,0

= Nettonationaleinkommen 1 355,5 1 914,1 2 947,0 2 984,5

– geleistete Produktions- und Importabgaben 155,9 237,3 369,7 391,7

+ empfangene Subventionen 32,4 25,1 30,9 105,0

= Volkseinkommen 1 231,9 1 701,8 2 608,2 2 697,8

    1991 = 100

  Bruttoinlandsprodukt 100 144,3 219,0 225,2

+ vom Ausland empfangene Primäreinkommen 100 236,4 326,5 298,4

  darunter: Vermögenseinkommen 100 257,9 348,8 316,8

– an das Ausland geleistete Primäreinkommen 100 269,0 214,7 187,2

  darunter: Vermögenseinkommen 100 288,5 207,3 175,9

= Bruttonationaleinkommen (BNE) 100 144,1 223,9 229,7

– Abschreibungen 100 159,9 259,9 282,2

= Nettonationaleinkommen 100 141,2 217,4 220,2

– geleistete Produktions- und Importabgaben 100 152,2 237,1 251,2

+ empfangene Subventionen 100 77,5 95,6 324,4

= Volkseinkommen 100 138,1 211,7 219,0
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mögenseinkommen Bestandteil der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen. Wie sich das Bruttoinlandspro-
dukt und das Volkseinkommen mit seinen beiden Kom-
ponenten Arbeitnehmerentgelt und Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen in den letzten 30 Jahren entwi-
ckelt haben, zeigt  Grafik 1. 

Aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung und poli-
tischer Maßnahmen unterscheidet sich die Entwick-
lung beider Größen zum Teil erheblich. Bis Anfang der 
2000er-Jahre wich die Entwicklung des Arbeitnehmer
entgelts von der der Unternehmens- und Vermögens-
einkommen noch vergleichsweise wenig ab. Während 
das Arbeitnehmerentgelt von 2003 bis 2007 jedoch nur 
um 5 % gestiegen ist, haben die Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen in diesen vier Jahren dagegen 
deutlich zugelegt (+ 46 %). Dabei erhöhte sich der Netto
betriebsüberschuss um 32 % und im Jahr 2004 dreh-
ten die per saldo empfangenen grenzüberschreitenden 
Vermögenseinkommen nach mehrjährigem Minus ins 
Plus. Der Anteil des Arbeitnehmerentgelts am Volks-

einkommen ist von 71,6 % (2003) auf 64,5 % (2007) 
gesunken. Bei der durch die Bankenkrise ausgelösten 
Finanzmarktkrise und dem folgenden Wirtschaftsein-
bruch 2008/2009 zeigte sich dann ein deutlicher Rück-
gang der Unternehmens- und Vermögenseinkommen, 
das Arbeitnehmerentgelt stagnierte in diesen beiden 
Jahren. Sowohl während dieser Wirtschaftskrise als 
auch in der Corona-Pandemie haben die Kurzarbeiter-
regelungen den Arbeitsmarkt  stabilisiert (Gartner und 
andere, 2021; Herzog-Stein und andere, 2021, hier: 
Seite 14 ff.). Die direkten Unterstützungszahlungen für 
Corona-bedingte Umsatzausfälle an Unternehmen, die 
zu den sonstigen Subventionen zählen, haben einen 
noch stärkeren Rückgang des Nettobetriebsüberschus-
ses im Jahr 2020 verhindert.
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3

Konzepte zur Berechnung der  
Arbeitseinkommen und Ursachen  
von Veränderungen

3.1	 Strukturwandel auf dem Arbeits-
markt und Entwicklung des Arbeit-
nehmerentgelts 

Die gesamtwirtschaftlichen Arbeitseinkommen sind dar-
stellbar als Produkt dreier Faktoren: Anzahl an Erwerbs
tätigen, Arbeitsstundenzahl je Erwerbstätigen sowie  
Arbeitnehmerentgelt je Erwerbstätigenstunde (jeweils 
im Durchschnitt des Betrachtungszeitraums). Die Höhe 
der Arbeitseinkommen steigt somit mit jedem dieser 
Faktoren. Die Höhe und Entwicklung der Faktoren selbst 
ist interdependent mit den Strukturen und Trends der 
Gesamtwirtschaft, die sich wiederum auf die Struktu-
ren des Arbeitsmarkts niederschlagen (zu den gängigen 
Theorien siehe zum Beispiel Oschmiansky, 2020). Seit 
1991 war der Arbeitsmarkt einem erheblichen Wandel 
unterworfen.  Grafik 2 stellt wesentliche Entwicklun-
gen anhand von vier Quoten jeweils für vier Jahre dar: 

1991, 2005 und 2021 bilden den Beginn, die Mitte und 
den aktuellen Rand des Analysezeitraums, 2019 ist 
das jüngste Berichtsjahr ohne Sondereffekte durch die 
Corona-Pandemie. 

Die Erwerbsquote ist der Anteil der Erwerbspersonen 
(Erwerbstätige und Erwerbslose) an der Bevölkerung. Sie 
ist in Deutschland von 51,4 % im Jahr 1991 auf 55,7 %  
im Jahr 2021 angestiegen. Relevant für die Arbeitsein-
kommen ist jedoch nur die Erwerbstätigenquote, das 
heißt der Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung: 
Sie nahm zwischen 1991 und 2005, einem Jahr mit  
konjunkturbedingt hoher Erwerbslosigkeit, von 48,7 auf 
48,2 % ab. Seither ist die Erwerbstätigenquote bis 2019 
auf 54,3 % angestiegen. Dieser erhebliche Zuwachs 
beruht jenseits konjunktureller Entwicklungen unter 
anderem auf strukturellen arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen. Dazu zählen die Kürzung von Lohnersatzleis-
tungen und die mit den Hartz-Reformen beabsichtigte 
effizienter gestaltete Arbeitsvermittlung sowie die Anhe-
bung des Renteneintrittsalters durch erhöhte Regel
altersgrenzen und reduzierte Möglichkeiten zu Frühver-
rentungen (Klinger und andere, 2013, hier: Seite 2 ff.). 
Insbesondere aber stieg in Deutschland die Erwerbstä
tigenquote der Frauen stark an; seit 2017 ist sie die 
dritthöchste in Europa (nach Schweden und Litauen; 
Statistisches Bundesamt, 2018). 

Damit verbunden war ein kräftiger Anstieg der Teilzeit-
beschäftigung: 1991 waren noch 18,5 % aller Erwerbs-
tätigen teilzeitbeschäftigt, 2005 bereits 33,6 % und 
2019 waren es 38,6 %. Neben geänderten Lebensein-
stellungen (zum Beispiel die Aufteilung familiärer Aufga-
ben oder die Work-Life-Balance betreffend; Hobler und 
andere, 2018) trug dazu vor allem der Erwerbseintritt 
von Frauen bei, die mithilfe einer Teilzeitbeschäftigung 
Beruf und Familie vereinbaren (Wanger, 2020, hier: 
Seite 29 ff.). Seit einem Jahrzehnt ist die Teilzeitquote 
recht stabil geblieben. 

Ähnlich stark ist zwischen 1991 und 2005 die soge-
nannte Marginalitätsquote gestiegen, das heißt der 
Anteil der marginal (also geringfügig, kurzfristig oder 
in Arbeitsgelegenheiten) Beschäftigten an allen abhän-
gig Beschäftigten (Schwahn und andere, 2018, hier: 
Seite 32 f.). Betrug die Marginalitätsquote 1991 noch 
7,7 %, so lag sie 2005 bei 17,0 %. Dieser Anstieg ging 
auf die starke Zunahme der in sogenannten Minijobs 
geringfügig Beschäftigten zurück, die rund neun Zehn-

1991
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tel der marginal Beschäftigten ausmachen (Bruckmeier 
und andere, 2018, hier: Seite 6 ff.). Diese Zunahme war 
zum einen durch die Förderung geringfügiger Tätigkei-
ten im Zuge der Hartz-Reformen und zum anderen durch 
den Trend hin zu Dienstleistungen ausgelöst worden. 
Anschließend ist die Marginalitätsquote bis auf 12,6 % 
im Jahr 2019 zurückgegangen. Das ist außer durch den 
deutlichen Anstieg bei regulären Beschäftigungsverhält-
nissen damit zu erklären, dass zwar die Anzahl margi-
naler Beschäftigungsverhältnisse weiter gestiegen ist, 
sie aber immer häufiger nebenberuflich eingegangen 
wurden (Klinger/Weber, 2017, hier: Seite 1 f). | 4 Der 
weitere Rückgang der Marginalitätsquote auf 11,4 % im 
Jahr 2021 ist durch den Corona-Lockdown zu erklären: Er 
traf besonders Branchen mit hoher marginaler Beschäf-
tigung, wie Gastronomie, Touristik, Handel, Kunst und 
Kultur (Bundesagentur für Arbeit, 2021), deren Beschäf-
tigung mangels Anspruch nicht über Kurzarbeit gestützt 
werden konnte. 

Ein bestimmender Trend auf dem Arbeitsmarkt ist ferner 
die andauernde Tendenz hin zu weniger Beschäftigung 
in der Industrie zugunsten des Dienstleistungsbereichs, 
die in der Literatur so bezeichnete „Tertiarisierung“. | 5 
Zwischen 1991 und 2019 ging in Deutschland die Zahl 
der Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe (ein-
schließlich Baugewerbe) um 2,9 Millionen und damit 
um gut ein Fünftel zurück. Zeitgleich stieg die Zahl der 
Erwerbstätigen in den Dienstleistungsbereichen um 
9,1 Millionen Personen oder rund zwei Fünftel. Dadurch 
nahm der Anteil der in Dienstleistungsbranchen abhän-
gig Beschäftigten von 61,3 % im Jahr 1991 zunächst 
stark bis 2005 auf 72,6 % zu, danach nur noch gering 
(2019: 74,6 %, 2021: 75,0 %). 

Was heißt das nun für das Arbeitnehmerentgelt? Wäh-
rend die Zunahme der Erwerbstätigenquote tendenziell 
das Arbeitseinkommen erhöht hat, wirkten die übrigen 
geschilderten Trends dämpfend: Durch die Zunahme 
der Teilzeitquote reduzierte sich ceteris paribus die Zahl 
der geleisteten Arbeitsstunden, der Anstieg der Margi-

  4	 Im Personenkonzept der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
werden nur die ausschließlich marginal beschäftigten Arbeitnehmer/ 
-innen gezählt, nicht aber sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, 
die zusätzlich zum Hauptberuf zum Beispiel einen Minijob ausüben.

  5	 Die Gesamtheit der Dienstleistungsbranchen wird als tertiärer Sektor 
bezeichnet. Die Tertiarisierung ist allerdings nicht gleichbedeutend 
mit einem Rückgang industrieller Endprodukte, sondern eher das 
Resultat wachsender Arbeitsteilung. Siehe hierzu und für die folgen-
den Ausführungen Schwahn und andere (2018, hier: Seite 29 ff.).

nalitätsquote bis zur Mitte des Betrachtungszeitraums 
drückte die durchschnittlichen Löhne und Arbeits-
stunden. | 6 Ihr folgender Rückgang (bei gleichzeitiger 
Zunahme von Nebenjobs und sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigung) wirkte für sich genommen allerdings 
entgeltsteigernd. Die Tertiarisierung schließlich geht mit 
einem höheren Anteil von Teilzeitbeschäftigung und im 
Vergleich zur Industrie teilweise schlechter bezahlter 
Arbeit im Dienstleistungsbereich einher. 

 Grafik 3 führt zehn Wirtschaftsbereiche und ihre 
durchschnittlichen Bruttostundenlöhne des Jahres 
2021 auf und bildet ihre Anteile an den gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsstunden der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer für die Jahre 1991 und 2021 | 7 ab. Die 
Darstellung zeigt ein heterogenes Bild mit Zuwächsen 
und Rückgängen bei Wirtschaftszweigen mit über- wie 
auch unterdurchschnittlichen Stundenlöhnen. Deutliche 
Rückgänge sind vor allem bei dem Arbeitsstundenanteil 
der meist zu den Hochlohnbranchen zählenden Berei-
chen des Produzierenden Gewerbes (ohne Baugewerbe) 
zu erkennen. Ihr Anteil an den gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitsstunden ist von 30,2 % im Jahr 1991 auf 20,9 % 
im Jahr 2021 gefallen. Dagegen nahmen die Anteile der 
Unternehmensdienstleister (von 5,1 auf 12,4 %) und 
des zusammengefassten Bereichs Öffentliche Dienst-
leister, Erziehung, Gesundheit (von 21,9 auf 27,4 %) 
erheblich zu. Allerdings ist der Anteil des darin erfassten 
Wirtschaftszweigs „Öffentliche Dienstleister“ in diesem 
Zeitraum von 9,4 auf 7,4 % zurückgegangen. Das wurde 
jedoch durch die starken Zuwächse der beiden anderen 
enthaltenen Bereiche „Erziehung und Unterricht“ (von 
4,4 auf 5,9 %) sowie „Gesundheits- und Sozialwesen“ 
(von 8,1 auf 14,1 %) mehr als kompensiert. Aggregiert 
hat sich durch den Strukturwandel der Arbeitsstunden-
anteil der dargestellten Wirtschaftszweige mit unter-
durchschnittlichen Stundenlöhnen kaum verschoben: Er 
betrug 58,7 % im Jahr 1991 und 60,6 % im Jahr 2021. 

  6	 Das war mit den Hartz-Reformen ab 2002 durchaus beabsichtigt, um 
die damals höhere Unterbeschäftigung strukturpolitisch abzubauen.

  7	 Ein Vergleich mit den Daten für 2019 ergab nur geringfügige Abwei-
chungen, sodass trotz pandemiebedingter Sondereffekte das aktu-
elle Berichtsjahr 2021 verwendet werden konnte.
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 Grafik 4 auf Seite 84 zeigt die Entwicklung wesent
licher Arbeitsmarktindikatoren, normiert auf 1991 = 100. 
Die Anzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
stagnierte bis 2006 mit einigen Schwankungen auf dem 
Niveau von 1991 und liegt nach einem Höchststand im 
Jahr 2019 trotz der Coronakrise aktuell (2021) 16 % über 
dem Ausgangsniveau von 1991. Die Arbeitsstundenzahl 
war bis 2005 rückläufig und nahm danach – bis auf 
einen Rückgang während der Finanzmarktkrise 2009 – 
bis 2019 parallel zur Arbeitnehmerzahl zu. Erst im Pan-
demiejahr 2020 ging sie wieder nahezu auf ihr Aus-
gangsniveau zurück. Es zeigt sich, dass die kontraktiv 
wirkende demografische Entwicklung bislang durch Net-
tozuwanderung und eine erweiterte Erwerbsbeteiligung 
insbesondere von Frauen mehr als kompensiert werden 
konnte (Klinger/Fuchs, 2020). Die nominalen Brutto-
löhne und -gehälter haben sich absolut und je Stunde 
seit 1991 mehr als verdoppelt. Ein anderes Bild vermit-
telt jedoch die preisbereinigte Betrachtung: Die Stunden-
löhne sind demnach bis 2003 moderat um 13 % gestie-
gen und danach bis zum Beginn der Finanzmarktkrise 
2008 sogar gefallen. Gründe dafür waren zum einen die 

Zurückhaltung der Gewerkschaften bei tariflichen Lohn-
forderungen zur Beschäftigungsstützung, zum anderen 
die rasche Zunahme niedrig entlohnter geringfügiger 
Beschäftigung (Hirschel, 2004, hier: Seite 437 ff.). | 8 
Seither nahmen die preisbereinigten Stundenlöhne ste-
tig um durchschnittlich 1,6 % je Jahr zu.

Definition und Abgrenzung des Arbeitnehmerentgelts 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen | 9

Nach den Konzepten des Europäischen Systems Volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 2010 um
fasst das Arbeitnehmerentgelt alle Geld- und Sachleis-
tungen für die geleistete Arbeit (Eurostat, 2014, hier: 
Textziffer 4.02 ff., sowie Statistisches Bundesamt, 2016, 

  8	 Grundlegend war das nach 1998 initiierte „Bündnis für Arbeit, Aus-
bildung und Wettbewerbsfähigkeit“ der Bundesregierung mit den 
Tarifparteien. Zum Niedriglohnsektor siehe Grabka/Göbler (2020), 
hier: Seite 19 f., sowie Kalina/Weinkopf (2021), hier: Seite 6 ff.

  9	 Auf die Berechnung des Arbeitnehmerentgelts beziehungsweise 
seiner Komponenten im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen wird in diesem Aufsatz nicht eingegangen. Siehe dazu 
ausführlich Statistisches Bundesamt (2016), Seite 284 ff.
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hier: Seite 281 ff., Seite 293 ff.). Das Arbeitnehmer
entgelt setzt sich aus den Bruttolöhnen und -gehältern 
und den Sozialbeiträgen der Arbeitgeber zusammen 
und ist ein Maß für die Kosten des Faktors Arbeit in einer 
Volkswirtschaft.

Bruttolöhne und -gehälter können als Geld- oder Sach-
leistungen gezahlt werden. Zu den Geldleistungen 
gehören insbesondere regelmäßig gezahlte Grundlöhne 
und -gehälter, zusätzliche Monatsgehälter, Weihnachts
gratifikationen, Ergebnisprämien und leistungsbezo-
gene Sonderzahlungen, die an den Erfolg des Unter-
nehmens gebunden sind, sowie Entgelte für arbeitsfreie 
Tage und bezahlte Urlaubstage. Sachleistungen sind 
vor allem Fahrzeuge (Dienstwagen) und andere dauer-
hafte Güter zur persönlichen Nutzung, eigenproduzierte 
Waren und Dienstleistungen wie Freifahrten und Frei-
flüge sowie kostenlose oder verbilligte Mahlzeiten.

Die Sozialbeiträge der Arbeitgeber werden unterschie-
den in tatsächliche und unterstellte Arbeitgeberbei-
träge. Tatsächliche Arbeitgeberbeiträge umfassen die 
Beiträge an die einzelnen Zweige der gesetzlichen 
Sozialversicherung sowie Beiträge zur privaten Kranken- 

und Pflegeversicherung. Darüber hinaus zählen Beiträge 
an Pensionskassen, Pensionsfonds und an Direktver-
sicherungen, Zuführungen zu Rückstellungen für die 
betriebliche Altersversorgung (Direktzusagen) sowie 
Beiträge an berufsständische Versorgungswerke und an 
die Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst zu den tat-
sächlichen Arbeitgeberbeiträgen. 

Unterstellte Sozialbeiträge stellen den Gegenwert von 
Sozialleistungen dar, die von den Arbeitgebern direkt 
an ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder an 
sonstige Berechtigte fließen, ohne dass eine Versiche-
rung oder Ähnliches zwischengeschaltet ist und ohne 
dass dafür spezielle Rücklagen gebildet werden. Es han-
delt sich also um fiktive Beiträge für vom Arbeitgeber 
direkt gezahlte Sozialleistungen. Der mit Abstand größte 
Teil der unterstellten Sozialleistungen entfällt auf die 
Altersversorgung der Beamtinnen und Beamten.

Das Arbeitnehmerentgelt ist von 1991 bis 2021 von 
856 Milliarden Euro auf 1 920 Milliarden Euro gestiegen 
(+ 124 %).  Grafik 5 verdeutlicht, dass die an die 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gezahlten Brutto
löhne und -gehälter zu mehr als 80 % für Höhe und 
Entwicklung des Arbeitnehmerentgelts bestimmend 
sind. In den zurückliegenden drei Dekaden sind sie mit 
nominal + 123 % fast genauso stark gewachsen wie das 
Arbeitnehmerentgelt. Mit jährlichen Zuwachsraten zwi-
schen 4,0 und 4,9 % verzeichneten insbesondere die 
Jahre 2011 bis 2019 (mit Ausnahme des Jahres 2013) 
einen starken Anstieg der Bruttolöhne und -gehälter. 
Das ist sowohl auf einen stetigen Beschäftigungsaufbau 
als auch auf gestiegene Durchschnittslöhne (+ 3,0 % je 
Arbeitsstunde im Jahresdurchschnitt) zurückzuführen. 

Der Anteil der Sozialbeiträge von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern sowie Arbeitgebern am Arbeit-
nehmerentgelt ist von 29,2 % im Jahr 1991 auf 31,8 % 

im Jahr 2021 gestiegen. Der Zuwachs um 2,6 Prozent-
punkte hat unterschiedliche Gründe: Eine wesentliche 
Ursache ist die im Zeitverlauf gestiegene Bedeutung pri-
vater, kapitalgedeckter Alterssicherungssysteme. Auch 
die Einführung der Pflegeversicherung 1995 und der 
allgemeinen Krankenversicherungspflicht im Jahr 2009 
haben zum gestiegenen Anteil der Sozialbeiträge am 
Arbeitnehmerentgelt beigetragen. Die Krankenversiche-
rungspflicht hatte in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen die Einbeziehung der Beiträge an die Private 
Krankenversicherung in die Sozialbeiträge zur Folge. 
Die Beitragssätze an die einzelnen Zweige der gesetz-
lichen Sozialversicherung haben sich in den letzten drei 
Jahrzehnten indessen unterschiedlich entwickelt: Der 
Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung war 
2021 mit 18,6 % um einen Zehntelprozentpunkt nied-
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riger als 1991. Deutlich gesunken ist der Beitragssatz 
an die Arbeitslosenversicherung, nämlich von 4,3 % im 
Jahr 1991 auf 2,4 % im Jahr 2021. Demgegenüber sind 
die Beitragssätze zur gesetzlichen Krankenversicherung, 
auch aufgrund von Zusatzbeiträgen, von 12,2 % im Jahr 
1991 auf 15,9 % im Jahr 2021 | 10 stark angestiegen. 
Gleiches gilt für die Beitragssätze zur Pflegeversicherung 
(von 1,0 % im Jahr 1995 auf 3,05 % im Jahr 2021 | 11).

Das Volumen der Sozialbeiträge der Arbeitgeber und 
dementsprechend auch ihr Anteil am Arbeitnehmer
entgelt war im gesamten Betrachtungszeitraum deutlich 
höher als das Volumen beziehungsweise der Anteil der 
Sozialbeiträge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Das liegt zum einen daran, dass verschiedene 
Systeme der betrieblichen Alterssicherung alleine oder 
zum größten Teil durch die Arbeitgeber finanziert wer-
den (Direktzusagen, Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst). Auch die Beiträge an die gesetzliche Unfallver-
sicherung werden nur durch die Arbeitgeber getragen. 
Zum anderen werden für geringfügig Beschäftigte die 
Beiträge ganz überwiegend von den Arbeitgebern über-
nommen.

Der Anteil der Arbeitgeber zu den Sozialbeiträgen war 
im Jahr 2021 nur um 0,4 Prozentpunkte höher als 30 
Jahre zuvor, allerdings gab es innerhalb dieses Zeit-
raums erhebliche Schwankungen. Dagegen ist der Anteil 
der Arbeitnehmersozialbeiträge in diesem Zeitraum um 
2,2 Prozentpunkte auf 13,6 % gestiegen. Das ist insbe-
sondere auf die größer gewordene Bedeutung kapital-
gedeckter privater (Alters-)Sicherungssysteme zurückzu-
führen, an die zum Teil nur die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer Beiträge entrichten.  

Grafik 5 veranschaulicht auch den Übergang von den 
Brutto- zu den Nettolöhnen und -gehältern und zeigt 
die Entwicklung der Anteile von Arbeitnehmersozial-
beiträgen, Lohnsteuer und Nettolöhnen und -gehältern 
am Arbeitnehmerentgelt. Der Anteil der Nettolöhne und 
-gehälter ist von 57,6 % im Jahr 1991 auf 55,4 % im 
Jahr 2021 zurückgegangen. Bei einem weitgehend kon-
stanten Anteil der Lohnsteuer – lediglich in den Jahren 

10	 Gewichteter Beitragssatz über alle gesetzlichen Krankenkassen 
hinweg, 2021 einschließlich durchschnittlichem Zusatzbeitrag. Die 
Angaben für 1991 beziehen sich auf das frühere Bundesgebiet.

11	 Beitragssätze für Versicherte mit Kind(ern). Seit dem Jahr 2005 wird 
für Versicherte ohne Kind ein Zuschlag erhoben. Im Jahr 2021 betrug 
der Beitragssatz für diese Versicherten 3,3 %.

1995 bis 1999 lag er mit Anteilen zwischen 14,4 und 
14,9 % deutlich über dem langjährigen Durchschnitt 
von 13,4 % – geht der um gut 2 Prozentpunkte niedri-
gere Anteil der Nettolöhne und -gehälter mit dem bereits 
erwähnten höheren Gewicht der Arbeitnehmersozial
beiträge einher. 

3.2	 Entwicklung der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen setzen 
sich aus drei Komponenten zusammen: 

>	 Der Nettobetriebsüberschuss ergibt sich als Rest-
größe und enthält die beiden Komponenten  
(1) Entlohnung für den Arbeitseinsatz des Unterneh-
mers/der Unternehmerin einschließlich nicht sozial-
versicherungspflichtiger mithelfender Familienange-
höriger sowie  
(2) die Entlohnung für den Kapitaleinsatz.

>	 Hinzu kommen (3) die aus dem Ausland empfange-
nen abzüglich der geleisteten Vermögenseinkommen. 

 Grafik 6 zeigt, dass die per saldo empfangenen grenz-
überschreitenden Vermögenseinkommen seit 2004 
zunehmend zu den gesamten Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen beitragen. Im Jahr 2019 wurden 
per saldo 111 Milliarden Euro mehr an Vermögensein-
kommen aus dem Ausland bezogen als an das Ausland 
geleistet. Die grenzüberschreitenden Vermögensein-
kommen stellten damit fast 15 % der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen in diesem Jahr. Die Ursa-
chen für diese Entwicklung sind vor allem im Aufbau des 
Netto-Auslandsvermögens seit Anfang der 2000er-Jahre 
begründet. Steigende Leistungsbilanzüberschüsse und 
verbesserte Renditen des Auslandsvermögens unter 
anderem aufgrund von vermehrten Direktinvestitionen 
im Ausland haben diese Entwicklung angetrieben. | 12 
Dagegen kam es in der Folge der deutschen Vereinigung 
nach 1991 zu Defiziten in der Leistungsbilanz und per 
saldo negativen Vermögenseinkommen.

Da es keine ausreichenden statistischen Angaben zur 
Entlohnung des Arbeitseinsatzes von selbstständig 
Tätigen gibt, kann die Entlohnung ihrer geleisteten 

12	 Die Daten zu den grenzüberschreitenden Vermögenseinkommen 
stammen aus der Zahlungsbilanzstatistik der Deutschen Bundesbank 
(siehe hierzu auch Deutsche Bundesbank [2015, 2018, 2020]).
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Arbeit nur modelliert werden. Hierzu wurde die gesamte 
Jahresarbeitszeit der Selbstständigen einschließlich mit- 
helfender Familienangehöriger mit dem durchschnitt
lichen Stundenlohn aller Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im Inland multipliziert. Das so berechnete 
Selbstständigeneinkommen | 13 zeigt, dass im Jahr 2019 
fast 36 % der in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen ausgewiesenen Unternehmens- und Vermögens
einkommen der Arbeitsleistung von Selbstständigen 
zuzurechnen wären. Da fast 15 % der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen auf die grenzüberschreiten-
den Vermögenseinkommen entfielen, verbleiben knapp 
50 % für die Entlohnung des Kapitaleinsatzes. Bezogen 
auf das Volkseinkommen 2019 ergeben sich so fol-

13	 Das so berechnete Selbstständigeneinkommen weicht von der Defini-
tion im ESVG 2010 ab: Während im ESVG damit ein Mischeinkommen 
aus unternehmerischer Tätigkeit und Kapitaleinsatz gemeint ist, ist 
hier ein Einkommen nur für die Arbeitsleistung modelliert worden.

gende Relationen: Mehr als 81 % des Volkseinkommens 
entfielen im Jahr 2019 auf die Entlohnung der gesamten 
Arbeitsleistung. Gut 71 Prozentpunkte trägt das Arbeit-
nehmerentgelt dazu bei, 10 Prozentpunkte die model-
lierten Selbstständigeneinkommen. Der Rest, nämlich 
knapp 19 % des Volkseinkommens, entfällt dann auf 
den Kapitaleinsatz im In- und Ausland.

Das Selbstständigeneinkommen hat sich wie auch die 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen insgesamt 
zwischen 1991 und 2019 verdoppelt. Im Gegensatz zu 
den teilweise erratischen Änderungen bei den Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen war der Verlauf  
beim gesamtwirtschaftlichen Selbstständigeneinkom-
men – mit Ausnahme des Jahres 2006 – kontinuierlich 
aufwärtsgerichtet; konjunkturelle Ausschläge zeigten 
sich kaum. Bei einer genaueren Betrachtung überlagern 
sich allerdings mehrere Aspekte: So sanken seit der Jahr-

Grafik 6
Entwicklung der Unternehmens- und Vermögenseinkommen
Mrd. EUR
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tausendwende die geleisteten Jahresarbeitsstunden der 
Selbstständigen je Kopf kontinuierlich; sie erreichten 
2019 nur noch 83 % des Niveaus von 1991. Kompensiert 
wurden diese Arbeitszeitrückgänge ab etwa 2003 haupt-
sächlich durch zwei Entwicklungen: Zum einen nahm 
die Zahl der Solo-Selbstständigen infolge der staatli-
chen Förderung von Existenzgründungen (sogenannte 
Ich-AG-Förderung) stark zu. Zum anderen trug dazu die 
teilweise Abschaffung des Meisterzwangs im Zuge der 
Novellierung der Handwerksordnung im Jahr 2004 bei 
(Mai/Marder-Puch, 2013, hier: Seite 484). Auch diese 
Änderung führte zu einer steigenden Zahl von Existenz-
gründungen. Seit 2006 ebbte die Zunahme selbstständi-
ger Personen wieder ab. Im Jahr 2011 erreichte die Zahl 
der Selbstständigen ihren Höhepunkt. Seitdem ist sie 
durchgehend rückläufig und liegt mittlerweile wieder im 
Bereich der späten 1990er-Jahre. Das gesamte in Stun-
den ausgedrückte Arbeitsvolumen von Selbstständigen 
fällt bereits seit 2010. Aufgefangen wurde der Rückgang 
des Arbeitsvolumens der Selbstständigen durch Lohn-
zuwächse bei den Berechnungen des zugrunde liegen-
den durchschnittlichen Arbeitnehmerentgelts je Stunde. 
So hat sich in den Jahren nach der Finanzmarkt- und 
Wirtschaftskrise 2008/2009 dieser Stundensatz um 
jahresdurchschnittlich 2,9 % (2011 bis 2019) erhöht 
und so den Rückgang des Arbeitsvolumens teilweise 
kompensiert. 

Corona-bedingt ist das Arbeitsvolumen der Selbststän-
digen durch die vielen Beschränkungen im Jahr 2020 
um 11,9 % zurückgegangen und nach ersten vorläufi-
gen Zahlen für 2021 wieder leicht um 1,7 % gestiegen. 
Obwohl die durchschnittlichen Stundenlöhne der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in beiden Jahren gestie-
gen sind, liegt das Selbstständigeneinkommen im Jahr 
2021 damit noch um mehr als 5 % unter dem Niveau von 
2019. 

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen weisen 
in den letzten beiden Jahren hohe Schwankungen auf 
(2020: – 10 %; 2021: +  15 % im Vorjahresvergleich). 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Corona-bedingten 
Unterstützungen des Staates, die als sonstige Subven
tionen zu buchen sind, den Nettobetriebsüberschuss 
der Unternehmen stabilisiert haben (siehe Kapitel 2).

4

Aussagekraft verschiedener Lohn- 
und Arbeitseinkommensquoten 

Die Frage, welche Einkommensquote am besten geeig-
net ist, um die funktionale Einkommensverteilung zu 
analysieren, hängt wesentlich vom Analysezweck ab: 
Steht die Verteilung des erwirtschafteten Einkommens 
auf die Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital im Fokus, 
dann sollte auf die gesamte Arbeitseinkommensquote 
abgestellt werden. Wie erläutert können die Arbeitsein-
kommen von Selbstständigen nur modellmäßig erfasst 
werden, daher hängt ihre Höhe von den getroffenen 
Modellannahmen ab. 

 Grafik 7 zeigt neben der oben beschriebenen 
Modellrechnung auch eine Berechnung des Selbst-
ständigeneinkommens mittels des durchschnittlichen 
Arbeitnehmerentgelts. Die daraus resultierende Arbeits-
einkommensquote (Kopfkonzept) unterstellt Selbst-
ständigen nicht nur dieselben Stundenlöhne, sondern 
auch die durchschnittliche Jahresarbeitszeit von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern. Diese Quote liegt im 
Niveau unter der mittels Arbeitsstunden errechneten 
Arbeitseinkommensquote. Die Ursache hierfür ist, dass 
die Jahresarbeitszeit von Selbstständigen deutlich höher 
ist als die von abhängig Beschäftigten. Selbstständige 
arbeiteten im Jahr 2019 durchschnittlich 1 907 Stunden 
und Arbeitnehmerinnen sowie Arbeitnehmer 1 329 Stun-
den. Die Unterschiede sind sowohl darin begründet, 
dass bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Teilzeit 
und geringfügiger Beschäftigung eine große Bedeutung 
zukommt, als auch durch den Umstand, dass tarifver-
tragliche Arbeitszeitregelungen bei Selbstständigen 
keine Rolle spielen.

Um den auf abhängig Beschäftigte entfallenden Anteil 
am Volkseinkommen zu betrachten, kann aber – wie seit 
Jahrzehnten beispielsweise bei tariflichen Auseinander-
setzungen üblich – auch nur auf die Lohnquote abge-
stellt werden. Neben der unbereinigten Lohnquote wird 
dazu häufig eine bereinigte Lohnquote herangezogen. 
Für deren Berechnung wird unterstellt, dass die Struktur 
der Erwerbstätigen bezogen auf ein Basisjahr – in die-
sem Fall 1991 – im Zeitablauf unverändert bleibt. Damit 
wird rechnerisch der Anteil der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer an allen Erwerbstätigen konstant gehal-
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ten. Möglich wäre es auch, statt der Anzahl der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer deren Anteil an den 
Arbeitsstunden aller Erwerbstätigen konstant zu halten. 

Der Verlauf der verschiedenen Einkommensquoten 
zeigt, dass die Entwicklungen im Konjunkturverlauf zwar 
ziemlich ähnlich sind, sich die Niveaus aber unterschei-
den. Im Detail gibt es gleichwohl auch abweichende Ent-
wicklungen. In den letzten Jahren weisen die bereinigte 
und die unbereinigte Lohnquote jedoch kaum noch 
Unterschiede auf. Der Anteil der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer an allen Erwerbstätigen hat in etwa wie-
der den Umfang vom Anfang der 1990er-Jahre erreicht. 
Bei der Einkommensquote zeigt sich, dass die mit-
tels Arbeitsstunden beziehungsweise Personenzahlen 
berechneten Selbstständigeneinkommen näher zusam-
mengerückt sind. 

Die Lohnquote und die Arbeitseinkommensquote sind 
makroökonomische Verteilungsmaße. Ihre Höhe und 
Entwicklung ist von einer Vielzahl struktureller, ökono-
mischer und auch rechtlicher Faktoren und deren Ände-
rungen abhängig, die hier nur angerissen werden konn-
ten (siehe dazu auch Aretz und andere, 2009; Grömling, 
2017; Deutscher Gewerkschaftsbund, 2021). Aus der 
funktionalen Einkommensverteilung können zudem 
keine unmittelbaren Rückschlüsse auf die personelle 

Einkommensverteilung gezogen werden. Hierfür sind 
Mikrodaten aus Haushaltsbefragungen beziehungs-
weise Steuerstatistiken erforderlich. 

Grafik 7
Entwicklung verschiedener Lohn- und Arbeitseinkommensquoten
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ABKÜRZUNGEN

D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 

Vj Vierteljahr

Hj Halbjahr

a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Tiefer gehende Internet-Verlinkungen sind hinterlegt.
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